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Dieter Nohlen

Politischer Wandel durch Wahlen: Der Fall Uruguay

Ein Jahr nach dem Wahlsieg des marxistischen 
Kandidaten Salvador Allende bei den chileni-
schen Präsidentschaftswahlen steht für die Re-
publik Uruguay eine Wahlentscheidung an, 
die für das Land wie für den Subkontinent 
ähnliche Bedeutung haben könnte wie die chi-
lenische Wahl"). Am 28. November 1971 wer-
den in Uruguay sämtliche politischen Mandate 
erneuert. Die wichtigste Wahl ist die des Präsi-
denten des Landes; aber auch die Senats- und 
Abgeordnetenhauswahlen haben im politi- 
tischen System Uruguays große Bedeutung. 
Daneben werden noch die Provinzvertretun-
gen und die Intendanten der Städte bzw. De-
partements neu bestellt.
Zum erstenmal in der Geschichte des Landes 
bewirbt sich bei den kommenden Wahlen eine 
Parteienkombination, die Volksfrontcharakter 
hat und die das Parteiensystem des Landes 
grundlegend verändern wird. Verschiedene 
politische Gruppen, die bislang keine beson-
dere Rolle in der uruguayischen Politik ge-
spielt haben, haben sich — angeführt von der 
Christlich-demokratischen Partei — zur Frente 
Amplio (Breite Front) zusammengeschlossen 
und bilden eine gänzlich neue Alternative 
eines bislang traditionell auf zwei große poli-

tische Gruppierungen, Colorados und Blancos, 
auch Nationale genannt, festgelegten Parteien-
systems.
Die Frente Amplio versucht, mittels demokra-
tischer Wahlen das Mandat zur Durchführung 
eines Programms zu erhalten, das den politi-
schen und sozialen Wandel eines von einer 
tiefen Krise betroffenen Landes einleiten will. 
Wiederholt sich möglicherweise innerhalb von 
15 Monaten eine in Chile gemachte Erfahrung, 
daß sozialrevolutionäre Bewegungen unter 
Beachtung der Spielregeln der bürgerlichen

Demokratie die politische Macht gewinnen 
können? Welches sind die sozio-ökonomischen 
und politischen Voraussetzungen und Möglich-
keiten des Falles Uruguay? Welche Bedeutung 
kommt ihm in lateinamerikanischer Perspek-
tive zu?

Uruguay, ein lateinamerikanisches Land

Während vieler Jahrzehnte hat Uruguay, das 
heu 2te etwa ,8 Millionen Einwohner zählt, 
eine viel gerühmte Ausnahme unter den la-
teinamerikanischen Ländern dargestellt. Viel-
fach mit der Schweiz und ihrer besonderen 
Entwicklung in Europa verglichen, vermochte 
das Land im politisch und sozial bewegten, 
von Revolutionen verschiedenster Observanz 
erschütterten Subkontinent ein stabiles poli-
tisches System aufzubauen und eine fort-
schrittliche Sozialgesetzgebung zu erlassen, die 
ihm den Titel des ersten Wohlfahrtsstaates La-

teinamerikas einbrachten1). Seit 1830 unab-
hängig, gelangte Uruguay bereits mit Beginn 
unseres Jahrhunderts zur Einrichtung eines 
Parteiendualismus zweier Parteien, die ohne 
Interventionen der bewaffneten Streitkräfte 
die Politik des Landes bestimmten 2). 1

1) Alberto Zum Felde, Proceso histörico del Uru-
guay, 5. Aufl., Montevideo 1967, S. 82 ff.; George 
Pendle, Uruguay. South America's First Welfare 
State, 3. Aufl., London—New York—Toronto 1963, 
S. 2 ff.
2) In vergleichender lateinamerikanischer Perspek-
tive dazu allgemein: Edwin Lieuwen, Arms and 
Politics in Latin America, New York 1961; John 
Johnson, Militares y sociedad en America latina, 
Buenos Aires 1966.



Heute dagegen ist Uruguay ein „lateinameri-
kanisiertes" Land, gekennzeichnet wie seine 
Nachbarn durch wirtschaftliche Stagnation, In-
flation und außenwirtschaftliche Abhängig-
keit. Es hat den sozio-ökonomischen Kontext 
des Subkontinents nicht verlassen und scheint 
eher noch tiefer als andere Länder Latein-
amerikas von den Merkmalen und Auswir-
kungen der Unterentwicklung betroffen. Es 
konnte nicht ausbleiben, daß die ökonomischen 
Probleme und die ungerechten Sozialstruktu-
ren Uruguay auch in politisch-ideologischer 
Hinsicht und in den Formen gesellschaftlichen 
Zusammenlebens nach Lateinamerika zurück-
führten. Repression von oben und violencia, 
Gewalt von unten, traten in den Vordergrund 
der Politik. Das Auftauchen der revolutionä-
ren städtischen Untergrundbewegung der Tu- 
pamaros und ihre spektakulären Aktionen 
haben auch die Weltöffentlichkeit rasch ein 
sehr verändertes Bild von der uruguayischen 
Wirklichkeit gewinnen lassen.

Die Analyse dieser Wirklichkeit muß davon 
ausgehen, daß zwischen politischem System, 
politischen Traditionen und Verhaltensweisen 
eines Landes einerseits und sozio-ökonomi-
scher Entwicklung andererseits ein enger Zu-
sammenhang besteht. Wenn wir die Grund-
lagen und Strukturen der uruguayischen Po-
litik beurteilen wollen, haben wir heute — 
von sozio-ökonomischen Problemen ausge-
hend — teilweise neue Kriterien anzulegen, 
die auch die in vielen Jahrzehnten entwickelte 
politische Kultur des Landes unter anderem 
Licht erscheinen lassen.

Die Basis für eine zunächst den Rahmen Latein-
amerikas sprengende gesellschaftliche und po-
litische Entwicklung Uruguays bildete in den 
ersten Jahrzehnten unseres Jahrhunderts die 
wenig kapitalintensive und mit geringer Tech-
nologie auskommende Landwirtschaft3). Bo-
den und Klima begünstigten die von staatlicher 
Seite geförderte Produktion, die im funktio-
nierenden System der internationalen Arbeits-
teilung hohe Exportüberschüsse abwarf. Die 
ökonomische Expansion ging einher mit einer 
zielbewußten Modernisierung des Landes in 
sozio-kultureller, politisch-institutioneller und 
sozialer Hinsicht. Relativ frühzeitig wurde die

4) Die Verfassung vom 3. Januar 1918 führte das 
Männerwahlrecht ein. Die Altersbegrenzung be-
trug 18 Jahre. Etwa 20 Prozent der Bevölkerung 
war effektiv wahlberechtigt.
5) Die frühe Sozialpolitik erhält allerdings heute 
einen anderen Bewertungsakzent. Sie ist entwick-
lungshemmend. Zu den Lasten, die der „Wohl-
fahrtsstaat" von einst heute ökonomisch bedeutet, 
liegt noch keine detaillierte Untersuchung vor. Die 
Problematik durchzieht jedoch fast sämtliche Lite-
ratur zur gegenwärtigen Unterentwicklung des Lan-
des.
6) Comision Econömica para America Latina 
(CEPAL), El pensamiento de la CEPAL, Santiago 
1969, S. 13 ff.
7) Zu den Perioden der Wirtschaftsentwicklung 
Lateinamerikas und ihrer Kennzeichnung siehe 
ebenfalls den angegebenen Bericht der CEPAL.
8) Nicolas Reig, La latinoamericanizaciön del Uru-
guay, in: Begü/Benevenuto/Buno u. a., El Uruguay
en la conciencia de la crisis, Montevideo 1971,
S. 191 ff., hier S. 209.

3) Zur ökonomischen Entwicklung Uruguays siehe 
die Veröffentlichungen des Instituto de Economia de 
la Universidad de la Republica, u. a.: El proceso 
econömico del Uruguay, Montevideo 1969; Uru-
guay: Estadisticas Bäsicas, Montevideo 1969; 
Estudios y Coyuntura, bisher 2 Hefte, Montevideo 
1970, 1971.

politische Macht demokratisiert4), erfolgte die 
Integrierung der Mittelschichten und wurde 
eine fortschrittliche Sozialpolitik durchgeführt 
(Achtstundentag, Mindestlöhne für Landarbei-
ter, Arbeitsunfallgesetz, Schutzbestimmungen 
bei Frauenarbeit etc.), die ein spezifisches 
Merkmal der uruguayischen sozio-politischen 
Entwicklung geblieben ist5). Während der 
Periode hoher Exporte bildete sich das Kapi-
tal und auch der Markt für eine dynami-
sche Industrialisierung, die Basis eines quali-
tativen Umschlags der Wirtschaft von der

6

 
Periode des „Wachstums nach außen" zur 
Periode des „Wachstums nach innen" ).

Dieser Wandel in der Wirtschaftsorientierung 
ergab sich in Uruguay indes bald zwangsläu-
fig als Folge des Preiseinbruchs bei den land-
wirtschaftlichen Produkten während der Welt-
wirtschaftskrise zu Beginn der dreißiger Jahre. 
In dieser Krise zeigte sich nicht nur, daß das 
Kapitalaufkommen der uruguayischen Wirt-
schaft als Produzent von Primärgütern voll-
kommen vom Weltmarkt abhängig war, son-
dern vor allem, daß der Verfall der Preise die 
inländische Produktion entscheidend bestimm-
te. Die Exportleistungen der uruguayischen 
Landwirtschaft aus den Jahren 1925 bis 1930 
wurden seither nicht mehr erreicht.

Während jedoch die Produktion landwirt-
schaftlicher Güter stagnierte, entwick

7
elte sich 

die „importsubstitutive Industrialisierung" ) 
zum Eckpfeiler des wirtschaftlichen Wachs-
tums. Der Wert der industriellen Produktion 
stieg in den Jahren von 1936 bis 1955 um einen 
jährlichen Mittelwert von 6,5 Prozent8). Doch 
blieb die Industrietätigkeit wesentlich auf die 
Befriedigung des — für die moderne Techno-



logie im übrigen zu kleinen — eigenen Mark-
tes beschränkt. Nur zehn Prozent der Produk-
tion gingen in den Export.
Die sozio-ökonomische Entwicklung auf der 
Basis importsubstitutiver Industrialisierung 
reichte aber aus, um die städtische Arbeiter-
schaft, die im industriellen Sektor seit 1930 von 
77 000 bis 1960 auf 207 000 anstieg, in das poli-
tische System zu integrieren. Was die Wirt-
schaft nicht an zur Verfügung stehender Ar-
beitskraft absorbieren konnte, fing der Staat 
durch Erweiterung des Verwaltungsapparats 
auf. Er erzielte damit einen politisch zunächst 
unbestrittenen positiven Effekt. Solange nur 
das Wirtschaftswachstum nachkam, konnten 
die traditionellen staatstragenden Parteien die 
Bedürfnisse ihrer Klientel weitgehend befrie-
digen und eine breite Mittelschicht schaffen, 
die vital an der Stabilität des eingerichteten 
politischen Systems interessiert war. Die staat-
liche Bürokratie, die in enger Interessenver-
bindung mit den traditionellen Parteien ver-
blieb, wurde dabei zur entschieden

9

sten Stütze 
gegen revolutionäre Ideen und Bewegungen 
auf der Linken ).
Die sozio-politischen Kriterien und Bedingun-
gen einer aufgeblähten Verwaltung, die we-
der Stellenpläne noch Laufbahnen kannte, 
wandelten sich, als die Wirtschaft seit 1956 zu 
stagnieren begann. Die in der staatlichen Ver-
waltung unkündbaren Posten, die 1961 21,1 
Proz 10ent der aktiven Bevölkerung umfaßten ), 
banden wichtige Arbeitskraft in für die Volks-
wirtschaft weniger produktiven Beschäftigun-
gen und belasteten eine Wirtschaft, deren jähr-
liche Zuwachsrate sich dem Nullwert näherte, 
ja ins Minus ging Da sich einerseits — an-
ders als in der landwirtschaftlichen Krise zu Be-
ginn der dreißiger Jahre — kein neues Feld 
zeigte, in dem wirtschaftliches Wachstum er-
zielt werden konnte, und andererseits — als 
Folge davon — die distributiven Fähigkeiten 
des Staates, die vordem Wachstums- und so-

9) Vgl. hierzu Carlos H. Filgeira, Burodracia y 
clientela: Una politica de absorbciön de tensiones, 
in: Uruguay — Poder, Ideologia y clases sociales, 
Montevideo 1970, S. 75 ff.
10) Aldo Solari, Estudios sobre la sociedad uru- 
guaya, Montevideo 1964, 2 Bde., Bd. 1, S. 136. Die 
Ausweitung der Verwaltung nach absoluten Zahlen 
hat folgendes Bild: 1938: 58 000, 1955: 170 000, 1959: 
193 000. Siehe Liliana de Rez, Ejercito y politica en 
Uruguay, in: Uruguay — Poder, ideologia y clases 
sociales, a. a. O., S. 111 ff., hier S. 119 f.
11) Für die Periode von 1965 bis 1968 weist die 
CEPAL-Statistik einen Wert von —0,8 aus. Anga-
ben nach Panorama Economico, 261, Mai 1971, 
Santiago, S. 29. 

zialpolitisch regulierend gewirkt hatten, nach-
ließen, schien die sozio-ökonomische Innova-
tionskapazität des politischen Systems er-
schöpft.
Seit 1956 ist die uruguayische Volkswirtschaft 
in erster Linie durch Stagnation der Industrie 
und Rückgang der Agrarproduktion gekenn-
zeichnet. Weder kann der Konsumbedarf des 
Inlandsmarktes durch die nationale Produk-
tion gedeckt werden noch ist die Agrarpro-
duktion in der Lage, hohe Exportgewinne zu 
erzielen. Bezogen auf den Kopf der Bevölke-
rung ist die landwirtschaftliche Produktion 
im Jahre 1970 um 10 Prozent geringer als 1966 
und um 15 Prozent geringer als 1955. Der In-
dexwert für 1968 beträgt 86 bei 100 als Mit-
telwert der Agrarproduktion der Jahre 1952 
bis 1956 12 ). Die landwirtschaftlichen Produkte 
stellen nach wie vor 90 Prozent der uruguay-
ischen Exporte dar.

12) Nadi einer Statistik der FAO, in welcher Uru-
guay als letztes lateinamerikanisches Land rangiert, 
das als einziges unter dem Index von 1952—1956 
liegt. Angabe nach CENADEC, Situation Socio-Eco- 
nomica del Uruguay, hekt., Montevideo 1970, S. 6. 
Leichter zugängliche Statistiken findet der Leser im 
Prebisch-Bericht: Raül Prebisch, Transformacion y 
desarrollo, la gran tarea de la america latina, 
Mexico 1970, hier vor allem die Tabellen A 13, 
A 14, A 27, A 37 und die Grafik A 5.
13) Siehe Roque Faraone, El Uruguay en que vivi- 
mos (1900—1968), Montevideo 1968, S. 137. Der 
Preisindex stieg von 1953 = 100 auf 1965 = 2395, 
die Lebenshaltungskosten im Jahre 1967 erhöhten 
sich um 137 Prozent, siehe Marcha, Nr. 1408, vom 
28. 6. 1968. Die Daten für 1969—1970 sind zu ent-
nehmen aus Instituto de Economia, El fin de la 
estabilizacion, Estudios y coyuntura Heft 2, Monte-
video 1971, S. 64 u. passim.

Zu den weiteren Kennzeichen der Wirtschafts-
lage gehören u. a. eine negative Zahlungs-
bilanz, eine hohe Auslandsverschuldung und 
enorm hohe Inflationsraten, die vor allem die 
kleinen Lohn- und Gehaltsempfänger und die 
Rentner treffen und die ungerechte Einkom-
mensverteilung verstärkt haben. Uber die 
Hälfte der etwa 300 000 Funktionäre der 
öffentlichen Verwaltung büßten ihren früheren 
Lebensstandard ein und erreichen nur noch 
ein Realeinkommen von 30 bis 40 Prozent be-
zogen auf den Wert von 1957 13 ).
Die Regierung Pacheco Areco hat seit 1968 
versucht, durch ein Bündnis mit den die Wirt-
schaft beherrschenden Personen in Banken und 
Handel eine Politik der Stabilität zu betrei- 
treiben — unter Einfrierung der Löhne und 
Preise und unter drastischer Beschränkung der 
politischen und gewerkschaftlichen Freihei-



ten14). „Damit veränderten sich die Verhält-
nisse in Uruguay substantiell ... Der Aus-
gleich, der Dialog, die friedliche Schlichtung 
von Konflikten wurden ersetzt durch Repres-
sion, .. . Einsperrung von Gewerkschaftsfüh-
rern, schlimmste Zensur der freien Meinungs-
äußerung, Gewalt 15und Tote" ),  ohne daß eine 

14) Diese Politik geht zurück auf ein Gutachten des 
Internationalen Weltwährungsfonds, dessen Leitli-
nien sich die Regierung zu eigen machte und die die 
kapitalistischen Länder moralisch unterstützten; 
siehe Camara de Representantes, Comision de Ha-
cienda, Ley de emergencia, Carpeta 324, XI, Juli 
1967.
15) Instituto de Economia, El fin de la estabiliza- 
ciön, a. a. O., S. 92.
16) Ebenda, S. 94.
17) Zu den Perspektiven wirtschaftlicher Entwick-
lung in den Jahren 1971 und 1972 siehe ebenda, 
S. 98 ff.
18) Zu den Anfängen der Parteien siehe Juan E. 
Pivel Devoto, Historia de los partidos y de las 
ideas politicas en el Uruguay, bisher 2 Bde., Monte-
video 1956. Zur Geschichte der Colorados in der 
für die Modernisierung des Landes wichtigen Zeit 
siehe Göran Lindahl, Uruguay's new path, Stock-
holm 1960. Die kenntnisreiche Studie wurde jüngst 
ins Spanische übersetzt und ist unter dem Titel: 
Batlle, Fundador de la democracia en el Uruguay, 
Montevideo 1971, erschienen.
19) Hans-Jürgen Puhle, Politik in Uruguay. Einige 
Bemerkungen zum uruguayischen Parteien- und
Verfassungssystem, Sonderheft 1 der Vierteljahres-
berichte des Forschungsinstituts der Friedrich-Ebert-
Stiftung, Hannover o. J., S. 33. Die Untersuchung 
von Puhle ist die gegenwärtig beste deutschspra-
chige Einführung in das uruguayische politische
System. Sie ist mit sehr viel Verständnis für die 
speziellen Eigenarten der Politik in Uruguay ge-
schrieben.

Situation erreicht wurde, die Hoffnung auf ein 
zukünftiges Wachstum eröffnet16 ). Unter ver-
änderten sozio-politischen Voraussetzungen 
wird die neue Regierung, die aus den Wahlen 
von 1971 hervorgehen wird, vor den gleichen 
Problemen stehen wie die gegenwärtige Re-
gierung zu Beginn ihrer Amtszeit17 ).

Parteien und Politik

Das uruguayische Parteiensystem wird von 
zwei großen Gruppierungen bestimmt, den Co-
lorados und den Nationalen. Beide Parteien, 
die auf das 19.  Jahrhund 18ert zurückgehen ), 
weisen „weder eine einheitliche Organisation 
noch .. . sonstige Kennzeichen auf, die sie je-
weils als Einheit charakterisierten. Im politi-
schen Alltag greifbar sind sie nur in der Ge-
stalt vieler fraktionalistischer Klubs und Grup-
pen, deren Interessen stark divergieren kön-
nen" 19). Die Klubs bilden sich in aller Regel 
um politische Persönlichkeiten, die zumeist 
selbst die politischen Entscheidungen der 
Gruppe fällen. Der überstarke Personalismus 
verhinderte, daß Sachprogramme in der uru-
guayischen Parteipolitik große Bedeutung er-
hielten. Deshalb lassen sich die beiden großen 

Gruppierungen kaum programmatisch, sondern 
eher von den Interessen und der sozialen 
Schichtung ihrer Anhänger unterscheiden — 
Merkmale, die allerdings nur global zutreffen. 
Die Vielfalt der durch das personalistische Mo-
ment bewirkten Verschränkungen läßt nur 
eine sehr relativierende Charakterisierung der 
uruguayischen Parteien zu.
Die Nationalen stützen sich wesentlich „auf 
Teile des städtischen Kleinbürgertums, der 
oberen Mittelklasse und der ländlichen Ober-
klasse" 20 ). Ihre stärkere Position auf dem 
Lande wird ihrer etwas konservativ-agrari-
scheren Orientierung gerecht. Stadt und Land, 
städtische Mittelklasse und ländliche Ober-
klasse, bedingen einen gewissen Gegensatz, 
den man als Basis für zwei Grundströmungen 
innerhalb der Nationalen, den „Herrerismo" 
und den „Nacionalismo independiente", be-
zeichnen könnte. Die Colorados sind weniger 
agrarisch als die Nationalen und haben vor 
allem dank der früheren staatlichen Sozialpo-
litik in der Industriearbeiterschaft Fuß fassen 
können. In ihren Reihen spielt der Gegensatz 
zwischen „colegialistas" und „presidencia- 
listas", den Anhängern des kollegialistischen 
Regierungssystems nach Schweizer Muster und 
denen des präsidentiellen Regierungssystems, 
noch immer eine Rolle — in früheren Jahr-
zehnten bestimmte er die innerparteiliche 
Gruppenbildung 21 ). Er wird nur langsam von 
Fragen der Wirtschafts- und Sozialpolitik in 
den Hintergrund gedrängt. Es kann einerseits 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß viele längst 
der Vergangenheit angehörende Divergenzen 
zwischen Colorados und Nationalen heute 
noch nachwirken und die Parteipräferenz gro-

”) Ebenda, S. 35.
21) Die gegenwärtige Verfassung von 1967 ist präsit 
dentiell. Sie löste die Verfassung von 1952 ab, die 
eine kollegialistische Führungsspitze kannte. Zur 
Verfassungsgeschichte siehe Republica Oriental del 
Uruguay, Secretaria del Senado: La constituciön de 
1967. Proceso constitucional del Uruguay hasta la 
reforma de 1967, Montevideo 1969. 



ßer Teile der Wählerschaft unverändert prä-
gen; andererseits sind die Grenzen zwischen 
beiden Parteien heute teilweise fließend, wie 
die Entwicklung der ruralistischen Bewegung 
zeigt, die als agrarische Mittelstandsbewegung 
zunächst innerhalb der Nationalen zu politi-
schen Ämtern aufstieg, sich mehr und mehr 
mit den Colorados liierte und gegenwärtig 
über die Person des Landwirtschaftsministers 
Bordaberry an der Colorado-Regierung teil-
hat. Die Pacheco-Areco-Regierung eines Sek-
tors der Colorados findet bei einer Gruppe der 
Nationalen Unterstützung. Diese Bündnisse 
über die Grenzen der politischen Parteien hin-
weg entsprechen der klassen- und interessen-
mäßigen Mischstruktur der beiden großen 
Gruppierungen.
Es würde hier zu weit führen, die einzelnen 
Gruppen und Tendenzen zu nennen22 ). Inner-
halb eines unermüdlichen Prozesses von be-
fristeten Absprachen, Neuorientierungen und 
Standortwechseln der politischen Gruppenfüh-
rer verdient allerdings erwähnt zu werden, 
daß sich innerhalb von Nationalen und Colo-
rados auch in den sechziger Jahren fortschritt-
liche, sozialreformerische Vorstellungen und 
Gruppen entwickelten. Anders als in der 
Epoche der großen Modernisierung unter Jose 
Batlle y Ordonez erhielten sie keine Mehrheit, 
sondern gingen im Konglomerat widersprüch-
lichster politischer Ideen, das die traditionellen 
Parteien darstellen, unter.

24) Dafür ist sicherlich der Wahlerfolg der Volks-
front unter Pedro Aguirre Cerda aus dem Jahre 
1938, in dessen Folge Kommunisten und Soziali-
sten bei den Parlamentswahlen von 1941 einen 
Durchbruch erzielten, ausschlaggebend gewesen. 
Dazu J. R. Stevenson, The Chilean Populär Front, 
University of Pennsylvania Press, 1942.
25) Zum Gedankengut der uruguayischen Christ-
demokratie siehe Juan Pablo Terra, Mistica, desar- 
rollo y revoluciön, Montevideo 1969, und ders., 
Del pachequismo al Frente Amplio, Montevideo 
1971.

Wesentlich größere programmatische Konsi-
stenz zeigen die kleinen Parteien der Mitte 
und der Linken: Christliche Demokraten, Kom-
munisten und Sozialisten. Doch ahmten vor 
allem die marxistischen Parteien durch Bünd-
nisse mit anderen revolutionären Gruppen 
die innerparteiliche Praxis der großen Parteien 
nach. Während die Sozialisten darin scheiter-
ten — Versuch einer Union Populär bei den 
Wahlen von 1962 — und sich vor allem seither 
von einer ursprünglich sozialdemokratischen 
Partei so weit nach links entwickelten, daß sie 
sich der sozialistischen Front der OLAS an-
schlossen und die These von der nur gewalt-
sam möglichen Revolution in Lateinamerika 
übernahmen23 ), ging das Bündnis der Kommu-

22) Zum Stand von 1967 siehe Hans-Jürgen Puhle, 
Politik in Uruguay, a. a. O., S. 34 ff.
23) OLAS, Organizaciön Latinoamericana de Soli- 

daridad, eine 1967 in Havanna/Kuba gegründete 
Vereinigung aller sozialistischen Parteien Latein-
amerikas, die den gewaltsamen Weg der Revolu-
tion als den allein richtigen ansehen. Siehe OLAS, 
lre Conference de l’organisation latino-americaine, 
Paris 1967. 

nisten mit der linken Befreiungsfront „FIDEL" 
(Frente de Izquierda de Liberaciön) nicht un-
günstig aus. FIDEL erzielte bei den Wahlen 
von 1962 3,6 und bei denen von 1966 5,7 Pro-
zent der abgegebenen gültigen Stimmen. Die 
Kommunisten, die unter ihrem Führer Rodney 
Arismendi die Macht innerhalb von FIDEL aus-
üben, entwickelten sich so zur stärksten der 
kleinen Parteien, die sich durch Organisation 
und Disziplin sowie durch ihre Verankerung 
in der Gewerkschaftsbewegung und an den 
Universitäten hervorhebt. Bemerkenswert ist, 
daß die marxistischen Parteien in Uruguay nie 
zu einem Bündnis zusammengefunden haben, 
sehr zum Unterschied von Chile, wo Kommu-
nisten und Sozialisten trotz großer ideologi-
scher Differenzen und Spannungen unterein-
ander seit 1938 stets ein Wahlbündnis zu-
stande 24 brachten ).
Die Christdemokraten, die der Union Civica 
del Uruguay nachfolgten, vereinen heute den 
politischen Linkskatholizismus in ihren Reihen. 
Sie setzen strategisch dabei auf die sozial fort-
schrittliche Entwicklung der Kirche. Rechte, 
konservative Kräfte haben die ideologisch 
stark an der chilenischen Christdemokratie 
orientierte junge Partei unter der heutigen 
Führung von Juan Pablo Terra in zwei Etap-
pen verlassen und ihr zu größerer innerer Ge-
schlossenheit verhülfen 25). Die Ausgetretenen 
bildeten im Jahre 1963 zunächst das Movi- 
miento Civico Cristiano (Bürgerlich-christliche 
Bewegung), das sich 1971 mit der zweiten 
Abspaltung zur Union Radical Christiano (Ra-
dikale Christliche Union) zusammenschloß.
Vergleicht man die Wahlen seit 1925, so zeigt 
sich, daß die traditionellen Parteien stets über 
83 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen 
auf sich haben vereinigen können. Keine der 
Gruppen außerhalb von Colorados und Natio-
nalen erreichte jemals über 6 Prozent der 
Stimmen.
Das Parteiensystem ist außerordentlich stabil. 
Die Wählerschaft hat trotz der ökonomischen 
Misere und trotz der viel beschworenen Krise 24



der beiden großen Parteien bis einschließlich 
der letzten Wahlen die traditionellen Träger 
des politischen Systems gewählt. Der auffal-
lendste Wechsel ist der der Umkehrung der 
Mehrheitsverhältnisse zwischen Colorados und 
Nationalen bei den Wahlen von 1958 und 1966. 
Die politische Linke hat bislang keinen Ein-
bruch in das Parteiensystem erzielen können.

Viele Beobachter führen diese Tatsache darauf 
zurück, daß Uruguay ein Land der Kontinui-
tät und der politischen Mäßigung sei. Sicher-

26) Angaben nach Julio T. Fabregat, Elecciones 
Uruguayas, 7 Bde., Montevideo 1946—1968, in Fort-
setzung erscheinende Zusammenstellungen der offi-
ziellen Wahlergebnisse nach jeder Wahl.
Für die Christdemokraten werden vor 1962 die 
Stimmen der Unin Civica del Uruguay, für die 
Kommunisten nach 1958 der FIDEL und für die 
Sozialisten 1962 der Union Populär sowie 1966 
inclusive der Union Populär angegeben. 

lieh spielen Faktoren der politischen Kultur 
und Tradition eine Rolle, auf die wir bei der 
Analyse der öffentlichen Meinung vor den 
Wahlen von 1971 eingehen werden27 ). Diese 
Faktoren sind jedoch nicht losgelöst von par-
teisoziologischen Phänomenen zu sehen. Die 
Verflechtung von historischen Parteien, Staat 
(Verwaltung) und Gesellschaft mittels Klien-
telsystem und Patronage bestimmen in hohem 
Maße das Wahlverhalten in Uruguay. Die 
traditionalen Sozialstrukturen vor allem auf 
dem Lande wirken in die gleiche Richtung. 
Hinzu kommen schließlich institutioneile 
Eigenarten des politischen Systems, die die 
traditionellen politischen Bezüge und Verhal-
tensweisen verstärken und ihren Wandel er-
schweren.

27) Siehe unten S. 18 ff.



Institutionelle Faktoren

Das uruguayische Wahlsystem fußt auf einem 
abgestuften Organisationsschema von soge-
nannten Lemas, Sublemas und Listen28 ). Den 
Status eines Lemas besitzen nach der letzten, 
verschärften Reform die Parteien, die bei den 
letzten Wahlen Parlamentsmandate erhalten 
haben29 ). Andere politische Gruppen können 
nur als Sublema kandidieren, das heißt, sie 
müssen sich entweder einem Lema anschließen 
oder können unabhängig auftreten, haben aber 
dann kein Recht, sich mit anderen Sublemas, 
die den Status eines Lemas nicht besitzen, zu-
sammenzuschließen oder Listen aufzunehmen, 
es sei denn, sie bilden eine Einheitsliste. Das 
Wahlgesetz diskriminiert also kleine oder 
neue Parteien oder versucht zumindest, sie in 
das bestehende System zweier großer Parteien 
zu integrieren. Da auch die Wahlentscheidung 
sowohl bei Präsidentschafts- als auch bei Kon-
greßwahlen nach den Stimmen, die auf die 
Lemas entfallen, getroffen wird und erst nach-
folgend in einem zweiten Verrechnungsver-
fahren Sublemas und Listen herangezogen 
werden, si

30

nd für den Wahlprozeß von der 
Wahlbewerbung bis zum Wahlergebnis die 
Lemas von primärer Bedeutung ).

32) Ebenda, S. 57.
33) Dieser Vorwurf wird vor allem von marxisti- 
scher Seite erhoben, steckt aber implicite auch in 
der Kritik, die namentlich das Wahlsystem als ent-
scheidenden Faktor politischen Immobilismus her-
ausstellen, wie etwa Alberto Perez Perez, La ley de 
Lemas, a. a. O., S. 77 ff.

Dem entspricht keineswegs der Stellenwert der 
Lemas im Bereich der politischen Willensbil-
dung. „Die eigentlichen Zentren der politischen 
Willensbildung vor den Wahlen und im Par-
lament sind dagegen die ... Zusammen-
schlüsse mehrerer Listen zu einer größeren 
Gruppe, die als Sublemas ihre Institutionali-
sierung gefunden haben" 31).  Die Sublemas 
kommen am ehesten dem westeuropäischen 
Begriff politischer Parteien nahe, obwohl auch 
sie noch keineswegs als relativ homogene po-
litische Aktionseinheiten angesprochen werden 
können. Erst die Listen als unterste Stufe im

28) Zur Entstehung und Struktur des Lema-Wahl-
systems siehe die jüngste Untersuchung von Al-
berto Perez Perez, La ley de Lemas. Contenido, 
alcance, inconvenientes, sugerencias para su re- 
forma, Montevideo 1970. Text der Untersuchung 
auch in: Diario de Sesiones de la Camara de Repre- 
sentantes, XL, Band 599, S. 275 ff.
29) Vor der letzten Reform genügte für den Erhalt 
des Status einer sog. dauerhaften Partei (= Lema), 
bereits einmal an einer Wahl auf nationaler Ebene 
oder in mehr als nur einem Departement teilge-
nommen zu haben.
30) Vgl. hierzu Hans-Jürgen Puhle, Politik in Uru-
guay, a. a. O., S. 56, der das Lema „heute nur noch 
als Hilfskonstruktion zur Ermittlung der Stimmen-
zahl" sieht.
31) Ebenda, S. 56.

Organisationsschema politischer Willensträger 
leisten die für das Funktionieren des politi-
schen Systems wichtige politische Willensbil-
dung und 32Führungsauslese ).

Zwar gewährt das uruguayische Wahlsystem 
dem Wähler einen großen Entscheidungsspiel-
raum innerhalb seiner Parteipräferenz. Die 
wahlgesetzlich verstärkte Integrationsfunktion 
der großen Parteien geht aber zu Lasten der 
Profilierung und des Durchsetzungsvermögens 
substantiell neuer politischer Vorstellungen. 
Es hat sich gezeigt, daß die traditionale Politik 
beharrender Tendenz auf Veränderung hin-
zielende Bewegungen absorbiert. So konnte 
der Vorwurf nicht ausbleiben, daß die tradi-
tionellen Parteien mit der Einführung des 
Lema-Gesetzes und seiner steten Verfeine-
rung durch eine Reihe von Änderungen vor 
allem die Verfestigung der eigenen Herr-
schaft und den Ausschluß neuer, reformeri-
scher politischer Bewegungen und Kräfte ge-
sucht 33 haben ).
Für das politische System wurden indes weni-
ger jene Aspekte der Selbstperpetuierung in 
der Machtausübung, die das Lema-Gesetz 
kennzeichnen, ausschlaggebend, sondern offen-
sichtliche Funktionsschwächen des so kompli-
ziert anmutenden Wahlsystems. Statt die po-
litischen Meinungen und Interessen zu zwei 
großen handlungsfähigen politischen Parteien 
zu integrieren, förderte das Wahlsystem den 
Fraktionalismus, indem die Institution des 
Lemas die politische Pönalisierung der Partei-
zersplitterung aufhob. Die Zergliederung der 
Colorados und Nationalen blieb ohne Aus-
wirkungen auf ihre jeweiligen Chancen, die 
politische Macht zu gewinnen oder zu vertei-
digen, da die offene Konkurrenz der Fraktio-
nen untereinander durch die Institution des 
Lemas gegenüber dem politischen Gegner 
außerhalb des Lemas abgeschirmt wurde. Da 
die Verteilung der Mandate zudem noch nach 
Verhältniswahl erfolgt, bleibt den politischen 
Gruppen der politische Besitzstand innerhalb 
des Lemas gesichert, wie sehr sie sich auch tei-
len und zersplittern. Das Wahlsystem gibt 32



keine Anregung zur Bildung aktionsfähiger 
politischer Mehrheiten34 ). Die Institution des 
Lemas verhindert, daß sich der politische Wil-
lensbildungsprozeß bis in die zu treffenden 
Entscheidungen über Regierungsamt und Ab-
geordnetenmandat fortsetzt. Dieser notwen-
dige Prozeß bricht nach der Organisationsstufe 
der Sublemas ab, so daß das uruguayische 
Parteiensystem aus Colorados und Nationalen 
zwar nach dem äußeren Erscheinungsbild ein 

34) Siehe hierzu den Aufsatz von Ernst J. Kerbusch, 
Uruguay in der Verfassungskrise, in: Jahrbuch für 
Verfassung und Verfassungswirklichkeit, Köln- 
Opladen 1969, S. 195 ff. Kerbusch hebt besonders 
die Auswirkungen des Wahlsystems auf das poli-
tische System hervor und sieht die Krise des Lan-
des wesentlich von institutionellen Faktoren her 
bedingt.

35) Die große historische Ausnahme ist der Führer 
der Colorados und Schöpfer des demokratischen 
Uruguay, Jose Batlle y Ordonez, gewesen, der in 
der Lage war, seiner Modernisierungspolitik von 
Wirtschaft, Gesellschaft und politischem System 
Mehrheiten zu verschaffen. Doch auch schon zu 
seiner Zeit war die parlamentarische Mehrheit der 
Colorados in aller Regel in eine kaum zu über-
sehende Vielzahl von Gruppen und Klubs aufge-
teilt. Siehe die Studie von Göran Lindahl, Batlle. 
Fundador de la democracia en el Uruguay, a. a. 0., 
die die parlamentarischen Auseinandersetzungen 
detailliert wiedergibt.

Zweiparteiensystem, seiner inneren Struktur 
nach aber ein Vielparteiensystem ist. E

35

s 
gab deshalb in aller Regel keine Präsidenten, 
die von einer Mehrheit des Volkes gewählt 
worden waren, noch eigentlich parteiliche 
Mehrheiten im Kongreß ).



Das Ergebnis der letzten Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen, das Tabelle 2 wiedergibt, 
zeigt im Detail auf, wie zersplittert das Par-
teiensystem in Wirklichkeit ist36 ). Die sieg-
reiche Präsidentschaftsformel Oscar Gestido — 
Jorge Pacheco Areco 37)  erreichte nur 261 977 
Stimmen, das sind 21 Prozent der insgesamt 
1 231 762 abgegebenen gültigen Stimmen. Die 
Mandatsverteilung auf die verschiedenen 

36) Angaben nach Julio T. Fabregat, Elecciones
uruguayas, a. a. O., Bd. 7, Montevideo 1968, S. 32 ff. 
Zu den Wahlen von 1966, in denen per Referendum 
auch über die neue Verfassung entschieden wurde, 
siehe Marvin Alisky, El rechazo del sistema de 
presidencia pluralista por los partidos politicos 
uruguayos durante las epocas criticas, in: Revista 
Mexicana de Ciencia Politica, 15, Nueva Epoca, 
Nr. 55, Jan.—März 1969, S. 79 ff.
37) Oscar Gestido starb am 6. Dezember 1967, so 
daß Jorge Pacheco Areco als gewählter Vizepräsi-
dent seine Nachfolge übernahm.
38) Da der Vizepräsident ex-officio Mitglied des
Senats ist (er fungiert als Senatspräsident) erhöhte 
sich die Zahl der Senatoren der gewählten Präsi-
dentschaftsformel auf 8. Der Senat zählt insgesamt 
31 stimmberechtigte Mitglieder.

Gruppen entspricht im Hinblick auf Colorados 
und Nationale nur einer Momentaufnahme di- 
rekt,nach den Wah

38

len. Der gewählte Präsident 
erhielt für das von ihm angeführte Sublema 
24 Abgeordnete und 7 Senatoren )  bei einer 
Mitgliederzahl des Abgeordnetenhauses von 
99 Repräsentanten und des Senats von 31 Se-
natoren.

Politische Situation im Wahljahr 1971

Die kommenden Wahlen finden unter außer-
gewöhnlichen Umständen statt. Obwohl die 
Tupamaros angesichts des Urnengangs ihre 
Aktivitäten eingeschränkt haben, hat Präsi-
dent Pacheco Areco sich gegenüber dem Par-
lament durchgesetzt und gegen dessen Willen 
den Ausnahmezustand aufrechterhalten. Die 
traditionellen Parteien haben den Erfolg einer 
von den Linken sofort angestrengten Verfas-
sungsklage vereitelt. Alle Anzeichen deuten 
jetzt darauf hin, daß Uruguay seinen neuen 
Präsidenten unter Ausnahmezustand wählen 
wird. Diese illegale Situation hat der Regie-
rung und den traditionellen Parteien große 
Vorteile im Wahlkampf verschafft. Pacheco 
Areco ließ mehrfach Organe der linken Presse 
verbieten, zuletzt Anfang September die Ta-
geszeitungen Ahora, El Populär, La Idea, El 
Eco und die Wochenzeitung Liberaciön. Wie 
viele Verhaftungen aus politischen Motiven 
erfolgten, ist empirisch schwer nachzuweisen. 
Wichtig scheint jedoch, festzustellen, daß die 
Frente Amplio unter effektiven Beschränkun-
gen und psychischem Drude arbeitet und die 
Chancengleichheit der politischen Gruppie-
rungen bei der Wahl keineswegs gewahrt 

ist39). Von freien Wahlen kann nur bedingt 
gesprochen werden.
In die Bemühungen der Regierung um die Auf-
rechterhaltung der Ordnung, die mehr als 
Folge der Repression als aus revolutionärem 
Aktionismus der Tupamaros oder der freien 
Meinungsäußerung oppositioneller Kräfte ge-
stört ist, hat Pacheco Areco nach dem Massen-
ausbruch der gefangen gehaltenen Tupama-
ros vom 7. September 1971 die bewaffneten 
Streitkräfte mit eingeschaltet. Während die 
politische Linke mutmaßt, daß Pacheco Areco 
das Militär gegebenenfalls zum Eingreifen be-
wegen möchte, um letztlich doch die Wahlen 
zu verhindern 40 ) oder um ein der politischen 
Rechten unliebsames Wahlergebnis zunichte 
zu machen, hat nach Umfragen des uruguay-
ischen Gallup-Instituts die Maßnahme Pacheco 
Arecos, den Fuerzas Armadas den Kampf ge-
gen die Tupamaros zu übertragen, das Ver-
trauen der Bevölkerung in die Aufrechterhal-
tung des politischen Systems und die Abhal-

39) Wollte man diesen Gesichtspunkt vertiefen, so 
müßten auch die Wahlgeschenke der Regierung in 
Form einmaliger Prämien an die Funktionäre in der 
staatlichen Verwaltung genannt werden, deren 
Zahlung vor den Wahlen bereits Konvention ge-
worden ist. Die Prämien unterlaufen dabei das 
haushaltsrechtliche Verbot von Gehaltserhöhungen 
während des Haushaltsjahres. Zürn Stellenwert der 
Chancengleichheit der Parteien bei bürgerlich- 
demokratischen Wahlen siehe Bernhard Vogel — 
Dieter Nohlen — Rainer-Olaf Schultze, Wahlen in 
Deutschland. Theorie, Geschichte, Dokumente, Ber- 
lin-New York 1971, S. 2 ff.
40) In einer Fernseh- und Rundfunkansprache vom 
11. September 1971 betonte Pacheco Areco dage-
gen, daß seine Maßnahmen dazu dienen sollen, 
daß die Wahlen normal ablaufen können: „Der 
Wahlprozeß erfordert objektive Bedingungen, die 
ihn zulassen und sein Endergebnis legitimieren", 
El Dia, 12. September 1971. Diese Erkenntnis steht 
jedoch in krassem Gegensatz zur „Wahlpolitik" der 
Regierung. 



tung von Wahlen gestärkt41 ). Es ist deshalb 
von Interesse, nach der Verfassung und dem 
politischen Standort der bewaffneten Macht 
zu fragen.

41) Indice Gallup de opinion publica, Nr. 176—177, 
September 1971, S. 18 f.
42) Die Polizei ist direkt dem Klientelsystem der 
politischen Parteien angeschlossen und vor allem 
auf dem Lande im Zusammenwirken mit den Inten-
danten der jeweiligen Departements ein wichtiges 
Instrument des Herrschaftsaparats.
43) Gabriel Ramirez, Las Fuerzas Armadas Uru-
guayas en la crisis Continental, Montevideo 1971,
S. 181.
44) Seit 1886 weist das Land nur zwei Präsidenten
auf, die vordem hohe Stellungen bei den Streit-
kräften innehatten: Alfredo Baldomir und Oscar
Gestido.

Das uruguayische Militär hat wie nur in we-
nigen Ländern Lateinamerikas eine relativ un-
politische Rolle gespielt. Die staatsstreichähn-
lichen Interventionen von 1933 und 1942 wur-
den von der Polizei durchgeführt, die in viel 
stärkerem Maße politisiert und mit den be-
stehenden Parteiinteressen liiert ist42 ). Wenn 
auch neuere Studien eine apolitische Verfas-
sung der Streitkräfte als Mythos herausstel-
len, „den es als ersten aller Mythen zu zer-
stören" gelte43 ), so sind die uruguayischen 
Streitkräfte doch bis 1966 außerhalb der Poli-
tik verblieben. In dieses Bild paßt auch, daß 
der militärische Führer als aktiver Politiker 
nach Austritt aus den Streitkräften eine Aus-
nahme darstellte44 ). Jedoch darf nicht über-
sehen werden, daß die Colorados die militäri-
schen Laufbahnen beherrschten. Erst der Wahl-
sieg der Nationalen im Jahre 1958 und der 
nachfolgende Wechsel in der Führungsspitze 
der Streitkräfte hat der Öffentlichkeit die enge 
Verbindung von Politik und Militär mittels ge-
zielter Personalpolitik aufgezeigt.
Das Selbstverständnis des Militärs hat sich 
vor allem in den sechziger Jahren gewandelt, 
seit die Vereinigten Staaten die Funktion der 
bewaffneten Streitkräfte als innenpolitische 
Ordnungshüter, die die kommunistische Unter-

Wanderung des Subkontinents abzuwehren 
hätten, proklamierten. Als Folge dieser Strate-
gie sah sich das uruguayische Militär als po-
tentieller repressiver innenpolitischer Faktor 
bewertet. Das Heer begann, „als beschützen-
de Macht des Systems visualisiert zu wer-
den" 45). Der Einsatz der Streitkräfte zur Be-
kämpfung der Tupamaros hat diese von der 
Pacheco-Areco-Regierung kontinuierlich ge-
förderte Entwicklung besiegelt. Die Wechsel-
wirkung ist evident. „Politisierung der Streit-
kräfte bedeutet Militarisierung der Politik." 46)

Diese Politik hat jedoch einen Bruch innerhalb 
des uruguayischen Militärs gezeitigt. Er wurde 
deutlich durch den 1968 erfolgten Rücktritt 
des Generals Liber Seregni, Chef der ersten 
Militärregion mit Sitz in Montevideo, aus 
dem aktiven Dienst. Seregni protestierte da-
mit u. a. gegen die Besetzung der Universi-
tät durch Militärverbände. Seither muß von 
zwei Tendenzen innerhalb der Streitkräfte aus-
gegangen werden. Auf der einen Seite stehen 
die konservativen sogenannten golpistas, die 
die herrschenden politischen Kräfte repräsen-
tieren, auf der anderen Seite die sogenannten 
legalistas, die das Institutionensystem vertei-
digen wollen und ideologisch als fortschritt-
liche sogenannte desarrollistas bezeichnet wer-
den können. Beide Gruppen sind sich wohl 
noch darin einig, nach Möglichkeit die beste-
henden politischen Institutionen zu stärken 
und eine offene Auseinandersetzung unter-
einander zu vermeiden. Die Kandidatur eines 
ehemaligen Generals als Repräsentant der po-
litischen Linken kann dazu beitragen, die Nei-
gung zu einem Staatsstreich (,golpe'( von 
rechts zu verringern. Fraglich bleibt, ob nicht 
die Militarisierung der Politik langfristig 
einem Staatsstreich auf kaltem Wege gleich-
kommen wird.

45) Liliana de Riz, Ejercito y politica en Uruguay, 
a. a. O., S. 133.
46) Gabriel Ramirez, Las Fuerzas Armadas Uru- 
guayas, a. a. O., S. 325.



Kandidaturen 1971

Wie in fast allen präsidialen Verfassungen 
Lateinamerikas ist die Wiederwahl des Präsi-
denten auch in Uruguay nicht gestattet47 ). 
Erst eine Verfassungsänderung, die vom Volk 
mit einfacher Mehrheit angenommen werden 
muß, könnte diese Möglichkeit eröffnen.

50) Partido Nacional, Declaracion de principios, 
Montevideo 1971.
51) Siehe die Wahlkampfschrift Nuestro compro- 
miso con Usted, Montevideo 1971.
52) Declaracion de principios, a. a. O., S. 5.

Pacheco Areco hat bereits frühzeitig seine 
Absicht verkündet, sich bei den November-
wahlen der Wiederwahl zu stellen und im 
Wahlakt selbst zu versuchen, eine Verfas-
sungsänderung herbeizuführen. Dies ist in der 
uruguayischen Verfassungsgeschichte kein un-
bekanntes Verfahren. Sämtliche Verfassungs-
änderungen per Referendum haben bislang in 
Verbindung mit der Wahl der Regierungs-
spitze und des Parlaments stattgefunden 48).  
Der Wähler gibt seine Stimme am Wahltag 
unter zwei verschiedenen Annahmen ab. Er 
wählt einmal unter der Annahme, daß in Zu-
kunft das bisher bestehende System erhalten 
bleibt, und zum anderen unter der Annahme, 
daß die Verfassungsreform zum Zuge kommt. 
Die Praxis zeigt, daß die geforderte differen-
zierte Stimmabgabe den Wähler keineswegs 
überfordert.
Die sogenannten reelecionistas um Pacheco 
Areco kalkulieren ein, daß der gegenwärtige 
Präsident die erforderliche Mehrheit eventuell 
nicht erreichen wird, wie Umfrageergebnisse 
erwarten lassen49 ). Diese Gruppe hat deshalb 
auch unter dem bestehenden System Kandi-
daten aufgestellt.
Vier Wochen vor den Wahlen scheinen unter 
dem gegenwärtig gültigen Verfassungssystem 
unter Außerachtlassung der Kandidatur von 
Pacheco Areco auf Wiederwahl sieben Kandi-
daturen als sicher:

47) Art. 153 der Verfassung von 1967. Die Ausschlie-
ßung der Wiederwahl, historisch sehr wohl begrün-
det darin, den Drude der Verwaltung auf die Wäh-
lerschaft zur Erneuerung des Mandats der beste-
henden Regierung zu vermeiden, ist entwicklungs- 
politisch von Nachteil. Sie stößt sich mit den Er-
fordernissen langfristiger Entwicklungspläne, zu 
deren Ausführung eine Mandatsperiode in aller 
Regel zu kurz ist.
48) Zu den Fragestellungen der Referenden und den 
Ergebnissen siehe vor allem Julio T. Fabregat, 
Elecciones uruguayas, a. a. O., passim.
49) Indice Gallup de opinion publica, Nr. 174—175, 
Tabellen 45 und 46. Bei 1 950 000 Wahlberechtigten, 
das sind etwa 60 Prozent der Bevölkerung, müßte 
Pacheco Areco von über 80 Prozent, die erwartet 
werden, 800 000 Stimmen auf sich vereinigen. Siehe 
El Pais, 27. Oktober 1971.

Bei den Colorados sind dies
Jorge Batlle/Renan Rodriguez
Juan Maria Bordaberry/Jorge Sapelli 
Amilcar Vasconcellos/Manuel Flores Mora 
Juan Pedro Ribas/Ruben Gorlero

bei den Nationalen
Wilson Ferreira Aldunate/Carlos
J. Pereyra
General Aguerrondo/Alberto Heber

und bei der Frente Amplio
Liber Seregni/Dr. Crottogini

Die Christlich Radikale Union hat keinen Prä-
sidentschaftskandidaten aufgestellt und be-
wirbt sich nur um Mandate in den parlamenta-
rischen Institutionen.

Fragen wir nach den programmatischen Grund-
lagen der verschiedenen Kandidaturen, so muß 
vor allem für die Colorados festgestellt wer-
den, daß sie traditionsgemäß ihre Hauptauf-
merksamkeit auf den personellen Aspekt der 
Nominierung von Präsidentschaftsformeln ge-
richtet haben und Bemühungen um program-
matische Aussagen dagegen verblassen. Die 
erst fünf Wochen vor dem Wahltag erklärte 
Option Pacheco Arecos für den ehemaligen Na-
tionalen Juan Maria Bordaberry als Kandidat 
des Colorado-Regierungsblocks hat zu einer 
Reihe von Zerwürfnissen mit dem gegenwärti-
gen Präsidenten geführt und wird noch neue 
Kräftekonstellationen innerhalb der Colorados 
hervorrufen, die für die Stimmenstärke der 
einzelnen Gruppen wichtig werden können 
und für die Programmatik insignifikant sind.

Die Nationalen haben dagegen bereits im 
März 1971 ein Grundsatzprogramm vorge-
legt50 ), auf das sich die Kandidatur von Wil-
son Ferreira Aldunate, eines reformerischen 
Konservativen, stützt51 ). Das Programm be-
kennt sich zu einer „tiefgreifenden Struktur-
reform" mit dem Ziel, „die ökonomische Un-
gleichheit und die Privilegien abzuschaff 52en" ). 
Es hebt die Staatsintervention als notwendig 
im Rahmen einer weiterhin kapitalistischen 



Wirtschaft und Entwicklung hervor, „die die 
Begriffe der Freiheit und der sozialen Gerech-
tigkeit stets miteinander v 53erbinden" soll ).  
Wesentlicher Programmpunkt ist eine Agrar-
reform, die „vom Prinzip ausgehen soll, daß 
der Boden dem gehört 54, der ihn bearbeitet" ), 
und die vor allem den kleinen und mittleren 
Besitzstand fördern soll.
Unter ähnlichem Programm — und das zeigt 
die Krux der traditionellen Parteien — hatten 
die Nationalen den Wahlkampf von 1958 
geführt, als sie nach Beginn der Wirtschafts-
krise, gestützt auf die agrarische Mittelstands-

bewegung des ruralismo, zum erstenmal seit 
94 Jahren die Colorados in der Machtaus-
übung ablösten. Die damals von Wilson Fer-
reira Aldunate als Landwirtschaftsminister ge-
plante Agrarreform wurde von der Nationalen 
Partei selbst verhindert. Die Frage an das 
Grundsatzprogramm ist deshalb, wie ernst die 
Reformabsicht und wie groß die Realisierungs-
chance innerhalb der eigenen Gruppierung ist. 
Wird sie sich nicht wieder an den Interessen 
der die Partei gesellschaftlich tragenden Kräfte 
stoßen und folglich keine parlamentarische 
Mehrheit finden?

Frente Amplio: Genesis und Programm

Diese mögliche Kluft zwischen Programm und 
Politik wird der Frente Amplio („Breite Front") 
kaum unterstellt werden können; denn diese 
neue Alternative im uruguayischen Parteien-
system wird ähnlich wie die chilenische Unidad 
Populär mit den Ankündigungen des Regie-
rungsprogramms ernst machen.
Viel weniger aber als gemeinhin angenommen 
wird, hat das Experiment der chilenischen 
Volksfront auf die substantiellen Veränderun-
gen im uruguayischen Parteiensystem Einfluß 
gehabt. Zwar wird auch in Uruguay nach Chile 
geschaut, und dies nicht erst seit dem Wahlsieg 
Allendes. Doch ruht der politische Prozeß 
Uruguays in erster Linie auf sozio-ökonomi-
schen Entwicklungen dieses Landes. Der eigene 
nationale Kontext bestimmt die Politik des 
Landes sowie Gefüge und Programmatik der 
politischen Parteien. Der Vergleich mit Chile, 
den wir nachfolgend unternehmen wollen, hat 
keine kausale Bedeutung für Ereignisse in 
Uruguay; auch wird in explikativer Hinsicht 
zumeist die Leistungsfähigkeit des Vergleichs 
überschätzt.
Sicherlich hat der Wahlerfolg der chilenischen 
Volksfront die Einigungsbemühungen der Lin-
ken in Uruguay gefördert. Doch längst bevor 
es in Chile zur Bildung der Unidad Populär 
kam, wurde im Juni 1968 von den Christdemo-
kraten wenige Tage nach Inkraftsetzen der 
Ausnahmegesetze die Idee einer Frente Amp- *

53) Ebenda.
54) Ebenda, S. 13.
55) Vgl. dazu Juan Pablo Terra, El P. D. C y las
raices del Frente, in: Cristianos y marxistas. Frente 
Amplio, Cuadernos de Marcha, Nr. 47, März 1971, 
S. 13 ff.

lio propagiert. Damit antwortete die PDC auf 
die einsetzende Repressionspolitik der Pache- 
co-Areco-Regierung. Wichtiger als das Argu-
ment der zeitlichen Priorität gegenüber dem 
Wahlsieg Allendes erscheinen jedoch Fragen 
der Genesis und des Programms der uruguay-
ischen Volksfront. Es ist bereits ein wichtiges 
Unterscheidungsmerkmal, daß die Initiative zur 
Bildung einer Frente Amplio von einer nicht- 
ma
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rxistischen Partei ausging. Gestützt auf eine 
Umfrage unter ihren Parteimitgliedern in zwei 
Departements ) waren die Christdemokraten 
auch maßgeblich am Zustandekommen der 
Frente Amplio beteiligt und sind — anders als 
in Chile — integrierter Bestandteil des Bünd-
nisses.
Die zentrale Idee des Vorschlags zur Bildung 
einer Frente Amplio war, eine große Massen-
bewegung ins Leben zu rufen und mit ihrer 
Hilfe das alte politische Kräfteverhältnis von 
Status-quo-Politik und Reform aufzuheben. In 
dieser Strategie eines Durchbruchs war die 
PDC daran interessiert, eine „Breite Front" zu 
bilden, die in der Lage sein würde, auch Kräfte 
aus den traditionellen Parteien herauszulösen. 
Die Christdemokraten lehnten deshalb einer-
seits ein Zweierbündnis mit den Kommunisten 
ab, was jene zuerst forderten, und schlossen 
zunächst einen Pakt mit Gruppen, die sich in

56) Die Umfrage fand unter den Parteimitgliedern 
in Montevideo und Paysandü statt und brachte auf 
die Frage, wie die Bildung einer Frente Amplio für 
die PDC gesehen werde, folgende Ergebnisse (in 
Klammern die Daten für Paysandü): sehr günstig 
36% (17 %), günstig 46% (46%), weder günstig 
noch nachteilig 1% (9%), nachteilig 4% (11 %), 
sehr nachteilig 6 % (9 %); keine Antwort gaben 
7 % (9 %). 



der Aussicht einer großen neuen Alternative 
von den Colorados und Nationalen abgespal-
ten hatten57 ). Sie traten andererseits für eine 
ideologisch möglichst offene Einigungsbewe-
gung der Linken ein. Ihnen erschien bereits 
von der Namensgebung her eine Frente Amp- 
lio eine realere Machtalternative zu sein als 
eine frente revolucionario, frente de izquierda 
oder frente populär. Da die PDC sich „der 
Schwierigkeit bewußt war, die es darstellt, mit-
tels Wahlen an die Regierung zu kommen" 58),  
setzte sie sich auch programmatisch für eine 
demokratische und nationalistische Basis ein. 
Schließlich waren es auch die Christdemokra-
ten, die den Präsidentschaftskandidaten Liber 
Seregni vorschlugen und durchsetzten. Man 
wird deshalb das Gewicht der PDC kaum über-
schätzen können: sie hat im wesentlichen den 
Namen, die Formgebung, die politische Stra-
tegie, den Präsidentschaft

59
skandidaten und das 

Programm des Bündnisses bestimmt ).

57) Manifiesto Frente del Pueblo vom 8. Januar 
1971.
58) Juventud Democrata Cristiana, Frente Amplio 
para unir al pueblo, Montevideo 1970, S. 19.
59) Ein synoptischer Vergleich der verschiedenen 
programmatischen Erklärung der PDC, der 
Frente del Pueblo und schließlich der Frente Am-
plio würde deutlich machen, wie sehr die christ-
demokratischen Vorstellungen in den gemeinsamen 
Erklärungen des Sublemas und des Lemas durch-
gesetzt haben.
60) Declaraciön Constitutiva del Frente Amplio 
vom 5. Februar 1971.

Die PDC stellte darüber hinaus der Frente 
Amplio ihr Lema zur Verfügung, so daß das 
Bündnis unter dem Namen der Christdemokra-
ten kandidiert. Entsprechend den Möglichkei-
ten, die das Wahlgesetz bietet, bewerben sich 
die verschiedenen politischen Parteien und 
Gruppen der Frente als Sublemas oder Listen 
voneinander getrennt. Dies entspricht der in 
der konstruktiven Erklärung der Frente Amp-
lio ausgedrückten Konzeption, daß die Frente 
Amplio keine politische Partei sei, sondern 
ein dauerhaftes, über die Wahlen hinaus-
reichendes Bündnis, in welchem alle Mitglie-
der ihre Identität behalten würden 60 ). Nur für 
den Präsidenten und Vizepräsidenten sowie 
für die Intendanten in den 19 Departements 
hat die Frente gemeinsame Kandidaten auf-
gestellt.
Für die Mandate im Kongreß und in den De-
partementsvertretungen bewerben sich inner-
halb der Frente Amplio neun Sublemas, die 
ihrerseits eine Vielzahl von Listen umfassen, 
zu denen sich verschiedene Parteien, Unab-
hängige, Wählervereinigungen etc. zusammen-

geschlossen haben. Die wichtigsten Sublemas 
sind die Frente del Pueblo unter Beteiligung 
der Christdemokraten (Liste 808) und ehemali-
ger Nationaler sowie Colorados um den Se-
nator Zelmar Michelini (Liste 9988), die Frente 
de Izquierda, die eine einzige
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 Liste bildet (Liste 
1001), bestehend aus FIDEL, Kommunistischer 
Partei und ihnen nahestehender Gruppen, 
schließlich das Sublema Frente Socialista ).
Das von elf Gruppen ausgearbeitete Programm 
der Frente Amplio vom 17. Februar 1971 soll 
nach der konstituierenden Erklärung dazu die-
nen, „die strukturelle Krise zu überwinden, 
dem Land die Zukunft einer unabhängigen 
Nation wiederzugeben und dem Volk die volle 
Ausübung seiner Freiheiten, seiner individuel-
len, politischen und gewerkschaftlichen
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 Rechte 

wiederzuverleihen" ). Es anerkennt zunächst 
die „volle Gültigkeit der verfassungsrechtli-
chen und gesetzlichen Freiheiten, Rechte und 
Garantien". Daraus wird konkret u. a. die 
Aufhebung des Ausnahmezustandes und eine 
allgemeine Straffreiheit und Amnestie aller 
politisch Verfolgten und Inhaftierten abgelei-
tet mit dem Ziel, die Dialektik von Repression 
und Gewalt zu überwinden. Das Programm 
fordert also keine revolutionär neuen, sondern 
die Wiederherstellung alter Freiheiten.
Im ökonomischen Teil des Programms postu-
liert die Frente Amplio als wichtigste Struk-
turveränderungen eine Agrarreform und die 
Verstaatlichung der Banken und des Außen-
handels. Der politische Effekt dieser Maßnah-
men soll sein, die ökonomischen Eckpfeiler der 
uruguayischen und ausländischen Oligarchie 
zu zerstören 63)  und damit die sozio-politische 
Voraussetzung für eine an den nationalen 
Notwendigkeiten ausgerichtete Entwicklung zu 
schaffen. Die Agrarreform soll mittelgroße, 
vor allem genossenschaftlich geführte Betriebe 
zum Ziel haben, die einerseits die Produktion 
steigern und andererseits die soziale Entwick-
lung auf dem Lande fördern sollen. Der Staat 
wird dabei finanzielle und technische Assi-
stenz leisten, um eine ökonomisch effektive 
neue Wirtschafts- und Sozialstruktur auf dem 
Lande zu ermöglichen.

61) Zum gesamten Panorama der Sublemas und Li-
sten der Frente Amplio siehe Las opciones del 
Frente Amplio, in: Cuestiön, I, Nr. 10, Okt. 1971, 
S. 14 ff.
62) Declaraciön Constitutiva, a. a. O. Dazu Oscar 
H. Brusdiera, Las lineas fundamentales del pro- 
grama del Frente Amplio, in: Cristianos y Mar- 
xistas. Frente Amplio, a. a. O., S. 3 ff.
63) Vgl. Rodney Arismendi, La revoluciön uru- 
guaya, en la hora del Frente Amplio, Montevideo 
1971, S. 54.



Mit einer Wachstumspolitik in der Agrarwirt-
schaft, die auf Exportüberschüsse abzielt, soll 
eine intensive Industrialisierung vor allem im 
Bereich der Weiterverarbeitung und Kommer-
zialisierung landwirtschaftlicher Produkte, 
aber auch importsubstitutiver Güter einher-
gehen, die nach staatlicher Planung erfolgen 
wird, ohne indes für die Basisindustrien Na-
tionalisierungen vorzusehen. Einzige Aus-
nahme bildet die die Wirtschaft beherrschende 
Gefrierindustrie, der großen Gesellschaften 
also, die das Vieh von der Weide ankaufen, 
verarbeiten und verkaufen — für den Export 
in Form von Gefrierfleisch. Schließlich will 
die Frente eine umfassende Reform des Steuer-
systems und der Steuerverwaltung durchfüh-
ren, dabei die direkten Steuern zugunsten der 
indirekten erhöhen und die Steuerprogression 
vor allem bei unproduktivem Kapital oder Gü-
tern und Wirtschaftstätigkeiten erhöhen, deren 
sozial- und entwicklungspolitischer Beitrag ge-
ring ist.
Die Sozialpolitik der Frente Amplio sieht eine 
gerechtere Verteilung des Einkommens vor, 
wobei Investitionserfordernisse berücksichtigt 
werden sollen. Geplant ist die Fixierung eines 
nationalen Minimallohnes. Das Erziehungs-
wesen soll demokratisiert und die Ausbildung 
an den Notwendigkeiten der ökonomischen, 
sozialen und politischen Transformation des 
Landes orientiert werden.

Im politischen System will die Frente vor al-
lem das Wahlgesetz ändern und die Lemas auf-
heben. Das Programm spricht sich für eine 
„Dem
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okratie mit Pluralität von politischen 

Parteien“ aus )  und kündigt eine Verstär-
kung der plebiszitären Elemente mittels Volks-
begehren und Volksentscheid sowie eine um-
fassende Verwaltungsreform an.

Die internationale Politik der Frente soll auf 
Unabhängigkeit und Anti-Imperialismus be-
ruhen. Dabei soll einerseits die Integrations-
politik in Lateinamerika gefördert, ander-
seits die Politik multinationaler Organisatio-

64) Bases Programa ticas del Frente Amplio vom 
17. Februar 1971, hekt, S. 6. Dieses Dokument wird 
im übrigen ergänzt durch die ersten 30 Regierungs-
maßnahmen, die die Frente ergreifen will; siehe 
Frente Amplio, Primeras 30 medidas de gobierno, 
vom 25. August 1971. 

nen nach dem Maßstab der Interessen der Völ-
ker und hier speziell Uruguays revidiert wer-
den. Da im Rahmen der Außenverschuldung 
für Zins und Tilgung gegenwärtig 32 Prozent 
der Exporterlöse aufgebracht werden müssen, 
will die Frente Amplio die Rückzahlungsmoda-
litäten der bi- und multilateralen Kredite mo-
difizieren und Zahlungsmoratorien erwirken, 
um das Inlandkapitalaufkommen den ökonomi-
schen und sozialen Zielen des Programms 
dienstbar zu machen. Sie glaubt, auf diese 
Weise das Problem der Finanzierung der an-
gestrebten Entwicklung lösen zu können.
Es ist hier nicht der Ort, eine detaillierte 
Kritik des Programms zu liefern und seine 
Praktikabilität zu untersuchen. Einerseits wird 
man jedoch hervorheben müssen, daß die 
Frente Amplio eine aufeinander abgestimmte 
Politik von Transformation und Entwicklung 
vorsieht, und andererseits darauf hinweisen, 
daß in der Gleichzeitigkeit der in Angriff zu 
nehmenden Reformen das Hauptproblem einer 
erfolgreichen Programmausführung liegen 
dürfte.
Die ökonomischen und sozialpolitischen Aussa-
gen Ces Programms sind eher gemäßigt als 
revolutionär zu nennen. Sie greifen unver-
kennbar Vorstellungen auf, die bereits im 
nationalen Entwicklungsplan von 1966 enthal-
ten sind 65 ). Die Mittel und Wege, Entwicklung 
zu erreichen: Produktionssteigerung im Agrar-
bereich, Exportüberschüsse und -erlöse, Stei-
gerung des Inlandkapitalaufkommens, Indu-
strialisierung zur Importsubstituierung etc., 
entsprechen auch den Empfehlungen des Pre-
bisch-Berichts 66)  und stehen kaum im Wider-
streit der Meinungen von Wirtschaftsexperten. 
Woran es bislang gefehlt hat, ist die gesell-
schaftliche und politische Basis für eine Durch-
führung der unabdingbaren Strukturreformen. 
Hier wirken die Interessen der in- und aus-
ländischen Kapitalisten mit dem das sozio-
politische Verharren stärkenden politischen 
System und mit dem traditionalen Wählerver-
halten zusammen in die gleiche, eine Trans-
formation verhindernde Richtung.

65) Siehe hierzu Enrique Iglesias, Uruguay, una 
repuesta de cambio (Introducciön al plan nacional 
de desarrollo ecnomico y social), Montevideo 1966.
66) Raül Prebisch, Transformaciön y desarrollo, 
a. a. O., S. 257 ff.



Frente Amplio und Unidad Populär

Kommen wir nun zu unserem Vergleich zwi-
schen chilenischer Unidad Populär und uru-
guayischer Frente Amplio zurück, so zeigen 
sich doch gravierende Unterschiede. In keinem 
Dokument der Frente Amplio wird von Sozia-
lismus gesprochen oder auch nur von einer 
Ubergangsphase zum Sozialismus, die das 
Bündnis einleiten will. Dahin gehend will sich 
aber gerade die Unidad Populär verstanden 
wissen. Zwar denken natürlich die sozialisti-
schen und kommunistischen Gruppen der 
Frente langfristig an eine marxistische Ent- 
Wicklu 67ng ), doch ist das Programm der Frente 
frei von marxistischer Ideologie. Thesen der 
extremen Linken haben eigentlich nur einige 
Aussagen zur internationalen Politik beein-
flußt. Hervorzuheben ist auch, daß die nicht-
marxistischen Parteien bei den gemeinsamen 
Kandidaten dominieren. In dieser Hinsicht 
gleicht die Frente Amplio viel mehr den tradi-
tionellen Volksfrontregierungen, wie sie Euro-
pa und auch Chile aus den dreißiger Jahren 
kennt. Generell läßt sich mithin feststellen, 
daß die marxistischen Parteien, ohne Chance, 
selbst bereits eine wichtige Rolle im politi-
schen Prozeß Uruguays spielen zu können, sich 
der Sozialrevolution anschließen, die die de-
mokratischen Kräfte formulieren. So versteht 
sich, daß am bürgerlich-demokratischen Insti-
tutionensystem festgehalten und die parlamen-
tarische Demokratie nicht problematisiert wird, 
während gerade die Unidad Populär ihre Po-
litik in der Praxis vom Gegensatz zwischen 
sozialistischem Inhalt und bürgerlich-demo-
kratischer Prozedur erschwert sieht.
Wenn man schon den Vergleich zu Chile 
wählt, so scheint in vieler Hinsicht die Frente 

Amplio stärker dem christdemokratischen Mo-
dell der „Revolution in Freiheit“ Eduardo Freis 
verbunden. Mit der Unidad Populär teilt sie im 
wesentlichen nur das Merkmal eines Konglo-
merats vieler Parteien. Das Programm dagegen 
ist der Frei-Regierung vergleichbar: Sozial-
revolution in Freiheit.

Es versteht sich, daß die historische und poli-
tisch-strategische Situation beider Länder für 
alle gewählten Vergleiche eine andere ist. 
Während Chile bereits seit den vierziger Jah-
ren eine zunehmende Linksgravitation im 
Wählerverhalten aufweist, die schließlich dazu 
führte, daß sich bereits 1964 das demokratische 
und das marxistische Modell einer Revolutio-
nierung der Gesellschaft als einzig valide Al-
ternativen gegenüberstanden, beherrschten in 
Uruguay eindeutig die Parteien des gesell-
schaftlichen Status quo bis in die Gegenwart 
die Politik des Landes. Zwar haben sich die 
Mitte-Links-Parteien in Uruguay programma-
tisch ebenfalls nach links entwickelt — beson-
ders deutlich bei Sozialisten und Christdemo-
kraten erkennbar —, doch kam das Wähler-
verhalten dem nicht nach. Erst die Bildung der 
Frente Amplio öffnet vor dem Hintergrund 
eines sich der Krise bewußter gewordenen 
Landes die Politik zu Prozessen struktureller 
Transformation von Wirtschaft, Staat und Ge-
sellschaft, indem diese Alternative als Ange-
bot erscheint. Eine solche Politik vollzog in 
Chile bereits die Frei-Regierung, ehe die Uni-
dad Populär aus dem Patt der Reaktion und 
der demokratisch-pluralistischen Alternative 
der Sozialrevolution den Nutzen ziehen 
konnte, der zum Wahlsieg führte.

Wie für Chile und Lateinamerika insgesamt ist 
die sozialreformerische Entwicklung innerhalb 
der katholischen Kirche seit Mitte der sech-
ziger Jahre auch für Uruguay eminent wich-
tig. Unidad Populär und Frente Amplio ver-
stehen sich als Manifestationen des Dialogs 
und der Zusammenarbeit von Christen und 
Marxist

67)

en. Die Kirche in Uruguay betrachtet 
die Öffnung des politischen Systems und die 
 Siehe Rodney Arismendi, La revoluciön uru- 

guaya, a. a. Ö„ S. 32, 43 ff.

Kirche und Wahlprozeß

Erweiterung des Parteiensystems um eine so-
zialreformerische Alternative wohlwollend. 
Eine bischöfliche Konferenz hat sich speziell 
mit der Frage beschäftigt, wie sich der Christ 
zum politischen Prozeß Uruguays im Wahljahr 
zu verhalten habe. Sie antwortete damit zum 
einen auf eine Frage, die die politische Rechte 
des Landes an die Kirche gestellt hatte, zum 
anderen aber auch auf das traditionelle Ver-
halten von Kirchenfürsten im Landesinneren, 
die sich gegen jede Form eines Dialogs zwi- 



sehen Christen und Marxisten ausgesprochen 
hatten.
Die Erklärung der uruguayischen Bischofskon-
ferenz vom 15. September 1971 folgt der sozial 
und politisch engagierten Linie der latein-
amerikanischen Bischofskonferenz von Medel-
lin (1968) und betont die Verbundenheit
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 der 
Kirche mit den „tiefgreifenden und dringenden 
Erneuerungen der Gesellschaft" ). Sie über-
nimmt die These von der institutionalisierten 
Gewalt, die ausschließt, die revolutionäre Ge-
waltanwendung zur Überwindung der unge-
rechten, verkrusteten Sozialstrukturen zu ver-
dammen. Die Kirche anerkennt die Gewissens-
freiheit des gläubigen Katholiken im Hinblick 
auf politische Ideologien und auf die Metho-
den, die Gesellschaft zu verändern, mit einer 
einzigen Einschränkung: Für den uruguay-
ischen Klerus bleiben Christentum und Marxis-
mus inkompatibel. „Der Christ kann nicht der 
marxistischen Ideologie anhängen, ihrem un-
gläubigen Materialismus, ihrer Dialektik der 
Gewalt und der Art, wie sie die individuelle 
Freiheit in der Gemeinschaft versteht, ohne 
seinem christlichen Glauben zu widerspre-
chen . . . Christ und Marxist sind einander wi-
dersprechende Termini." 69)

68) Punkt 5 der Erklärung, dessen Text abgedruckt 
ist 

69)
in: Iglesia y socialismo, Cuadernos de Marcha, 

52, August 1971, S.  ff.
”| Bischöfliche Erklärung, Punkt 14.
70) Ebenda, Punkt 17.
71) Ebenda, Punkt 19.

Doch schließt die Ablehnung des Marxismus 
durch die Kirche den Dialog zwischen Chri-
sten und Marxisten nicht aus, ebensowenig 
wie die Kirche „den Anspruch nach einer ver-
stärkten Sozialisierung der Produktionsmittel 
in Übereinstimmung mit den Erfordernissen 
des allgemeinen Wohls nicht in Frage" 
ste 70llt ). Die Bischöfe erklären sodann, daß die 
politischen Parteien (Lemas) in Uruguay als 
pluralistisch zu verstehen sind. „Allein vom 
Gesichtspunkt des Glaubens her finden wir 
keine ausreichenden Argumente, um entweder 
eine bestimmte Stimmabgabe für ein Lema 

(wir beziehen uns nicht auf die Sublemas) zu 
empfehlen, was nicht in unserer Kompetenz 
liegt, noch als verboten auszuschließen." 71 )
Die Bischöfe stellen dem Gläubigen die Wahl 
unter den Kandidaten und Lemas frei; sie er-
leichtern durch ihre Stellungnahme den Chri-
sten, die sich als Folge ihres politischen Enga-
gements für die sozialrevolutionäre Alter-
native in Gewissensnot befanden, das Be-
kenntnis zu einer Politik gesellschaftlicher Re-
formen. Sie exkulpieren die Stimmabgabe für 
ein Parteienbündnis, in dem die Marxisten vor 
allem vom Stimmenpotential her eine nicht 
unbedeutende Rolle spielen.
Gerade diese Tatsache, das Stimmgewicht der 
Marxisten, wurde von der politischen Rech-
ten sowie von konservativer kirchlicher Seite 
im Wahlkampf hochgespielt. In polemischer 
Zuspitzung wurde die Wahlentscheidung für 
die Frente Amplio als Stimmabgabe für den 
Marxismus bezeichnet und die Argumentation 
der bischöflichen Erklärung auszuhöhlen ver-
sucht. Die sehr differenzierte Betrachtungs-
weise des Problems durch die Autoritäten der 
uruguayische
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n Kirche wird in den Pamphleten 
rechtsklerikaler Observanz durch teilweisen 
blinden Ahtikommunismus ersetzt ).
Es bleibt dahingestellt, welchen Einfluß der 
orthodoxe Antikommunismus angesichts der 
soziopolitischen Krise des Landes und der zu-
nehmenden Öffnung der Kirche nach links 
unter der Wählerschaft noch ausüben kann. Es 
wäre nicht verwunderlich, wenn die Motiva-
tion für die Wahl der konservativen und ge-
sellschaftlichen beharrenden Kräfte unter der 
allgemeinen Erkenntnis, daß eigentlich etwas 
geschehen müßte, stärker als je zuvor von 
simplen, im politischen Bewußtsein aber tief 
verankerten antikommunistischen Axiomen 
bestimmt würde.

öffentliche Meinung und Wahlausgang

Die stärksten Kandidaten der Wahlen scheinen 
Jorge Pacheco Areco unter der Formel der 
Wiederwahl und Wilson Ferreira Aldunate so-
wie Liber Seregni unter dem gegenwärtigen 
System zu sein. Doch entscheidet nicht primär 

die Stimmenzahl, die ein Kandidat auf sich 
vereinigen kann, sondern die Stimmenzahl des 
Lemas die Wahl (und im Falle von Pacheco 
Areco, ob er über 50 Prozent der Stimmen er-
halten kann). Die Kandidati en der Colorados 
können ihren Mangel an jeweiliger Zugkraft 
im einzelnen deshalb leicht dadurch ausglei-
chen, daß ihre 1 reinte Stimmenzahl in der

72) Siehe Eduardo J. Corso, El Cristiano y el Frente 
Amplio, Montevideo 1971.



Auseinandersetzung mit den Nationalen und 
der Frente Amplio zählt. Deshalb muß eine 
Analyse der Wahlchancen der Kandidaten-
formeln bei den Lemas ansetzen.
Verschiedene Institute der Demoskopie haben 
seit Ende 1970 Umfragen durchgeführt zu den 
Wahlabsichten der Bevölkerung im wahlbe-
rechtigten Alter. Besonders hervorzuheben 
sind die kontinuierlichen monatlichen Befra-
gungen des Gallup-Instituts Uruguay, das 
über eine langjährige Erfahrung in Umfragen 
zum Wahlverhalten verfügt. Die Ergebnisse 
beschränken sich allerdings auf das Gebiet des 
Departements Montevideo und liefern somit 
keine nationalen Daten, die von Montevideo 
nicht unwesentlich abweichen dürften. Für 
Montevideo ergaben die Gallup-Umfragen fol-
gende Werte zur Wahlintention der Befragten: 
Die hohe Quote derjenigen Befragten, die 
nicht anworten wollten oder sich noch nicht 
entschieden hatten, welches Lema sie wählen 
würden, läßt den Wahlausgang zwischen den 
Lemas zunächst als völlig offen erscheinen, 
auch nach Daten des Instituto de Siencias So-
ciales an der Nationaluniversität von Monte-
video74 ). Das Bild muß jedoch ergänzt werden

denen/ohne Antwort auf 6,5 Prozent. Colorados 
erzielen 36,5, Nationale 32,0, die Frente Amplio 
23,3. Die Analyse der Gallup-Ergebnisse führt zu 
einer ähnlichen Tendenzbestimmung der Wähler-
schaft.
75) Indice Gallup de opinion publica, 174—175, 
August 1971, S. 18.
76) Ebenda, Hefte Dezember 1970, September 1971, 
passim.

73) Indice Gallup de opinion publica, monatlich 
hekt., Montevideo Dezember 1970—September 1971. 
74) Vgl. auch die Umfrage, die die der Nationalen 
Partei nahestehende Morgenzeitung El Pais ohne 
Angabe des demoskopischen Instituts, das die Er-
hebung vornahm, in ihrer Ausgabe vom 28. Juni 
1971 veröffentlichte. Da die Umfrage nicht direkt 
nach der Wahlintention forscht, sondern wissen 
möchte, welche Partei nach der Meinung des Be-
fragten am besten die soziopolitischen Probleme 
lösen könne, reduziert sie die Zahl der Unentschie- 

durch Daten aus dem Landesinnern, das kon-
servativer und traditionaler ist als die Stadt. 
Der Frente Amplio können dort keineswegs 
die Werte eingeräumt werden, die sie im De-
partement Montevideo aufweist. Eine Gallup- 
Umfrage in zwölf Ortschaften des Landes-
innern ergab im August 1971 als Wahlinten-
tion der Befragten für die Colorados 29 Pro-
zent, die Nationalen 26 Prozent und die Frente 
Amplio 16 Prozent bei 27 Prozent Nichtantwor-
tenden oder Unentschiedenen; ein Prozent 
„Andere" und ein Prozent Nichtwahlberech-
tigte komp 75lettieren die Daten ).
Die Aufgliederung der Angaben nach Alter 
und Geschlecht, sozialer Schichtung, Bildung 
und politischem Interesse der Befragten gibt 
Auskunft über die Struktur der mutmaßlichen 
Wählerschaft der drei konkurrierenden Le-
mas76 ). Es kann generalisierend festgestellt 
werden, daß sich erhebliche Unterschiede in 
der Wählerstruktur der Frente Amplio im Ver-
gleich zu den traditionellen Lemas zeigen. Die 
Bevölkerung, die als Wahlintention die Frente 
Amplio angibt, ist jünger, hat eine bessere 
Ausbildung genossen und ist stärker an Poli-
tik interessiert. Vor allem die Altersstruktur 
und die Schulausbildung der mit Wahlinten-
tion Frente Amplio geführten Befragten ver-



halten sich umgekehrt proportional zu denen 
mit Wahlintention Colorados. Während zwi-
schen Männern und Frauen bei der Frente 
Amplio kein nennenswerter Unterschied in 
den Werten besteht — die Daten sind hier 
allerdings nicht einheitlich, zumeist überwie-
gen die Frauen —, geben die Männer in höhe-
rem Maße als die Frauen ihre Wahlintention 
mit Colorados an. Sie scheinen mit dem be-
stehenden politischen System bzw. seinen bis-
herigen Trägern weit mehr verbunden als die 
Frauen, die im Generationskonflikt — auf den 
die Daten schließen lassen — offensichtlich we-
niger entschieden sind (sie weisen höhere 
Werte bei Nichtantworten und Unentschieden-
heit auf) und tendenziell stärker die politi-
schen Ideen der Jugend teilen.
Da sich die an der Politik sehr Interessierten 
in bedeutend stärkerem Maße für die Frente 
Amplio entschieden (August 1971: Frente 
Amplio 37 Prozent, Colorados 24 Prozent und 
Nationale 14 Prozent Wahlintention in Monte-
video) und unter denen „Ohne Antwort" und 
„Weiß nicht“ jener Bevölkerungsteil vor-
herrscht, der an Politik nicht interessiert ist 
(52 Prozent nicht interessiert, 31 Prozent we-
nig interessiert, 22 Prozent sehr interessiert) 7), 
werden sich die Stimmanteile der Fronte 
Amplio bei den Wahlen im November gegen-
über den Werten von Tabelle 3 wahrscheinlich 
noch reduzieren. Diese Tendenz zeigt sich be-
reits im Vergleich der Daten der August- und 
September-Umfrage78). Sie wird durch eine 
weitere Umfrage von Gallup bestätigt, die zu 
erfahren sucht, welches Lema die noch Unent-
schiedenen auf keinen Fall wählen werden. Da-
bei entfallen auf die Frente Amplio die höch-
sten Negativwerte 79). Es zeigt sich tendenziell, 
daß die noch unentschiedenen Wahlberechtig-
ten sich noch nicht unter den traditionellen 
Parteien entschieden haben und daß dabei die 
Nationalen die größeren Sympathien besitzen. 
Es muß offenbleiben, ob diese Unsicherheit 
in der Wahlintention einer so umfangreichen 
Wählerschaft vier Wochen vor den Wahlen 
auf die Auswechselbarkeit der traditionellen 
Parteien zurückzuführen ist oder ob sich in ihr 

77) Ebenda, 174—175, August 1971, Tabellen 47 und 
48.
78) Siehe oben Tabelle 3. Der Rückgang von 10 Pro-
zent gegenüber August der noch Unentschlossenen
schlug sich in den Präferenzen der Lemas — linear
gesehen — folgendermaßen nieder: Colorados + 4
Prozent, Nationale + 4 Prozent, Frente Amplio 
+ 1 Prozent; die restlichen 1 Prozent entfallen auf 
die Nichtwahlberechtigten.
79) Indice Gallup de opiniön publica, 174—175, Ta-
bellen 49, 50 und ff.

nicht bereits eine Überlegung kundtut, in Ab-
wehr der Frente Amplio als neuer dritter 
Kraft jenes Lema zu wählen, von dem man in 
letzter Minute mit größerer Sicherheit anneh-
men kann, daß es die politische Linke schlagen 
wird. Die Aufputschung der öffentlichen Mei-
nung durch die von Antikommunismus getra-
gene Propaganda der traditionellen Parteien 
gegen die Frente Amplio könnte die zuletzt 
angesprochene Lage des noch unentschiedenen 
Wählers mit beeinflußt haben.
Innerhalb der Lemas, die mehrere Kandidaten-
paare aufgestellt haben, spricht bei den Natio-
nalen alles für Ferreira Aldunate und bei den 
Colorados vieles für Jorge Batlle. Es hängt 
allerdings im letzteren Falle sehr davon ab, ob 
Pacheco Areco der von ihm propagierten Prä-
sidentschaftsformel Bordaberry/Sapelli einen 
großen Teil der auf ihn entfallenden Stimmen 
übertragen kann, ob die Transaktion gelingt, 
von der viele Beobachter meinen, daß sie das 
eigentliche Motiv für die als solche wohl aus-
sichtslose Kandidatur Pacheco Arecos auf Wie-
derwahl sei.
Innerhalb der Frente Amplio werden die Sub-
lemas, in denen die Christdemokraten und 
die Kommunisten vertreten sind, als die stärk-
sten einzuschätzen sein. Den Vorsprung, den 
die Frente de Izquierda gegenüber der Frente 
del Pueblo im Departement Montevideo erhal-
ten dürfte, werden die demokratischen Par-
teien wahrscheinlich im Landesinneren voll 
ausgleichen können.
Von großer Bedeutung für den Wahlausgang 
wird sein, wie die Wählerschaft die ökonomi-
sche Situation des Landes auffassen und in 
welche politischen Präferenzen sie ein stark 
gewachsenes Krisenbewußtsein umsetzen 
wird. Festzuhalten ist zunächst, daß die Ab-
hängigkeit der uruguayischen Wirtschaft vom 
ausländischen Kapital der öffentlichen Mei-
nung bewußt ist: Auf die Frage, welche der 
drei Gruppen, der Staat, die uruguayischen 
Kapitalisten oder die ausländischen Kapitali-
sten die nationale Wirtschaft kontrollieren, 
antworteten im Februar 1971 48 Prozent der 
Befragten, daß ausländische Kapitalisten die 
uruguay
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ische Wirtschaft in der Hand hätten, 
15 Prozent glaubten, es sei der Staat, und elf 
Prozent, es seien uruguayische Kapitalisten . 
Diese realistische Einschätzung verbindet sich 
jedoch noch keineswegs mit der Meinung, die 
Verhältnisse seien zu ändern. 48 Prozent der

80) Indice Gallup de opiniön publica, 162—163, Fe-
bruar 1971, Tabelle 1.



Befragten glauben, die ausländischen Gesell-
schaften begünstigten die nationale Wirtschaft, 
49 Prozent sind der Meinung, noch mehr aus-
ländische Gesellschaften sollten ins Land kom-
men, 31 Prozent sprechen

81
 sich dagegen aus 

(20 Prozent Enthaltungen) ).

Der empirische Befund besagt, daß das Be-
wußtsein der Abhängigkeit, der Unterentwick-
lung, der Krise von Wirtschaft, Staat und Ge-
sellschaft gewachsen ist. Es zeigt sich aber 
auch, daß die traditionalen politischen Wert-
vorstellungen davon nicht grundlegend er-
schüttert werden. Offensichtlich ist, daß die 
politische Lösung der Krise nicht außerhalb 
des traditionellen Verfassungssystems gesucht 
wird. Seit 1968 ist die Zahl derjenigen, die die 
„Lösung der nationalen Probleme innerhalb 
von Recht und Ordnung" wünschen, von 
77 Prozent auf 93 Prozent angestiegen82 ), 
sicherlich nicht zuletzt auf Grund des Bekennt-
nisses auch und gerade der Frente Amplio zu 
den bestehenden Institutionen, das Wahlge-

83) Vgl. Aldo Solaris Situationsbeschreibung der 
linken Parteien in den fünfziger und sechziger 
Jahren in Estudios sobre la Sociedad Uruguaya, 
a. a. O„ Bd. 2, S. 150 ff.
84) Indice Gallup de opiniön publica, 176—177, 
September 1971, S. 12.
85) Zu einer ähnlichen Schlußfolgerung, erarbeitet 
auf der Basis gänzlich verschiedener empirischer 
Erhebungen und Beobachtungen, kommt Enrique 
Carpena in seiner Untersuchung Clase social, ide- 
ologia y opiniön publica, in: Uruguay — Poder, 
ideologia y clases sociales, a. a. O., S. 55 ff. Vgl. 
auch Eduardo Galeano, Uruguay: Promesa y trai- 
ciön, in: America latina: reforma o revoluciön, 
Buenos Aires 1970, S. 195 ff., hier S. 204.
86) Zu Begriff und Funktionen bürgerlich-demokra-
tischer und bolschewistischer Wahlen siehe Dieter 
Nohlen, Begriffliche Einführung in die Wahlsyste-
matik, in: Die Wahl der Parlamente und anderer 
Staatsorgane. Ein Handbuch, hersg. von Dolf Stern-
berger und Bernhard Vogel, Red. Dieter Nohlen, 
Band I: Europa, Berlin 1969, S. 5 ff. Zu Funktions-
aspekten von Wahlen in Entwicklungsländern siehe 
Dieter Nohlen, Chile vor den Präsidentschaftswah-
len. Westliche Demokratie und sozialer Wandel in 
Lateinamerika, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, B 35 
36/70, 29. August 1970, S. 21 ff.

setz ausgenommen. Zwar hat die Frente 
Amplio die Grundsituation des uruguay-
ischen Wählers grundlegend verändert: Er 
kann zwischen drei Alternativen wählen. 
Zum ersten Mal geht die Linke nicht ohne jeg-
liche Chance in den Kampf mit den traditionel-
len Parteien um Wahlsieg und Machtaus-
übung83 ). Das Postulat der Linken nach einer 
tiefgreifenden Erneuerung der Politik hat 
aufgehört, eine für Uruguay völlig irreale 
Formel zu sein. Indes fragt sich, ob die Wäh-
lerschaft mit dem Vertrauen in das politische 
System, das gesellschaftlich tief verankert ist, 
nicht doch trotz anhaltendem Krisenbewußt-
sein 84 ) erneut ein Vertrauen in die traditionel-
len Parteien verbindet, die Probleme besser 
lösen zu können. Die neue politische Alterna-
tive wird noch nicht recht visualisiert, letztlich 
weil aus dem Krisenbewußtsein nicht die 
Vorstellung hervorgeht, daß neue Wege be-
schritten werden müssen sondern vielmehr 
d
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er Wunsch, wieder zum Uruguay von früher, 

zum alten Uruguay zurückzukehren ).

Daß trotz des Bewußtseins der Krise die tra-
ditionalen Muster des politischen Verhaltens, 
vor allem die daraus resultierenden politi-
schen Präferenzen, anhaltend gültig sind, be-
trifft für den Fall Uruguay aufs engste die 
Frage, ob mittels Wahlen die politische Basis 
einer notwendigen sozioökonomischen Trans-
formation erreicht oder ein entwicklungspoli-
tisch wünschbarer Wandel beschleunigt wer-
den kann! Definitorisch ist zunächst zu erklä-
ren, daß wir das Problem politischen Wandels 
und bürgerlich demokratischer Wahlen be-
leuchten wollen. Wahlen im bürgerlich demo-
kratischen Verständnis sind dabei abzugrenzen 
von bolschewistischen Wahlen oder solchen, 
denen durch den Ausschluß der Konkurrenz

81) Ebenda, Tabellen 2 und 3. Die Frage lautete: „Es 
wird viel über ausländische Gesellschaften gespro-
chen. Einige glauben, daß dafür zu sorgen sei, 
daß mehr in unser Land kommen, da sie nationale 
Arbeitskraft absorbieren und Reichtümer produ-
zieren. Andere denken, daß sie nachteilig seien und 
uns ausbeuten und wir eigentlich dafür sorgen 
müßten, daß sie, die hier sind, gehen. Was glauben 
Sie, sollen wir mehr hereinholen oder sie zum 
gehen veranlassen?" Bei steigendem Interesse an 
der Politik nimmt der Prozentsatz der negativen 
Antworten zu, die die ausländischen Gesellschaften 
nicht im Lande haben wollen.
82) Ebenda, 176—177, September 1971. S. 13.

Wahlen und politischer Wandel

von Kandidaten und Pogrammen von vorneher- 
ein eine hohe dirigistisch bewußtseinsbildende 
Funktion zugedacht ist86 ). Was die Methode 
pluralistischer Wahlen anbelangt, in denen 
Status-quo-Politik und gesellschaftliche Trans- *



formation sich gegenüberstehen, so zeigt sich 
in Uruguay, daß die Wählerschaft ein hohes 
Vertrauen in sie besitzt, selbst den extrem 
zugespitzten politischen Konflikt zu lösen. Die 
Ausnahmesituation, die diktatorialen Verhält-
nisse, die zu den Wahlen von 1971 herr-
schen, haben an der Überzeugung der Uru-
guayer nicht ernsthaft rütteln können, daß es 
erstens im November Wahlen geben werde 
und damit die Frente Amplio eine Chance er-
hielte87 ), und daß zweitens im Falle, daß die 
Frente Amplio gewinnen würde, den Links-
parteien die Macht übergeben werde. Hier al-
lerdings waren die erzielten Positivwerte nicht 
so hoch. 71 Prozent der Befragten in Monte-
video, 62 Prozent im Landesinnern glaubten, 
daß wenn die Frente siegen würde, ihr Wahl-
sieg anerkannt werde 88 ). In der öffentlichen 
Meinung hat sich im Hinblick auf die Aufrecht-
erhaltung der Spielregel unabhängig vom 
Wahlausgang die repressive Tendenz der 
Pacheco Areco Regierung nicht durchgesetzt.

87) Bei einer Gallup-Umfrage im September 1971 
äußerten 89 % der Befragten diese Meinung gegen-
über 5 °/o, die zweifelten, und 6 °/o, die keine Mei-
nung abgaben; Indice Gallup de opiniön publica, 
176—177, September 1971, S. 18.
88) Ebenda, Tabellen 45 und 46.

Dies zeigt zweifellos den hohen politisch-insti-
tutionellen Konsens, den eine lange Tradition 
demokratischer Methoden und Techniken in 
Ländern wie Uruguay geschaffen hat. Doch 
wird die erneute Hinwendung der Wähler-
schaft zu den traditionellen Parteien, auch 
wenn diese ihre früheren Prozentzahlen an 
Stimmenanteilen nicht mehr erreichen werden, 
zu neuen Überlegungen über den Sinn von 
Wahlen führen. Dabei wird der Ausnahmezu-
stand, Pressezensur, Schließung von Opposi-
tionsblättern, Verhaftungen etc., die den 
Wahlkampf der Frente Amplio begleiteten, für 
weite Teile der Linken ein willkommenes Ar-
gument sein gegen die Wahl als Weg zur Er-
langung der Regierungsgewalt. Vor allem von 
sozialistischer Seite wird man heftige Kritik an 
der Wahlthese und eine verstärkte Tupamari- 
sierung erwarten dürfen. Die neue Regierung 
wird feststellen müssen, daß Wahlen, in denen 
die Chancengleichheit der Parteien nicht ge-
währleistet ist, statt den sozialen Konflikt zu 
lösen ihn eher verschärfen und in das Feld der 
gewaltsamen Austragung führen werden.

Doch gilt es, jene Funktion von Wahlen her-
vorzuheben, die erfüllt werden können, ohne 
daß der Wahlsieg sie krönen muß. Nie zuvor 
wurde der uruguayischen Wählerschaft die 
Notwendigkeit ökonomischer, sozialer und po-
litischer Reformen so deutlich gemacht wie im 
Wahljahr 1971. Die substantielle Neuorien-
tierung bleibt ein gültiges Gebot der uruguay-
ischen Politik. Ihm können langfristig die tradi-
tionellen Parteien nicht länger ausweichen, 
wollen sie den sozialen Konflikt nicht weiter 
verschärfen und an Boden für demokratische 
Lösungen verlieren. In dieser Perspektive 
wird sich das Wahlergebnis vom November 
1971 relativieren. Die Aufweichung tief ver-
ankerter politischer Verhaltensweisen hat 
keine bessere Chance, eingeleitet und erreicht 
zu werden, als im Wahlkampf. Die politische 
Linke als Motor sozialrevolutionärer Verän-
derung muß sich dieser Tatsache bewußt wer-
den und von hier her die strategische Funk-
tion und Bedeutung von Wahlen begreifen.

Wird die Frente Amplio die Wahlen im Zu-
sammenhang politischer Bewußtseinsbildung 
für und über sozialen und politischen Wandel 
verstehen, so dürfte die „tesis electoralista" 
gegenüber dem bewaffneten Austrag der Ge-
gensätze weiter an Boden gewinnen, ohne daß 
sich das Wahlergebnis Chile 1970 wiederholt.
Auch die rechten Regime Lateinamerikas su-
chen heute nach einer „salida electoral", eine 
Lösung des politischen Engpasses durch Wah-
len. Besonders deutlich wird dies im Falle Ar-
gentiniens. Es wäre in diesem Land allerdings 
nicht der erste Versuch, und ob er 1973 ge-
lingt, so daß sich langfristig ein demokratisches 
System einrichten kann, muß sehr bezweifelt 
werden. Ähnliches gilt für Ecuador, wo der 
greise Präsident Velasco Ibarra, selbst gewählt 
durch das Volk, seit einem Jahr gestützt auf 
das Militär, seinen Abgang mit einer Volks-
wahl seines Nachfolgers verschönern will. Wo 
die politische Funktion des Militärs indes die 
professionell-militärische in den Schatten ge-
stellt hat, wo Putsch und Wahl einander ab-
wechselten, wird auch in Zukunft die Wahl als 
Methode, zumal als solche, politischen Wan-
del herbeizuführen, umstritten bleiben. Ob in 
Uruguay die Anerkenntnis der Wahl aufrecht-
erhalten werden wird, ist eine offene Frage.



Ernst-J. Kerbusch

Die Bedeutung von Wahlen in Lateinamerika 
am Beispiel der „demokratischen" Wiederwahl 

ehemaliger Diktatoren

I. Zur Beurteilung von Verfassungen und Wahlen in Lateinamerika

Diktaturen sind in Lateinamerika seit der Un-
abhängigkeit der ehemaligen spanischen und 
portugiesischen Kolonien eher die Regel als 
die Ausnahme gewesen. Dennoch hat es nur 
selten nichtkonstitutionelle Regierungen gege-
ben, da auch Diktatoren stets großen Wert 
darauf legten, ihre Regierungen durch Ver-
fassungen zu legimitieren 1). Der nikaraguen- 
sische Diktator Anastasio Somoza (1936—1956) 
erließ z. 

2

B. gleich drei Verfassungen und eine 
umfangreiche Verfassungsreform (1939, 1948, 
1950 und 1955) ). Und erst in jüngster Zeit 
ließ der paraguayische Diktator Alfredo Ströß-
ner eine neue Verfassung ausarbeiten (1967) 3).

4) Vgl. dazu J. M. Young, Brazil, in: B. G. Burnett 
und K. F. Johnson, Political Forces in Latin Ame-
rica: Dimensions of the Quest for Stability, Bel-
mont, California, 1968, S. 461.
5) Vgl. auch E.-J. Kerbusch, Mittelamerika: Die 
Wahlen in Guatemala, Costa Rica und El Salvador, 
in: Jahrbuch Verfassung und Verfassungswirklich- 
keit, Bd. 5, 1970, Teil 2 (in Vorbereitung). Darauf, 
daß auch der Sinn von traditionellen Wahlunter-
suchungen in demokratisch organisierten Entwick-
lungsländern umstritten ist, sei hier nur hingewie-
sen. Für eine kritische Stellungnahme vgl. D. Noh- 
len, Chile vor den Präsidentschaftswahlen, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 35—36/70, vom 29. 8. 
1970, S. 25.
6) Für den Begriff vgl. G. Germani und K. Silvert, 
Estructura social e intervenciön militar en Ame-
rica Latina, in: E. S. Di Telia u. a. (Hrsg.), Argen-
tina. Sociedad de Masas, Buenos Aires 19663, S. 236.

Ähnliches wie für die Verfassungen läßt sich 
von Wahlen sagen, deren bloße Existenz nicht 
selten von außenstehenden Beobachtern be-
reits als Beweis für einen „Demokratisierungs-
prozeß" angesehen wird — wie z. B. im 
Falle der Wiederwahl Strößners in Paraguay 
im Februar 1968. Erst später — spätestens bei 
den Auseinandersetzungen zwischen Strößner 
und der Katholischen Kirche Paraguays — 
wurde deutlich, daß sich Paraguay trotz neuer 
Verfassung und Abhaltung von Wahlen kei-
neswegs auf dem Wege zur Demokratie be-
fand.
Es ist in Lateinamerika keineswegs selten, daß 
sich Diktatoren in „freien Wahlen" in ihren 
Ämtern bestätigen lassen. Wahlen erscheinen 
in solchen Fällen kaum weniger als Farce als 
in kommunistischen Ländern, in denen die Re-

1) Für eine ausführlichere Diskussion der Bedeu-
tung von Verfassungen in Lateinamerika z. B. im 
Vergleich zur Verfassung der Vereinigten Staaten 
vgl. R. J. Alexander, Latin American Politics and 
Government, New York 1965, S. 10 ff.
2) Vgl. M. Rodriguez, America Central, Mexico 
1967, S. 169.
3) Vgl. Strößner wieder Staatspräsident, in: FAZ v. 
17. 8. 1968, und F. O. Ehlert, Fortschritte bei der 
Demokratisierung in Paraguay, in: FAZ v. 19. 11. 

gierungen in der Regel mit über 99 % der 
Stimmen bestätigt werden. Daran ändert auch 
die Tatsache nichts, daß man aus optischen 
Gründen hin und wieder eine — von Anfang 
an chancenlose — Opposition zuläßt oder, wie 
in Brasilien 1964, zu diesem Zweck eigens 
gründet4). Wahlen sind also keineswegs der 
Beweis für Demokratie und müssen ganz be-
sonders in Lateinamerika mit Vorsicht beurteilt 
werden5). Auf der anderen Seite wird ein 
Phänomen häufig übersehen, dessen Interpre-
tation Beobachtern mit westlicher Demokratie-
vorstellung sehr schwerfällt: Die Anhänger-
schaft ehemaliger Diktatoren bleibt häufig 
auch nach deren Sturz erhalten und vermag 
auf lange Sicht ein politischer Faktor zu blei-
ben, der in einigen Fällen an Stärke von kei-
ner anderen geschlossenen Gruppe erreicht 
wird. Das gilt in gleicher Weise für die Füh-
rer von sogenannten „nat

6
ionalpopulistischen 

Bewegungen" ) wie für ehemalige Militärdik-
tatoren, denen es gelungen ist, sich eine 
Machtbasis in bestimmten Bevölkerungsgrup-
pen (außerhalb des Militärs) zu schaffen.

Die Stärke solcher Gruppen reicht in manchen 
Fällen aus, um auch aus völlig freien Wahlen 



als Sieger hervorzugehen. Die Tatsache, daß 
Diktatoren, denen Machtmißbrauch und Kor-
ruption nachgewiesen wurden und deren Wirt-
schaftspolitik ihre Länder an den Rand des 
ökonomischen Ruins geführt hatte (was nicht 
einmal von ihren eigenen Anhängern bestrit-
ten wird), sich in freien Wahlen durchzuset-
zen vermögen, muß in der Tat überraschen. 
Traditionell erklärt man dieses Phänomen in 
Lateinamerika mit dem „Caudillismo", der 
politischen und ökonomischen Dominanz einer 
Führerpersönlichkeit. Das Führerprinzip hat 
sich in den Unabhängigkeitskämpfen zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts herausgebildet und 
war zu dieser Zeit notwendige Voraussetzung 
militärischer Erfolge. Da in fast allen latein-
amerikanischen Staaten das gesamte 19. Jahr-
hundert und lange Perioden des 20. Jahrhun-
derts durch Bürgerkriege und Revolten ge-
kennzeichnet waren, hat sich der Caudillismo 
bis in die heutige Zeit erhalten; die traditio-
nelle Gefolgschaft einem Caudillo gegenüber 
hat sich teilweise auch auf die Führer demo-
kratischer Parteien übertragen. Aber der Cau-
dillismo allein vermag das Phänomen der de-
mokratischen Wiederwahl ehemaliger Dikta-
toren nicht voll zu erklären: Der Peronismus 
z. B. ist in Argentinien auch ohne Pern — 
also ohne einen Caudillo — die stärkste poli-

tische Kraft geblieben. Eine Interpretation die-
ses interessanten Phänomens müßte vor allen 
Dingen zwei wichtige Fragen an einigen typi-
schen Beispielen zu klären versuchen:

1. Wer wählt ehemalige Diktatoren oder ihre 
Bewegungen?

2. Welche Erwartungen (oder auch nur Ver-
sprechungen) sind für diese Wahlentschei-
dungen bestimmend?

Erst nachdem diese Fragen geklärt sind, kann 
eine dritte Frage zu beantworten versucht wer-
den:
3. Wie können diese Erwartungen erfüllt wer-
den, und gibt es „demokratische Institutionen“ 
(im westlichen Sinne), die dieser Aufgabe ge-
wachsen wären?

Die letzte Frage wird besonders schwierig zu 
beantworten sein, zumal die meisten bisheri-
gen Versuche offensichtlich als gescheitert be-
trachtet werden müssen. Was Gino Germani 
den Übergang von der „repräsentativen De-
mokratie mit erweiterter Beteiligung" zur „re-
präsentativen Demokratie mit totaler Beteili-
gung" nennt7), hat seine Bewährungsprobe 
(noch) nirgendwo in nennenswertem Umfange 
bestanden.

7) G. Germani und K. Silvert, Estructura social e 
intervenciön militar en America Latina, a. a. O., 
S. 234 ff.
8) Der Peronismus begann seinen Aufstieg erst im 
gleichen Jahr, in dem der Getulismus durch die bra-
silianischen Militärs zunächst beendet wurde.

II. Getulio Vargas und sein „Estado

Die beiden ersten klassischen „nationalpopuli-
stischen Bewegungen" (Germani), denen die 
Übernahme der Macht gelang, waren der 
„getulismo" in Brasilien und der „peronismo" 
in Argentinien. Bei allen Parallelitäten weisen 
sie doch einige so bedeutsame Unterschiede 
auf8), daß es nicht möglich ist, sie einfach als 
zwei Ausprägungen des gleichen Phänomens 
zu kategorisieren.
Schon der Weg zur Macht war bei Vargas 
und Perön höchst verschieden, obwohl bei bei-
den das Militär eine entscheidende Rolle 
spielte. Außerdem verzichtete Vargas — ein-
mal an der Macht — auf die Abhaltung wei-
terer Wahlen bis zu seinem Sturz im Jahre

Novo"

1945, während Perön, an der Erhaltung einer 
„demokratischen Legitimation" interessiert, 
sich nach seinem Wahlsieg von 1946 im Jahre 
1951 für weitere fünf Jahre bestätigen ließ.
Vargas war Gouverneur des einflußreichen 
Staates Rio Grande do Sui gewesen, bevor er 
— selbst Zivilist — 1930 mit der Unterstüt-
zung der Armee Präsident wurde, obwohl er 
die Wahl gegen Julio Prestes, den Gouver-
neur von Säo Paulo, verloren hatte %). Nadi 
einer Revolution des Staates Säo Paulo, der 
sich nicht nur durch die Annullierung der 
Wahl von Prestes, sondern auch durch das 
nicht eingehaltene Versprechen einer Verfas-
sungsreform betrogen sah, wurde 1934 eine 
neue Verfassung ausgearbeitet und Vargas für 
weitere vier Jahre zum konstitutionellen Prä-
sidenten gewählt. In eine Diktatur im eigent-
lichen Sinne verwandelte sich das Regime erst,

9) J. M. Young, Brazil, a. a. O., S. 453. 



als Vargas — erneut mit Unterstützung der 
Armee — 1937 die für das folgende Jahr fäl-
ligen Wahlen aussetzte und den „Estado 
Novo" begründete. Der „Estado Novo" besei-
tigte den traditionellen Föderalismus und ord-
nete die Bundesstaaten vollständig der Zen-
tralregierung unter, die anstelle der freige-
wählten Gouverneure vom Präsidenten er-
nannte In 10terventoren einsetzte ).

Bis zum Sturz Vargas' im Jahre 1945 wurden 
keine Wahlen mehr abgehalten. Der Aus-
gangspunkt des „getulismo" war offensichtlich 
keine „nationalpopulistische Bewegung", son-
dern das Ergebnis einer Auseinandersetzung 
zwischen den reichen Südstaaten Brasiliens 
(Säo Paulo, Minas Gerais und Rio Grande do 
Sui) um die politische Vorherrschaft. Erst 
Vargas' Suche nach weiterer Unterstützung 
ließ in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre 
den „getulismo" entstehen. Wie später Perön 
sicherte sich Vargas die Unterstützung der Ar-
beiterschaft dadurch, daß er ihr zur Integration 
in das politische System des Landes verhalf, 
indem er einige Minimalforderungen erfüllte: 
Mindestlöhne, Arbeitslosenkompensation, Un-
terstützung der Industrialisierung durch die 
Regierung, Schaffung neuer Arbeitsplätze. 
Nadi europäischem Standard ging sicher keine 
dieser Maßnahmen weit genug, um ein System 
sozialer Sicherheit zu begründen, das diesen 
Namen verdiente; unter brasilianischen Ver-
hältnissen bedeuteten sie jedoch eine ent-
scheidende Verbesserung der Daseinsbedin-
gungen der im Zuge der Industrialisierung 
rasch anwachsenden Industriearbeiterschaft11 ).

12) Für Einzelheiten s. T. E. Skidmore, Politics in 
Brazil, a. a. O., S. 62 ff.
13) T. E. Skidmore, Politics in Brazil, a. a. O., S. 79 f.

Gleichzeitig gelang es Vargas, sich Unterstüt-
zung über seinen Heimatstaat hinaus zu ver-
schaffen, indem er sich um eine Verteilung der 
neuen Industrie auf möglichst viele Staaten 
bemühte. Der dünn besiedelte Norden blieb 
davon allerdings weitgehend ausgenommen. 
Der Vorwurf wachsender Korruption — von 
der Vargas selbst jedoch stets ausgenommen 
wurde — und zu langsames ökonomisches 
Wachstum bereiteten den Sturz des Vargas- 
Regimes vor. Die alten ökonomischen Eliten 
sahen ihre Position zunehmend verschlechtert. 
Die Lasten durch die Sozialmaßnahmen stie-
gen, ohne daß ein entsprechendes wirtschaft-

10) Vgl. R. j. Alexander, Latin American Politics 
and Government, a. a. O., S. 14 f.
11) Eine sehr ausführliche Darstellung der Vargas- 
Ara liefert T. E. Skidmore, Politics in Brazil, 1930 
to 1964. An Experiment in Democracy, New York 
1967, bes. S. 29 ff.: vgl. auch J. W. F. Dulles, Var-
gas of Brazil, Austin 1967. 

liches Wachstum die Einbußen wieder ausge-
glichen hätte. Je bedrohlicher die Position 
von Vargas wurde, desto mehr versuchte er, 
sich der Unterstützung durch die (von seinen 
Anhängern organisierte) Arbeiterschaft zu ver-
sichern.

Diesen Bemühungen stand das Militär zuneh-
mend skeptisch gegenüber und forderte 1945 
den Rücktritt des Präsidenten. Vargas beugte 
sich den Forderungen der Militärs ohne Wider-
stand. Er hatte zwar die Unterstützung der Ar-
beiterschaft nicht verloren — sie war im Ge-
genteil in den letzten Jahren seiner Regierung 
zunehmend größer geworden —, aber der 
Enthusiasmus hatte abgenommen, da die hoch-
geschraubten wirtschaftlichen Erwartungen in 
keiner Weise erfüllt worden waren und auch 
die Korruptionsvorwürfe die Regierung zuneh-
mend belasteten. Die Armee ließ 1945 Neu-
wahlen durchführen, aus denen der farblose 
Kandidat des Partido Social Democrätico, 
Euricio Dutra, den Vargas nur halbherzig un-
terstützt hatte, als Sieger he 12rvorging ).  1946 
wurde eine neue Verfassung erarbeitet.
Bei den Wahlen von 1950 kehrte Vargas je-
doch zurück. Als Kandidat der Arbeiterpartei, 
des Partido Trabalhista, gewann er erneut die 
Präsidentschaft und blieb dabei mit fast 4 Mil-
lionen Stimmen (48,7 %) nur knapp unter der 
absoluten Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Der Kandidat der stärksten Oppositions-
partei, der Union Democrätica Nacional, 
Eduardo Gomes, blieb mit 29,7 0/0 weit abge-
schlagen. Der Hauptanteil der Stimmen für 
Vargas kam aus den industriellen Zentren 
Säo Paulo, Minas Gerais und dem Distrito 
Federal132). Während seiner zweiten Präsi-
dentschaft suchte Vargas deswegen die enge 
Zusammenarbeit mit den Bevölkerungsschich-
ten, denen er den größten Stimmenzuwachs 
verdankte: den Gewerkschaften und der 
schlechtverdienenden und schnell anwachsen-
den Industriearbeiterschaft der Großstädte im 
Süden des Landes. 1954 waren es erneut Kor-
ruptionsvorwürfe und der Vorwurf einer Ver-
bindung des Präsidenten mit einem Mordver-
such auf Carlos Lacerda, einen seiner hart- 
näckigsten politischen (und publizistischen) 
Gegner, die das Militär veranlaßten, zum zwei-
ten Mal den Rücktritt des Präsidenten zu for-
dern. Aber diesmal weigerte sich Vargas unter 
Verweis auf seine demokratische Legitima-



tion. Als er keinen Ausweg mehr sah, beging 
er Selbstmord und kam damit einem gewalt-
samen Eingriff des Militärs zuvor.

Mit Vargas' Tod war der „getulismo" jedoch 
noch keineswegs zu Ende. Sein — erneut de-
mokratisch gewählter — Nachfolger Juscelino 
Kubitschek war — ebenso wie dessen Vize-
präsident Joäo Goulart — enger Mitarbeiter 
von Vargas gewesen. Erst 1960 schien mit der 
Wahl von Janio Quadros die Bewegung den 
Todesstoß erhalten zu haben, aber Quadros' 
überraschender Rücktritt nach nur 7-monatiger 
Präsidentschaft brachte einen weiteren Vargas- 
Anhänger an die Macht: den erneut zum Vize-
präsidenten gewählten Joäo Goulart, der nun 
mit allen Mitteln versuchte, eine Linksregie-
rung, gestützt auf die organisierte Industrie- 
Arbeitersch 14aft, aufzubauen ). Ein Dreijahres- 
plan seines Wirtschaftsministers Celso Furtado 
sah vor allem höhere Besteuerungen der wohl-
habenden Bevölkerungsschichten und stärkere 
staatliche Eingriffe in das Wirtschaftsgesche-
hen, insbesondere in den Außenhandel, vor, 
enthielt aber keineswegs „revolutionäre Vor-
stellungen", wie z. B. Enteignungen im agrari-
schen oder industriellen Bereich.

Die Reaktion der Militärs ließ nicht lange auf 
sich warten: 1961 wurde eine Parlamentarisie-

rung des Regierungssystems zur Entmachtung 
des Präsidenten erzwungen15) und 1964 folgte 
schließlich, als Goulart auf demagogische 
Weise eine plebiszitäre Basis zu suchen be-
gann, nachdem er die Zustimmung der Militärs 
endgültig verloren hatte, der Sturz des Prä-
sidenten durch die „brasilianische Revolution". 
Die Zerschlagung der alten Parteien und die 
politische Entrechtung fast aller ihrer Politi-
ker zeigen sehr deutlich, daß die Militärs 
fürchten, bei freien Wahlen könnten erneut 
Männer der Vargas-Schule den Sieg davon-
tragen. Sowohl Vargas als auch seine Nachfol-
ger hatten ihre sozialreformerischen Zielset-
zungen für wichtiger gehalten als die Einhal-
tung formell demokratischer Spielregeln. Und 
die Mehrzahl der brasilianischen Wähler 
schätzt offenbar eine Verbesserung ihrer so-
zio-ökonomischen Position höher ein als de-
mokratische Prinzipien.

14) Goulart stieß innerhalb der Arbeiterschaft aller-
dings auf eine unvermutete Schwierigkeit: Die spe-
zialisierten Industriearbeiter waren inzwischen 
selbst in eine privilegierte Position im Vergleich 
zu den nichtspezialisierten Arbeitern aufgestiegen. 
Die Integration weiterer Arbeiter gefährdete ihre 
Position. Die konservative Einstellung der — rela-
tiv — gut verdienenden Industriearbeiter stellt 
auch heute noch ein ernstes Problem dar.
15) Für eine ausführliche Diskussion vgl. A. R. Real, 
Neoparlamentarismo en America Latina, Monte-
video 1962.

16) Vgl. z. B. R. J. Alexander, An Introduction to 
Argentinia, New York, Washington, London 1969, 
S. 35 f., und A. P. Whitaker, Argentinia, Mexico 
1966, S. 87 ff.

17) R. J, Alexander, An Introduction to Argentina,
a. a. O., S. 40.

Politiker, denen es gelingt, die Arbeiterschaft 
davon zu überzeugen, daß sie bereit und fä-
hig sind, Reformen durchzuführen, die das 
Los der Arbeiterschaft entscheidend verbes-
sern (Steuer-, Agrar-, Erziehungsreformen!), 
haben ohne Zweifel in Brasilien auch dann 
eine Chance in demokratisch „sauberen“ 
Wahlen an die Macht zu gelangen, wenn sie 
auf alles demokratische Beiwerk verzichten.

III. Der Peronismus: auch nach dem Sturz des Diktators stärkste 
politische Kraft Brasiliens

Oberst Juan Domingo Peröns Weg zur Macht 
in Argentinien ist nur mit der Situation Argen-
tiniens zu Beginn der vierziger Jahre dieses 
Jahrhunderts zu erklären. Nachdem in Argen-
tinien 1916 die Mittelklassen durch den Wahl-
sieg Hipölito Yrigoyens die Macht übernom-
men hatten, wurden sie 1930 durch den ersten 

Militärputsch seit 70 Jahren gestürzt16 ). Von 
1930—1943 herrschten Koalitionsregierungen 
aus Militärs und den alten, 1916 aus der 
Macht verdrängten konservativen Parteien. 
Diese Parteien waren eng mit den kommerziel-
len Interessen Großbritanniens verflochten; 
sie wurden deswegen 1943 von den mit den 
Achsenmächten sympathisierenden Militärs 
gestürzt, als sie für 1944 den pro-britischen 
Großgrundbesitzer Robustiano Patron Costas 
zum Präsidentschaftskandidaten nominier-
ten 17 ). Oberst Perön war zunächst Staatssekre-
tär im Verteidigungsministerium und dann 
Chef des Sekretariats für Arbeit und soziale 



Sicherheit der neuen Regierung. In dieser Po-
sition begann er, sich einen Rückhalt in der 
Arbeiterschaft zu schaffen, indem er die Ge-
werkschaften intensiv förderte. Die Mitglied-
schaft in den Gewerkschaften stieg zwischen 
1943 und 1954 auf ein Vielfaches. Bislang ri-
valisierende Gewerkschaftsgruppen schlossen 
sich unter dem Druck Peröns, der 1944 auch 
zum Kriegsminister und Vizepräsidenten auf-
gestiegen war, zusammen. Peröns Sekre-
tariat für Arbeit und Soziale Sicherheit be-
gann dann eine Arbeits- und Sozialgesetz-
gebung in die Wege zu leiten und erzwang 
schließlich kollektive Verhandlungen über 
Löhne und Gehälter; bei Konflikten fungierte 
das Sekretariat als Schiedsrichter, und Peröns 
Schiedssprüche fielen immer zugunsten der 
Arbeiterschaft aus, die bald glaubte, daß 
Perön weit mehr Verdienste um die Verbes-
serung ihrer Einkommen und ihrer Arbeitsbe-
dingungen hatte als ihre Gewerkschaftsfüh-
rer 18 ).
Die Popularitätskurve Peröns stieg bis 1945 
steil an, und eine Gruppe von Militärs unter 
Führung von General Avalos versuchte, den zu 
mächtig gewordenen Konkurrenten auszu-
schalten. Perön wurde verhaftet und auf der 
Insel Martin Garcia interniert. Für eine solche 
Aktion war es jedoch bereits zu spät: Peröns 
spätere Frau, Eva Duarte, mobilisierte mit 
Hilfe einiger Perön treu ergebener Gewerk-
schaftsführer — insbesondere des Führers der 
Schlachthofarbeiter Cipriano Reyes — die 
Massen der „Descamisados", der Hemdlosen, 
deren Situation sich unter Perön wesentlich 
verbessert hatte, die bei einer gewaltigen De-
monstration in Buenos Aires die sofortige Frei-
lassung Peröns forderten 19).  Die schwache 
Militärregierung beugte sich dem Diktat der 
Massen und ordnete die Freilassung Peröns 
an. Perön verzichtete auf seinen militärischen 
Rang und auf seine politischen Ämter und 
widmete sich ganz der Wahlkampagne für die 
Präsidentschaftswahl von 1946. Zu seiner Un-
terstützung organisierten sich seine Anhänger 
in einer Arbeiterpartei. Alle anderen politi-
schen Parteien des Landes schlossen eine anti- 
peronistische Koalition, die Union Democrä- 
tica, die den Radikalen Jose Tamborini nomi-
nierte 20 ). Peröns Wahlsieg war mit 55 °/o kei-

neswegs überwältigend, aber in Anbetracht 
der Tatsache, daß sich alle traditionellen poli-
tischen Kräfte des Landes gegen ihn zusam-
mengeschlossen hatten, sehr deutlich
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. Auch 
im Parlament erhielt er in beiden Kammern 
große Mehrheiten ).
Mit diesen Mehrheiten wäre eine erfolgreiche 
demokratische Regierung durchaus denkbar 
gewesen. Perön zog es jedoch vor, zunächst 
seine Position in der Arbeiterschaft weiter 
zu festigen, um den erforderlichen Rückhalt 
für eine Diktatur sicherzustellen. Am Ende 
der Herrschaft Peröns hatte sich die Mit-
gliedschaft der Gewerkschaften von 300 000 
auf fast 6 Millionen verzwanzigfacht22). Nach-
dem Perön seine Herrschaft so gefestigt hatte, 
schienen ihm viele der alten Gewerkschafts-
führer, die ihm zur Macht verhülfen hatten, 
gefährlich zu werden. Sie wurden abgesetzt, 
deportiert oder ins Gefängnis geworfen, weil 
sie eine eigene Machtstellung in der Arbeiter-
schaft besaßen, die sie nicht Perön verdankten. 
1949 ließ Perön eine neue Verfassung ver-
abschieden, die bis zu seinem Sturz im Jahre 
1955 in Kraft blieb und viele seiner Hand-
lungen legitimierte, die der geltenden Ver-
fassung von 1853 widersprachen.

18) Vgl. R. j. Alexander, Argentine Labor before 
Peron and under Perön, in: J. R. Barager, Why Pe-
rön came to Power. A Background to Peronism in 
Argentina, New York 1968, S. 189 ff.
19) Vgl. A. P. Whitaker, Argentina, a. a. O., S. 153. 
20) R. J. Alexander, An Introduction to Argentina, 
a. a. O„ S. 43.

21) Fast zwei Drittel in der Kammer und außer 
zweien alle Sitze im Senat. R. J. Alexander, An 
Introduction to Argentina, a. a. O., S. 43.
22) Vgl. B. Goldenberg, Lateinamerika und die 
kubanische Revolution, Köln, Berlin 1963, S. 111.
23) Goldenberg zitiert eine Feststellung Raul Pre- 
bischs aus dem Jahre 1955, nach dem das Realein-
kommen pro Kopf der Bevölkerung von 1945 bis 
1955 nur um 3,5’/o zunahm, während das Realein-
kommen der Industriearbeiterschaft um 47 °/o stieg. 
Vgl. B. Goldenberg, Lateinamerika und die kubani-
sche Revolution, a. a. O., S. 114, FN 3.

Peröns Herrschaft hat nicht nur den organi-
satorischen Zusammenschluß der Arbeiter-
schaft Argentiniens zustande gebracht, sondern 
auch eine unverkennbare Verbesserung der 
Lebensbedingungen der unteren Schichten23 ). 
Diese Errungenschaften, zu denen in der Sicht 
seiner Anhänger auch Wohnungsbaupro-
gramme, spektakuläre Verwaltungsbauten (ob-
jektiv unwirtschaftliche) Industrieanlagen usw. 
gehörten, gerieten durch die peronistische 
Wirtschaftspolitik, die die Landwirtschaft, den 
eigentlichen Reichtum des Landes, zugunsten 
einer überstürzten Industrialisierung vernach-
lässigte, bald in Gefahr. Auch seine Nationali-
sierungspolitik — vor allem der Aufkauf der 
in englischer Hand befindlichen Eisenbahnen 
— konnte trotz aller Popularität dieser Maß-
nahmen von Argentinien ökonomisch nicht 
verkraftet werden.



Zudem griff Peron zu immer härteren dikta-
torischen Maßnahmen, um seine Regierung zu 
sichern. Die Pressefreiheit wurde aufgehoben, 
Richter, die sich seinen Forderungen nicht 
beugten, abgesetzt, verhaftet oder des Landes 
verwiesen; seinen Gegnern wurde jegliche po-
litische Betätigung verboten. Perns Wieder-
wahl im Jahre 1951, bei der sich alle bedeu-
tenden politischen Gegner längst im Exil be-
fanden, kann keineswegs mehr als demokra-
tisch bezeichnet werden. So zeigte sich bei sei-
nem Sturz 1955, für den seine wachsenden 
Diskrepanzen mit der Kath 24olischen Kirche )  
und Teilen des Militärs verantwortlich waren, 
alle Welt zufrieden über das Ende einer Ge-
waltherrschaft, die zudem Argentinien in 
die schwerste ökonomische Krise seiner Ge-
schichte gestürzt hatte. Mit dem Sturz Peröns 
war jedoch der Peronismus noch keineswegs 
beseitigt. Zur großen Überraschung aller Be-
obachter stimmten bei den ersten demokrati-
schen Wahlen nach dem Sturz des Diktators 
mehr als 2 Millionen Wahlberechtigte für 
Perön, indem sie seinem Aufruf folgten, weiße 
Stimmzettel abzugeben. Die „Partei der wei-
ßen Stimmzettel" wurde damit die stärkste 
Partei des Landes.

Die Stimmen der wichtigsten Pa
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rteien bei den 
argentinischen Parlaments wählen von 1957 )

Wähler, da der UCRI-Kandidat, Arturo Fron- 
dizi, ihm die Gewähr für eine Berücksichtigung 
des Peronismus bei der Regierung zu geben 
schien. Deswegen empfahl er die Stimmabgabe 
für Frondizi, mit dem Resultat, daß der Kandi-
dat des 1951 noch klar unterlegenen UCRI 
einen überwältigenden Wahlsieg über den 
Kandidaten des UCRP, Ricardo Baibin, erzielte. 
Frondizis 42 °/o der Stimmen (gegen Balbins 
25 °/o) sind nur durch die Stimmen der Peroni-
sten zu erklären.
Bei den Kongreßwahlen von 1960 gaben je-
doch wieder über 24 0/0 der Wähler weiße 
Stimmzettel ab. Nachdem Perön Frondizi seine 
Unterstützung wieder entzogen hatte, fiel des-
sen UCRI wieder auf den 3. Platz zurück.

Die Stimmen der wichti
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gsten Parteien bei den 
Kongreßwahlen 1960 )

Dennoch glaubte sich Frondizi 1962 stark ge-
nug, gegen den Willen der Militärs die Pero-
nisten zu den Provinzwahlen wieder zuzulas-
sen 28) — mit dem Ergebnis eines überwäl-
tigenden Wahlsieges der Peronisten mit 
31,9 °/o aller abgegebenen Stimmen. UCRP 
und UCRI waren mit 19,9 und 24,5 °/o der 
Stimmen klar abgeschlagen. Die Peronisten 
gewannen damit in 9 der 22 Provinzen des 
Landes die Gouverneurswahlen. Die Militärs 
waren jedoch nicht willens, dieses Ergebnis 
hinzunehmen; insbesondere der Wahlsieg

24) 1946 hatte ihn die Katholische Kirche noch 
gegen den „laizistischen" Radikalen Tamborini be-
dingungslos unterstützt.
25) Zahlen aus B. G. Siow, Argentina, in: B. G. Bur-
nett und K. F. Johnson, Political Forces in Latin 
America. Dimensions of the Quest for Stability, 
a. a. O„ S. 419.

26) Die Abkürzungen bedeuten: UCRP = Union 
Civica Radical del Pueblo, UCRI = Union Civica 
Radical Intransigente.
27) Zahlen aus K. H. Silvert, An Assessment of the 
Frondizi Regime, in: R. R. Fagen und W. A. Corne-
lius, Pol, ical Power in Latin America. Seven Con- 
frontati' ns, Englewood Cliffs 1970, S. 124.
28) Snow glaubt, daß die für die UCRI günstigen 
Wahlen in einigen Provinzen im Norden des Lan-
des den Präsidenten davon überzeugt hatten, die 
Peronisten stellten keine Gefahr mehr dar. Vgl.
P. G. Snow, The Reemergence of the Peronistas, in: 
R. R. Fagen, und W. A. Cornelius, Political Power 
in Latin America, a. a. O., S. 127.

Wie groß der Einfluß des gestürzten Diktators 
immer noch war, zeigte sich dann bei den Prä-
sidentschaftswahlen des Jahres 1958. Perön än-
derte seine Anweisung an die argentinischen 



eines peronistischen Gouverneurs in Buenos 
Aires war für sie nicht akzeptabel. Zwar an-
nullierte Frondizi die Ergebnisse in fünf von 
den Peronisten gewonnenen Provinzen, doch 
reichte das den Militärs bereits nicht mehr 
aus: Frondizi wurde noch im gleichen Jahr 
zum Rücktritt gezwungen. Bei den 1963 ange-
setzten Neuwahlen schienen die Peronisten 
sich zu spalten — nur noch ein Teil der Wäh-
ler hielt sich an die Aufforderung Peröns, 
weiße Stimmzettel abzugeben — und etwa 
25% der Stimmen für die Peronisten entfie-
len auf neoperonistische Parteien, die ihre 
Unabhängigkeit vom Führer in Madrid mit 
ihrer Kandidatur demonstrierten. Weiße 
Stimmzettel und neoperonistische Parteien wa-
ren jedoch erneut mit 23,7 % der Stimmen 
fast so stark wie die sieg
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reiche UCRP, deren 
Kandidat Arturo Illia mit 24,9 ’/o der Stimmen 
zum Präsidenten gewählt wurde ).

Der Peronismus hatte noch immer nichts von 
seiner Attraktivität eingebüßt. Auch Illia 
glaubte — insbesondere nachdem viele pero- 
nistische Wähler 1963 den Anweisungen Pe-
röns nicht gefolgt waren — die Peronisten 
wieder zulassen zu können. Resultat war ein 
neuer überwältigender Wahlsieg der Pero-
nisten, die mit 35 °/o der Stimmen bei den 
Kongreß wählen von 1965 ihr bestes Ergebnis 
seit dem Verbot der Partei erzielten — 10 
Jahre nach dem Sturz des Diktators. Die Domi-
nanz der Peronisten im Kongreß, die die Re-
gierung Illia weitgehend lähmte, führte 
schließlich 1966 zu erneutem Eingreifen der 
Militärs, die den Präsidenten stürzten, den 
Kongreß auflösten und alle Parteien verboten. 
Auch heute sind die Peronisten nach wie vor 
die stärkste geschlossene politische Gruppie-
rung in Argentinien. An dem Versuch, diese 
Tatsache zu negieren, sind auch die beiden 
Militärregierungen Ongania und Levingston

29) Zahlen aus J. W. Rowe, Argentina: An Election 
Retrospect, in: R. D. Tomasek, Latin American Poli-
tics. Studies of the Contemporary Scene, Garden 
City, New York 1966, S. 416. 

gescheitert, und der neue Machthaber, General 
Lanu
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sse, scheint gerade dabei zu sein, dieser 

Tatsache in Zukunft Rechnung zu tragen ).

Wie erklärt es sich nun, daß der Peronismus 
auch mehr als 15 Jahre nach dem Sturz des 
Diktators noch immer die stärkste politische 
K
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raft Argentiniens ist? Die heutigen Anhänger 
Peröns scheinen Szulc's Urteil über die pero- 
nistische Regierung als einer „Diktatur fast 
völlig ohne positive Aspekte“ ) jedenfalls 
nicht zu teilen. Offensichtlich haben die unte-
ren Bevölkerungsschichten in Argentinien 
noch nicht vergessen, daß es Perön war, der 
ihre Integration in die Gesellschaft ermöglicht 
hat. Daran können auch der Nachweis der 
Korruption320), aufgedeckte Skandale33 ) und 
der wirtschaftliche Niedergang, den der Pe-
ronismus ve 34rschuldete ), nichts ändern.

30) Vgl. auch F. O. Ehlert, Perön ante Portas, in: 
FAZ, vom 24. 4. 1971.
31) T. Szule, The Dietators, in: R. D. Tomasek, La-
tin American Politics, a. a. O., S. 45.
32) Der Korruptionsvorwurf scheint in Lateiname-
rika ohnehin wenig zugkräftig zu sein. Dem Verfas-
ser gegenüber wurde gerade in Argentinien häufig 
das Argument vertreten, ein korrupter Diktator sei 
immer noch billiger als 1000 korrupte Berufspoliti-
ker während einer „Demokratie“.
33) So z. B. der Vorwurf der Unzucht mit einer Min-
derjährigen; die Peronisten haben allerdings seit 
jeher als Preis für eine Zusammenarbeit mit der 
Regierung die Rehabilitierung Peröns von dieser 
Anklage gefordert. Vgl. auch F. O. Ehlert, Perön 
ante Portas, in: FAZ v. 24. 4. 1971.
34) Vgl. auch B. Goldenberg, Lateinamerika und die 
kubanische Revolution, a. a. O., S. 115. Dem „Mann 
auf der Straße" fiel der Unterschied zur nachperoni- 
stischen Politik jedoch kaum auf, denn die aus dem 
westlichen Ausland als „gesund und solide" be-
zeichnete Austerity-Politik der auf Perön folgen-
den Regierungen brachte ihm nur neue und ein-
schneidendere Nachteile. Auch die Regierungen 
Onganias und Levingstons sind letztlich an diesem 
Problem gescheitert. Sowohl der Putsch im Juni 
1970 als auch der erneute Staatsstreich im März 
1971 waren in erster Linie ein Protest gegen die 
Unfähigkeit der Regierungen, eine Wirtschaftspoli-
tik zu betreiben, die das Vertrauen der Arbeiter-
schaft hätte wiederherstellen können.



IV. Die Wahlchancen ehemaliger Militärdiktatoren

Getulismus und Peronismus werden in der 
Regel den populistischen Bewegungen in 
Lateinamerika zugerechnet35 ). Ihre Veranke-
rung in den Bevölkerungsgruppen, die erst 
mit Hilfe der Bewegung in die nationale Ge-
sellschaft integriert wurden (und dabei ein 
Minimum an sozialer Sicherheit e
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rhielten), ist 
in Brasilien und Argentinien nach wie vor 
weitgehend unabhängig von der Person des 
politischen Führers erhalten geblieben ).

35) Es erscheint dem Verfasser wenig sinnvoll, bei 
der Betrachtung des Populismus in Lateinamerika 
auf die beiden autoritären Spielarten des Populis-
mus zu verzichten und nur „demokratische Popu- 
listen-Parteien" unter diesem Begriff zusammenzu-
fassen, wie z. B R. F. Lamberg, Der lateinamerika-
nische Popularismus, Bad Godesberg, Sommer 1966, 
oder auch R. J. Alexander, Latin American Politics 
and Government, a. a. O., S. 62 ff. Für eine Defini-
tion, die Getulismus und Peronismus einschließt, 
s. z. B. T. E. Skidmore, Politics in Brazil, a. a. O., 
S. 67. Es ist keineswegs auszuschließen, daß man-
che der demokratischen Populisten-Parteien nur 
aus Mangel an Gelegenheit „demokratisch" geblie-
ben sind. Die jüngsten Äußerungen des Ex-Präsi-
denten der Dominikanischen Republik, Juan Bosch, 
deuten jedenfalls in diese Richtung. Vgl. W. Gra-
bendorff, Latein-Amerika — wohin? Informationen 
und Analysen, München 1970, S. 54
36) Die Bedeutung der „Caudillismo-Tradition" für 
dieses Phänomen soll keineswegs geleugnet wer-
den, aber immerhin erreichten die Peronisten, wie 
bereits erwähnt, 1965 auch ohne Peron mehr als 
ein Drittel aller Stimmen und bildeten damit die 
stärkste politische Kraft Argentiniens.
37) A. Magnet, Politisches Panorama Latein-Ameri-
kas, in' W. Molt (Hrsg.), Latein-Amerika, Bonn 
1965, S. 54.

38) Die bürgerlichen Freiheiten wurden ausgesetzt, 
die politischen Parteien an jeder Betätigung gehin-
dert, ihre Führer deportiert. Vgl. G. Urzüa Valen-
zuela, Los partidos politicos chilenos. Las fuerzas 
politicas. Ensayos de insurgencia politica en Chile, 
Santiago 1968, S. 69.
39) Vgl. F. G. Gil, The Political System of Chile, 
Boston 1966, S. 61, und G. Urzüa Valenzuela, Los 
partidos politicos chilenos, a. a. O., S. 70.
40) Für Zahlenangaben s. G. Urzüa Valenzuela, Los 
partidos politicos chilenos, a. a. O., S. 93.
41) Vgl. auch F. Gil, The Political System of Chile, 
a. a. O„ S. 73.
42) J. J. Johnson, Political Change in Latin Ame-
rica. The Emergence of the Middle Sectors, Stan-
ford, Cal., 19655, S. 91.

Aber nicht nur Führer solcher populistischer 
Bewegungen (mit ideologischen Fundierun-
gen wie Nationalismus, Industrialisierung, 
gerechte Verteilung des Reichtums etc.), son-
dern auch Militärdiktatoren „klassischer Prä-
gung" haben es in Lateinamerika nicht selten 
vermocht, auch in „freien demokratischen 
Wahlen" beträchtliche Stimmenzahlen zu er-
zielen. Ein frühes Beispiel war 1952 die Wie-
derwahl des Exdiktators Carlos Ibanez in 
Chile. Chile ist das Land mit der längsten de-
mokratischen Tradition in Lateinamerika. Seit 
1831 gab es nur zwei gewaltsame Machtwech- 
sei: 1891, als Präsident Balmaceda gestürzt 
wurde und das präsidentielle System des Lan-
des einem parlamentarischen weichen mußte 
und 1924, als ein Militärputsch zur Wieder-
einführung des präsidentiellen Systems führ-
te37 ). Die Herrschaft der Militärs dauerte 
von 1924 bis 1931, und der zweite Präsident 

dieser Periode war General Carlos Ibanez, der 
1927 den Rücktritt des Präsidenten Emiliano 
Figueroa erzwungen hatte. Ibanez, der sich 
zunehmend autoritärer gebärdete38 ), wurde 
1931, nachdem es ihm nicht gelungen war, die 
größer werdende ökonomische Krise zu über-
winden, in der sich Chile im Sog der Welt-
wirtschaftskrise befand, durch einen von den 
öffentlichen Bediensteten, Lehrern und Studen-
ten initiierten Bummelstreik zum Rücktritt und 
zum Verlassen des Landes gezwungen39 ). Mit 
Beginn der Volksfront-Regierungen unter der 
Führung des Partido Radical (1938—1952) 
wurde Ibanez erneut politisch aktiv tätig, und 
zwar innerhalb des Partido Agrario Laborista, 
einer Abspaltung der alten Liberalen Partei. 
Bereits 1942 errang er 44 °/0 der abgegebenen 
Stimmen, unterlag damit aber gegen den 
Volksfront-Kandidaten Juan Antonio Rios. 
1952 kandidierte er erneut und erreichte mit 
45,2 % der Stimmen gegen drei weitere Kandi-
daten die relative Mehrheit.
Das Wahlergebnis 40)  kam vor allem durch den 
Zerfall der Volksfront zustande, die der letzte 
radikale Präsident Gabri
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el Gonzales Videla 
durch das „Gesetz zum ständigen Schutz der 
Demokratie" aus dem Jahre 1948, mit dem die 
Kommunistische Partei verboten worden war, 
selbst zerstört hatte ).  Der Kandidat der Radi-
kalen Partei, Pedro Alfonso, erreichte mit fast 
20 °/o immerhin noch ein Achtungsergebnis, 
das nur knapp unter dem Ergebnis der Parla-
mentswahlen des Jahres 1949 (dem besten Er-
gebnis, das die Radikalen bis zu diesem Zeit-
punkt je erreicht hatten) lag. Das widerspricht 
der Annahme Johnsons, der Sieg von Ibanez 
sei auf die Desertion der mit der Volksfront 
unzufriedenen Mittelschichten von der Radika-
len Partei zurückzuführen gewesen42 ). Viel-



mehr scheint die uneffektive Verwaltung der 
Volksfront-Regierungen viele Wähler der 
Links-Parteien davon abgehalten zu haben, 
den beiden mit der Volksfront identifizierten 
Kandidaten Alfonso und Allende ihre Stimme 
zu geben. Gerade die Wähler der Linken müs-
sen also Ibanez gewählt haben und damit 
einem Kandidaten ihre Stimme gegeben haben, 
der die traditionell herrschenden wohlhaben-
den Schichten des chilenischen Südens ver-
körperte. Nur so ist das überaus schlechte 
Abschneiden des gemeinsamen Kandidaten 
von Sozialisten und Kommunisten, Salvador 
Allende, zu erklären, denn bei den Parla-
mentswahlen von 1949 hatten allein die sozia-
listischen Parteien fast 10 °/o der Stimmen er-
halt 43en ).
Ibanez wurde, obwohl er nicht die zur Wahl 
erforderliche absolute Mehrheit der Stimmen 
erhalten hatte, nach der politischen Tradition 
Chiles vom Kongreß zum Präsidenten ge-
wählt44 ). Die von der Wählerschaft offenbar 
erwartete höhere Effizienz der Regierung 
Ibanez blieb jedoch aus. Ibanez, bei seiner 
Wahl bereits 75 Jahre alt, hatte nicht mehr die 
Dynamik, die seine Diktatur zwischen 1927 
und 1931 gekennzeichnet hatte. Zudem fehlte 
ihm die Unterstützung im Parlament, nachdem 
die Volkssozialisten, die Ibanez' Koalitions-
angebot zunächst angenommen hatten, bereits 
sechs Monate später die Koalition verlie-
ßen45 ). Wie sehr seine Wahl eine „Persönlich-
keitswahr' gewesen war, zeigte sich bei den 
Parlamentswahlen im Jahre 1953: sein Partido 
Agrario Laborista erhielt nur 15,1 °/o der Stim-
men — bis 1961 hatte sich die Partei völlig auf-
gelöst. Ohne parlamentarischen Rückhalt 
mußte seine Regierung erfolglos bleiben — 
135
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 Minister wechselten sich während seiner 
Amtszeit im Kabinett ab und nichts von dem, 
was sich die Wähler von ihm versprochen 
hatten, wurde verwirklicht ).

47) Für Einzelheiten zum System des Frente Nacio-
nal vgl. J. D. Martz, Colombia. Un estudio de poli- 
tica contemporänea, Bogota 1969, insbesondere S. 
315 ff., R. H. Dix, Colombia: The Political Dimen- 
sions of Change, New Haven, London 1967, und 
E. J. Kerbusch, Kolumbien vor dem Ende eines 
Regierungssystems auf Zeit, zur Veröffentlichung 
vorgesehen in: Jahrbuch Verfassung und Verfas-
sungswirklichkeit, Bd. 6, 1971.
48) Eine Frau in Kolumbiens Wahlkampf, in FAZ 
v. 10. 3. 1970.

In einer ähnlichen Situation wie Chile 1952 
befand sich Kolumbien im Jahre 1970. So wie 
sich in Chile die Volksfront-Regierung als un-

43) Dabei waren die Sozialisten allerdings in drei 
Gruppen gespalten. Die Kommunisten waren bei 
dieser Wahl bereits verboten.
44) Die Ibanez unterstützenden Parteien Partido 
Agrario Laborista und Falange Nacional verfügten 
im Kongreß über 17 Mandate (von 147). S. G. Ur- 
züa Valenzuela, Los partidos politicos chilenos, 
a. a. O., S. 90.
“45) Der PSP verfügte immerhin über 20 Mandate. 
S. J. Petras, Politics and Social Forces in Chilean 
Development, Berkeley — Los Angeles 1969, S. 165.
46) H. Kantor, Patterns of Politics and Political Sy-
stems in Latin America, Chicago 1969, S. 547 f. 

fähig erwiesen hatte, die versprochenen Re-
formen durchzuführen, war in Kolumbien 1970 
die Koalitionsregierung aus den beiden tra-
ditionellen Parteien des Landes, die soge-
nannte Regierung des „Frente Nacional", auf 
dem Tiefpunkt 47 ihrer Popularität angelangt ).  
Das System des Frente Nacional, das durch 
ein Abkommen zwischen Vertretern der bei-
den traditionellen Parteien 1957 in Spanien 
mit dem Ziel, den Diktator Gustavo Rojas Pi-
nilla zu stürzen, geschaffen worden war, sah 
vor, daß sich Liberale und Konservative für 
16 Jahre in der Präsidentschaft abwechselten 
und die Mandate im Kongreß und alle anderen 
politischen Ämter zu gleichen Teilen auf die bei-
den Parteien aufgeteilt wurden. Dieses System 
der großen Koalition hatte die Erwartungen 
der Wählerschaft in keiner Weise zu erfüllen 
vermocht, zumal das wirtschaftliche Wachs-
tum des Landes durch den außergewöhnlich 
starken Bevölkerungszuwachs wieder wett-
gemacht worden war. 1970 begann die letzte 
Regierungsperiode unter dem System des 
„Frente Nacional", und die Konservative Par-
tei hatte nach der Verfassung das Recht, den 
Präsidenten zu stellen. Die fehlende Geschlos-
senheit der Partei führte dazu, daß sich vier 
Kandidaten um die Präsidentschaft bewarben, 
unter ihnen Ex-Diktator Gustavo Rojas Pinilla, 
der Führer der oppositionellen Allianza Nacio-
nal Populär (ANAPO), die, da die Verfassung 
nur zwei Parteien zuläßt, gleich als Unter-
gruppe beider Parteien auftrat und auch inner-
halb beider Parteien erhebliche Stimmen- und 
Mandatsgewinne erreichte. Die Zersplitterung 
der Konservativen ruckte einen Rojas-Sieg 
mehr und mehr in den Bereich des Möglichen, 
zumal die ANAPO unter der Regie von Rojas' 
Tochter Maria Eugenia eine außerordentlich 
intensive und wirkungsvolle Wahlkampagne 
führte48). Nachdem die ANAPO bereits 1966 
750 000 Stimmen erreicht hatte, rechnete Rojas 
für 1970 mit 1,2 Mio. Stimmen.

Diese Annahme schien keineswegs unreali-
stisch, und der amtierende (liberale) Präsident 
Carlos Lleras Restrepo sah sich noch kurz vor 



der Wahl gezwungen, seine angekündigte 
Neutralität aufzugeben und öffentlich für den 
offiziellen Kandidaten, Misael Pastrana, Partei 
zu ergreifen. Aber selbst diese Unterstützung 
reichte nicht aus. Am Abend des Wahltages 
führte Rojas Pinilla bei der Auszählung deut-
lich vor Pastrana. Wie das Wahlergebnis tat-
sächlich ausgesehen hat, wird sich kaum je-
mals ganz sicher feststellen lassen. Jedenfalls 
ermittelten die Wahlbehörden, nachdem zu-
nächst eine Nachrichtensperre verhängt und 
eine erneute Auszählung verfügt worden war, 
eine knappe Mehrheit von 2 % der Stimmen 
für Pastrana. Die gesamten Umstände der Aus-
zählung und die regierungsamtliche Informa-
tionspolitik vor Bekanntgabe des „offiziellen" 
Ergebnisses lassen zumindest erhebliche Zwei-
fel an der Rechtm
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äßigkeit dieses Ergebnisses 

aufkommen ).

Rojas hat diesen ungewöhnlichen Wahlerfolg 
vor allem durch einen Wahlkampf erreicht, der 
auf den Versäumnissen des „undemokrati-
schen" Systems des Frente Nacional aufgebaut 
war, das bei den Wählern ohnehin an Attrak-
tivität verloren hatte509). Die Tatsache, daß 
mit Rojas erstmals seit 1950 wieder eine 
chancenreiche Opposition zur Wahl stand, stei-
gerte die Wahlbeteiligung dabei von 27 °/o 
(1968) auf fast 50 0/0.

49) Vgl.: Bedrohliche Lage in Kolumbien nach den 
Präsidentschaftswahlen, in: FAZ v. 23. 4. 1970, und: 
Spannung in Kolumbien hält an, in: FAZ v. 1. 5. 
1970. Die Zahlen sind nach Angaben der Registradu- 
ria Nacional del Estado Civil zit. aus: Debelada 
Conspiraciön Militär en Colombia, in: El Univer-
sal (Caracas) v. 24. 4. 1970.
50) Da die Wahl ohnhin keine Bedeutung hatte —-
der Wahlsieger und die Machtverteilung standen
ja bereits vor der Wahl fest —, hat die Wahlbe-
teiligung seit 1957 rapide abgenommen. 1957 (Ver-
fassungsplebiszit) beteiligten sich noch 72 °/o der
Wahlberechtigten, 1958 noch 58 °/o, 1962 49 °/o und 
1964 nicht einmal 40 “/o. Bei der Parlamentswahl
von 1968 stimmten sogar nur 27 •/• der Wahlberech-
tigten ab. Zahlen aus der „Registraduria Nacional
del Estado Civil. Organizacin y estadisticas elec- 
torales, Bogot 1968, S. 191.
51) Veröffentlicht vom Depärtmento Administrative 
Nacional de Estadistica (DANE), Informe al Con- 
greso, Bogota 1970.

Erste Analysen der Wahl, die vom Statisti-
schen Amt Kolumbiens veröffentlicht wurden, 
zeigen, daß Rojas gerade von den Wählern ge-
wählt worden ist, die unter dem geringen wirt-
schaftlichen Wachstum und unter dem raschen 
Bevölkerungszuwachs besonders leiden: den 
Unterschichten, die vor allen Dingen in den 
Randzonen der Großstädte konzentriert sind51 ). 

In den Großstädten lag Rojas deswegen 
auch sehr deutlich vor Pastrana. In den gleich-
zeitig gewählten kommunalen Parlamenten 
der Großstädte ist die ANAPO fast über-
all die stärkste Fraktion geworden. Dabei er-
scheint ihr Potential noch keineswegs ausge-
schöpft: die größte Zahl der Nichtwähler ent-
stammt den Unterschichten, also dem Teil der 
Bevölkerung, der offenbar am ehesten für den 
Ex-Diktator zu mobilisieren ist.
Auch in Kolumbien sind es also die Stimmen 
der natürlichen Wähler linker Parteien, die 
einem früheren Diktator ihre Stimmen geben, 
weil sie glauben, daß er die bestehenden Pro-
bleme, insbesondere im sozio-ökonomischen 
Bereich, effizienter in Angriff nehmen würde, 
als die traditionellen politischen Parteien, de-
ren Mißerfolg sie aller Sympathien beraubt 
hat.
Auch in Kolumbiens südlichem Nachbarland 
Peru versuchte ein früherer Militärdiktator, in 
demokratischen Wahlen die freiwillig abgege-
bene Macht52 ) zurückzuerobern: Manuel 
Odria, der 1948 durch einen Staatsstreich die 
Macht übernommen hatte. 1956 schrieb Odria 
Wahlen aus, aus denen Expräsident Manuel 
Prado (1939—1945) als Sieger hervorging53 ). 
Unter Prado wurde Perus stärkste Partei, die 
Partido Aprista Peruano unter Victor Haya de 
la Torre, nach mehr als 20jährigem Verbot 
wieder zugelassen54 ). Prado arbeitete zwar 
mit der APRA zusammen, bemühte sich aber, 
sie aus den wichtigsten politischen Ämte
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rn 
fernzuhalten, da er fürchtete, die Feindschaft 
zwischen dem peruanischen Militär und der 
APRA könnte zu einem neuen militärischen 
Staatsstreich führen ).  Am Ende der Regie-
rungszeit Prados entschied sich der Präsident 
jedoch, den APRA-Führer Haya de la Torre 
bei den Präsidentschaftswahlen von 1962 zu

52) Szule sieht sich durch die freiwillige Rückkehr 
zu demokratischen Verhältnissen veranlaßt, von 
„enlightened, benevolent dictatorship“ zu sprechen.

T. Szule, The Dictators, a. a. O., S. 47. Odria als 
„wohlwollender" als Perön oder Rojas Pinilla ein-
zustufen scheint aber recht willkürlich — wie man-
che von Szules Feststellungen, die oft nur die 
persönliche Sympathie oder Antipathie des Autors 
wiedergeben.
53) Vgl. M. Aslisky, Peru, in- B. G. Burnett und K.F. 
Johnson, Political Forces in Latin America, a. a. 0., 
S. 296.

54)  Für eine ausführliche Studie über die APRA 
(Alianza Populär Revolucionaria Americana) und 
ihre peruanische Ausprägung PAP (Partido Aprista 
Peruano) sowie ihren Führer Haya de la Torre vgl. 
H. Kantor, Ideology and Program of the Peruvian 
Aprista Party, Los Angeles 1953.
55) M. Alisky, Peru, a. a. O„ S. 297.



unterstützen. Gegenkandidaten Hayas waren 
der 1956 abgetretene Diktator Odria, unter-
stützt von der von ihm gegründeten konserva-
tiven Union Nacional Odriista (UNO), und der 
Führer des seit 1956 zu politischer Bedeutung 
aufgestiegenen Partido Accin Populär, Fer-
nando Belaünde Terry. Daneben kandidierten 
noch einige kleinere Parteien, an der Spitze 
der Partido Social Cristiano mit seinem Partei-
führer Hector Cornejo Chavez. Die Wahl 
endete mit einem überraschenden Sieg Haya 
de la Torres über alle anderen Kandidaten. 
Haya erhielt dabei jedoch nur 0,7 °/o mehr 
Stimmen als sein schärfster Konkurrent Be-
laünde und war damit zwar stärkster Kandi-
dat, ihm fehlten jedoch einige Hundert Stim-
men an dem nach der Verfassung erforder-
lichen Drittel aller abgegebe 56nen Stimmen ). 
Dadurch wurde die Wahl in den Kongreß ver-
lagert. Im Kongreß war die APRA zwar die 
stärkste Partei, sie mußte aber eine Koalition 
bilden, um eine Mehrheit herzustellen. Nach-
dem Verhandlungen mit Belaünde gescheitert 
waren, machte die APRA Odria ein Koalitions-
angebot, nach dem APRA und UNO Odria 
zum Präsidenten und einen APRA-Vertreter 
zum Vizepräsidenten wählen sollten 7). Ex- 
Diktator Odria schien damit sein Ziel, erneut 
und diesmal demokratisch zum Präsidenten ge-
wählt zu werden, erreicht zu haben. Eine 
Machtübernahme der UNO-APRA-Koalition 
erschien den peruanischen Militärs jedoch nicht 
akzeptabel. Sie forderten den amtierenden Prä-
sidenten Prado auf, die Wahlen zu annullieren. 
Als dieser sich weigerte, übernahmen sie selbst 
die Mach 58
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t ). Unter innerem und äußerem 

Druck )  entschlossen sich die Militärs jedoch, 
1963 eine neue Wahl abhalten zu lassen. Die 
Kandidaten waren die gleichen wie im Vor-
jahr. Lediglich die kleinen Parteien verzichte-
ten auf eine neue Kandidatur. Der christlich-
soziale Kandidat verzichtete offiziell zugun-
sten des Accin Popular-Kandidaten Belaünde 
Terry, der dadurch — bei offenbar durch die 
lange Wahlkampagne stark angestiegener 
Wahlbeteiligung — Haya de la Torre über-
flügeln konnte. Odrias Anteil ging um etwa 
3 °/o zurück.

60) Die Zahlen sind wegen der besseren Vergleich-
barkeit aus H. Kantor, Patterns of Politics and 
Political System in Latin America, a. a. O., S. 477 f., 
entnommen. Die dem Verfasser vorliegenden hek-
tografierten Angaben des Jurado Nacional de 
Elecciones weichen von diesen Angaben gering-
fügig ab. Die Abweichungen (alle wesentlich gerin-
ger als 1 °/o) ändern jedoch nichts an den Ergebnis-
sen.
61) Für eine kurze Analyse des neuen Regimes in 
Peru S. K. Lindenberg, Nasserismus in Lateiname-
rika? Der Fall Peru, in: Vierteljahresberichte aus 
dem Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Nr. 37, September 1969, S. 289—314.
62) Vgl. J. D. Martz, Venezuela, in: B. G. Burnett, 
und K. F. Johnson, Political Forces in Latin Ame-
rica, a. a. O., S. 204.

56)  Für Zahlenangaben liegen hektografierte An-
gaben des Jurado Nacional de Elecciones vor.
57) Für Einzelheiten s. H. Kantor, Patterns of Poli-
tics and Political Systems in Latin America, a. a. O., 
S. 477.
58) Vgl. H. Kantor, Patterns of Politics and Political 
Systems in Latin America, a. a. O., S. 477.
59) Insbesondere die Regierung der Vereinigten 
Staaten scheint erheblichen Druck auf die Junta 
ausgeübt zu haben, zu demokratischen Verhältnis-
sen zurückzukehren.

Die Wahlen von 19 6062 und 1963 in Peru )

Die Zusammenarbeit mit der APRA hat Odria 
offenbar einigen Kredit bei seinen Wählern 
gekostet. Unzufriedene UNO-Wähler dürften 
deshalb 1963 Belaünde als das kleinere Übel 
gewählt haben. Der AP-Kandidat siegte aber 
sicher nicht zuletzt wegen der Koalition mit 
den Christlich-Sozialen und der Unterstützung 
durch die Militärjunta.
Nach dieser Niederlage dürfte Odria kein po-
litisch bedeutsamer Faktor mehr sein. Sein 
schlechter Gesundheitszustand und verschie-
dene Skandale um seine Person haben sicher 
dazu beigetragen. Seine personalistische Partei 
dürfte ohnehin seinen Tod kaum überdauern. 
Zudem hat der neuerliche Staatsstreich von 
1968 in Peru neue Verhältnisse geschaffen, 
unter denen die traditionellen politischen Par-
teien zumindest vorerst keine nennenswerte 
Rolle mehr spielen 61 ).
Anders als Odria in Peru und Rojas Pinilla in 
Kolumbien, denen schon wegen ihres Alters 
kaum noch Chancen auf eine erneute Präsi-
dentschaft eingeräumt werden können, ist die 
Situation für Ex-Diktator Marcos Perez Jime-
nez in Venezuela erheblich günstiger- einzu-
schätzen. Zwar hatte der 1957 von der
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verdrängte Perez Jimenez ) bei seinem ersten *



Auftritt in demokratischen Wahlen 1968 noch 
keine Chance, gewählt zu werden, aber er ver-
buchte einen kaum erwarteten Anfangserfolg. 
Perez Jimenez konnte, nachdem er vom Ober-
sten Gerichtshof wegen Unterschlagungen 
während seiner Präsidentschaft verurteilt wor-
den war, nicht für die Präsidentschaft kandi-
dieren, doch erreichte seine 1967 gegründete 
Partei CCN (Cruzada Civica Nacionalista) bei 
den Wahlen zum Senat 11,0 °/o der abgegebe-
nen Stimmen — und das trotz Ve
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einen nennenswerten Wahlkampf ), Im ra-
pide wachsenden industrialisierten Zentrum 
des Landes erreichte Perez Jimenez' CCN so-
gar 20,5 °/o der Stimmen — eine hervor-
ragende Ausgangslage für die Wahl von 1973, 
für die Perez Jimenez bereits jetzt als erster 

und keineswegs chancenloser Kandidat fest-
stehen dürfte64). Die Tatsache, daß Perez 
Jimenez' Anhängerschaft gerade in den stark 
industrialisierten Gebieten besonders groß ist, 
läßt darauf schließen, daß sich darunter — 
ebenso wie in der Anhängerschaft Rojas 
Pinillas' in Kolumbien und Odrias in Peru — 
eine große Anzahl „geborener" linker Wähler 
befinden. Die Unzufriedenheit mit dem herr-
schenden System, das insbesondere die Lage 
der unteren Schichten trotz vieler Verspre-
chungen nicht wesentlich zu verbessern ver-
mochte, treibt viele Wähler in das Lager von 
Gruppen, die mit nationalistischen Argumen-
ten und oft demagogischen Versprechungen, 
die ohnehin nicht realisierbar sind, Hoffnung 
auf Besserung aufkommen lassen.

63) Für Einzelheiten vgl. M. Rabeneick, Machtwech-
sel in Venezuela, in: Jahrbuch Verfassung und 
Verfassungswirklichkeit, Bd. 4, Teil 1—2, 1969, 
S. 219—238, insbesondere S. 231 f.
64) Auch die Tatsache, daß die regierende COPEI 
des Präsidenten Caldera zur Mehrheitsbildung im 
Senat mit der CCN koalieren mußte, wertet Perez 
Jimenez politisch auf. Er dürfte damit auch für 
manche Bevölkerungsgruppen wählbar geworden 
sein, die ihn 1968 noch ablehnten. M. Rabeneick, 
Machtwechsel in Venezuela, a. a. O., S. 234 ff.
65) Man denke z. B. an die Unterschiede zwischen
Argentinien und Peru oder Brasilien und Vene-
zuela.

Einige Thesen zur Motivation der Wähler ehemaliger DiktatorenV.

Die Gründe für das gute Abschneiden von 
ehemaligen Diktatoren in Ländern mit außer-
ordentlich unterschiedlichen Strukturen 65)  sind 
bislang nicht systematisch untersucht worden. 
Es scheint aber bereits nach der Darstellung 
der wichtigsten Fälle von erfolgreichen Ver-
suchen dieser Art während der letzten drei 
Jahrzehnte deutlich zu sein, daß eine Unter-
scheidung von „rechten" und „linken“ (also 
progressiven) Diktatoren nicht weiterhilft. 
Kaum einer der ehemaligen Diktatoren, die 
sich in demokratischen Wahlen mit Erfolg zur 
Wahl stellten, ist eindeutig in ein Rechts- 
Links-Schema einzuordnen. Perns progres-
sive Sozialpolitik wurde von einer Innenpoli-
tik begleitet, die viele Autoren dazu veran-
laßte, seine Regierung als neofaschistisch zu 
bezeichnen — ähnliches gilt für Vargas. Perez 
Jimenez' und Rojas Pinillas’ Wohnungsbau-
programme für benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen standen neben Beschränkungen der 
Pressefreiheit, Aussetzung der Freiheitsrechte 

und offenem Polizeiterror gegen politische 
Gegner. Auch Szule' Differenzierung in effi-
ziente und wohlwollende auf der einen und 
unfähige und korrupte Diktatoren auf der an-
deren Seite 66)  scheint wenig brauchbar zu 
sein, da die verwendeten Kriterien kaum 
operationalisierbar sind und somit die Ein-
ordnung völlig vom Standpunkt des Beobach-
ters abhängig ist67 ).

Aber sowohl Diktatoren eher konservativer 
Herkunft (Rojas Pinilla z. B. oder Odria) als 
auch solche mit einem progressiven Programm 
(Perön, Vargas) haben offensichtlich Chancen, 
auch in demokratischen Wahlen wiederge-
wählt zu werden. Ihre Chance scheint immer 
dann am größten zu sein, wenn andere Regime 
(ganz gleich ob demokratische oder autoritäre) 
die Erwartungen großer Teile der Wähler-
schaft nicht zu erfüllen vermögen. Nur so ist es 
zu erklären, daß ehemalige Diktatoren insbe-
sondere aus den Bevölkerungsschichten, die 
zur sozialen Unterschicht gehören und die die 
„geborenen" Wähler linker—• also sozialdemo-
kratischer, populistischer, sozialistischer oder 
kommunistischer — Parteien sein müßten, 
einen erheblichen Teil ihrer Stimmen rekru-
tieren. Da diese Bevölkerungsschichten in allen

66) T. Szule, The Dictators, a. a. O., S. 41 ff.
•67) Ein Peronist würde Peron eher für „wohlwol-
lend" halten als z. B. Odria; gegen die „effiziente 
und wohlwollende" Regierung Odrias wurden dem 
Verfasser gegenüber von Peruanern aller politi-
schen Orientierungen erhebliche Bedenken ange-
meldet.



Ländern Lateinamerikas das rapideste Wachs-
tum aufweisen und die Unzufriedenheit in 
diesen Schichten weiter wächst, dürfte das Po-
tential, auf das sich demagogische Führungs- 
persönlichkeiten vom Typ eines Peron oder 
eines Perez Jimenez stützen können, in Zu-
kunft noch wachsen.
Welche Konsequenzen sind nun daraus zu 
ziehen, daß in fast allen Ländern des latein-
amerikanischen Subkontinents die Möglichkeit 
besteht, daß auf dem Weg über demokratische 
Wahlen Bewegungen, Parteien oder Persön-
lichkeiten an die Macht kommen, die die De-
mokratie ablehnen oder ihr zumindest skep-
tisch gegenüberstehen?
Für das Vorhandensein eines demokratischen 
Systems reicht offenbar das Abhalten von 
Wahlen — auch wenn sie noch so freiheitlich 
organisiert sind — keineswegs aus. Es sind 
eine Reihe von Grundbedingungen erforder-
lich, die in den meisten Ländern Lateinameri-
kas nicht oder nur unvollständig vorhanden 
sind: „Die persönlichen Grundrechte, die dem 
Bürger auch wirklich gewährt werden müs-
sen ..., die Trennung der Machtfunktionen, 
das Prinzip der Mehrheit, der demokratische 
Konsensus, die rechtlich geregelte demokrati-
sche Ordnung, die Garantie für freie Organi-
sation und Betätigung der politischen Parteien, 
die demokratischen Wahlen, der Grundsatz der 
Öffentlichkeit der demokratischen Debatte, 
der demokratische Ausgleich der Interessen 
der verschiedenen Gruppen und Verbände und 
schließlich die demokratische Kontrolle der po-
litisch 68en Macht" ).

Alle diese Voraussetzungen können aber nur 
gegeben sein, wenn eine Teilnahme der Be-
völkerung am politischen System möglich ist. 
Das wiederum ist nur möglich, wenn „ein Mi-
nimallebensstandard für die Bevölkerung" er-
reicht, ein „guter und allgemeiner Bildungs-
stand" vorhanden, der Analphabetismus be-
seitigt, eine gemeinsame, von allen Mitglie-
dern der Gesellschaft gesprochene Sprache und 
ein System von Massenmedien vorhanden 
ist, das die zur politischen Beteiligung not-
wendigen Informationen 
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über das politische 

Geschehen jedermann zugänglich macht ).

68) Diesen noch keineswegs vollständigen Katalog 
stellte Thesing in einer Arbeit über den politischen 
Prozeß in Guatemala auf. J. Thesing, Der politische 
Prozeß in Guatemala, in: Zeitschrift für Politik, 
Bd. 18, Heft 1, März 1971, S. 65 f.
69) Vgl. auch dazu J. Thesing, Der politische Prozeß 
in Guatemala, a. a. O„ S. 71 ff.

In den meisten Ländern Lateinamerikas ist für 
die Masse der Bevölkerung der Minimal-
lebensstandard nicht erreicht. Ein Fundamen-
talkonsensus —■ also eine Übereinstimmung 
über die Grundlagen des politischen Systems 
— ist von diesem Teil der Bevölkerung nicht 
zu erwarten. Ein System, das kaum das über-
leben und noch weniger ein menschenwürdiges 
Dasein erlaubt, kann nicht ihre Zustimmung 
finden70 ). Die Wahlentscheidung dieser Be-
völkerungsgruppen kann deshalb auch keine 
Entscheidung für oder gegen die Demokratie 
sein; sie ist lediglich eine Entscheidung für 
diejenige Person (und ihre Anhängerschaft), 
von der sie die höhere Effizienz in bezug auf 
die Verbesserung ihrer Situation erwarten.

70) Diese Situation spielt in Wahlkämpfen oft eine 
entscheidende Rolle.. Während z. B. 1970 in Ko-
lumbien der offizielle Kandidat Pastrana die Erhal-
tung von Ruhe und Ordnung, der Rechtssicherheit 
und der „bürgerlichen Freiheiten“ versprach, si-
cherte Rojas Pinilla kostenlose Gesundheitsfür- 
ge für alle und Arbeit für alle Arbeitslosen zu — 
Versprechungen, die einem großen Tei der Bevöl-
kerung Kolumbiens wichtiger schienen als Rechts-
sicherheit, Schutz des (nicht vorhandenen) Eigen-
tums etc. Vgl.: Der knappe Wahlsieg Pastranas in 
Kolumbien; in: Neue Zürcher Zeitung vom 5. 5. 
1970.
71) Vgl.: Kolumbien. Wahlkampf. Jedem ein Auto, 
in: Der Spiegel, Bd. 24, Nr. 15 v. 6. 4. 1970, der das 
Zitat entnimmt aus „The New York Times".
72) Vgl. R. König, Uber einige offene Fragen und 
ungelöste Probleme der Entwicklungsforschung, in: 
R. König (Hrsg.), Aspekte der Entwicklungssozio-
logie, Köln — Opladen 1969, S. 9—36, insbesondere 
S. 21.

Offenbar wird die Effizienz eines ehemaligen 
Diktators — auch wenn er wie im Falle Kolum-
biens von Außenstehenden als „einer der 
skrupellosesten Diktatoren in de
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Geschichte Lateinamerikas" )  bezeichnet wird 
— höher eingeschätzt als die (meist nur 
formal) demokratisch organisierter Regierun-
gen. Das gilt insbesondere bezüglich der Siche-
rung der physischen Existenz, einer Garantie 
der Arbeitsplätze 
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(das mag in vielen Fällen 
erst die Weckung von Arbeitsinteresse und 
Arbeitswilligkeit voraussetzen )), der Beteili-
gung der breiten Masse der Bevölkerung am 
wirtschaftlichen Wachstum, einer Verringe-
rung sowohl des Unterschiedes zwischen arm 
und reich als auch des Unterschiedes zwischen 
den Ländern Lateinamerikas und den Indu-
strienationen (des Westens und des Ostens). 
Solange die Erfüllung dieser Forderungen (der 
Katalog ist keineswegs vollständig und ent-
hält nur Minimalbedingungen) eher von cha-
rismatischen Führungspersönlichkeiten als von 



demokratischen Regimen erwartet wird, auch 
wenn diese Führer zu früheren Zeiten ein-
mal diktatorisch regiert haben — und z. T. 
auch keinen Hehl daraus machen, daß sie es in 
Zukunft erneut so zu halten gedenken —, 
werden Politiker wie Perön, Perez Jimenez 
und Rojas Pinilla auch aus freien Wahlen als 
Sieger hervorgehen. Und solange das der Fall 
ist, ist es widersinnig, von einer Rückkehr zur 
Demokratie zu sprechen, wenn in einem Ent-
wicklungsland „freie Wahlen" angesetzt wer-
den. Demokratie ist nicht denkbar, wenn ein 
großer Teil der Bevölkerung von der Betei-
ligung ausgeschlossen ist, und das ist heute 
noch in fast allen lateinamerikanischen Län-
dern der Fall. Eine demokratische Herrschafts-
form in Lateinamerika wird also erst möglich 
sein, wenn die sozio-ökonomischen und kultu-
rellen Mindestbedingungen erfüllt sind: Be-
seitigung der Armut, des Analphabetismus, 
eine ausreichende Gesundheitsfürsorge für alle 
und eine gemeinsame Sprache als Vorausset-
zung für die Partizipation am politischen Ge-
schehen. Die (formell) demokratischen Systeme 
in Lateinamerika sind bislang diesen Zielen 
kaum nähergekommen — aber auch die Hoff-
nung vieler Wähler, daß ehemalige Dikta-
toren mehr erreichen könnten, hat bislang 
stets getrogen.
Die demokratischen Regime in Lateinamerika 
stehen heute — wenn es nicht auch dazu schon 
zu spät ist — vor der entscheidenden Wende: 

entweder akzeptieren die ökonomischen und 
politisch
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en Eliten die Notwendigkeit einer 

Strukturveränderung großen Ausmaßes )  
oder es besteht die Gefahr, daß eine gewalt-
same Revolution die bisherigen Regierungs-
systeme beseitigt, um die notwendigen Refor-
men auf ihre Weise durchzuführen. Die zu-
künftige politische Ordnung in Lateinamerika 
würde dann sicher nicht mehr dem Konzept 
„westlicher Demokratie" entsprechen. Es gibt 
bereits heute viele Stimmen, die daran zwei-
feln, daß demokratische Systeme zu diesen 
Veränderungen überhaupt in der Lage sind, da 
das Interesse der herrschenden Eliten dem als 
unüberwindliches Hindernis im Wege stehe743). 
Die Erfahrungen sprechen bislang kaum gegen 
sie.

73) Die herrschenden Eliten müßten dann eine Ver-
schlechterung ihrer Situation akzeptieren, denn nur 
ihre Güter, Vermögen und Einkommen könnten 
verteilt werden. Daß sie von sich aus solche Ver-
änderungen in Bewegung setzen, ist aber kaum zu 
erwarten. Vgl. auch E. J. Kerbusch, Das uruguay-
ische Regierungssystem. Der zweite Colegiado 
1952—1967, Köln 1971, S. 177, wo dieses Problem 
am Beispiel Uruguays behandelt wird.
74) P. A. Baran, Politische Ökonomie des wirtschaft-
lichen Wachstums, Neuwied 1966, der als Konse-
quenz seiner Überzeugung, daß mit dem kapitali-
stischen System verbundene demokratische Regime 
solche Veränderungen nicht zu leisten imstande 
sind, eine marxistische Theorie des wirtschaftlichen 
Wachstums für Entwicklungsländer entwickelt.



Boris Goldenberg

Chiles Weg zum Sozialismus

I. Welthistorische Bedeutung des chilenischen Experiments

Der 4. November 1970 ist für Chile insofern 
ein historisch bedeutsames Datum, als dort 
an diesem Tag der Sozialist Salvador Allende 
das Amt des Präsidenten übernahm. Er tat 
dies im Namen einer Volksfront, die sich zum 
Ziel gesetzt hatte, den Kapitalismus zu über-
winden, der Abhängigkeit des Landes vom 
ausländischen Kapital ein Ende zu bereiten 
und den Weg zum Sozialismus zu beschreiten, 
nachdem er — den Spielregeln der pluralisti-
schen, repräsentativen Demokratie gemäß — 
an die Spitze des Staates gelangt war. Allende 
versprach, sich zur Erreichung seiner Ziele 
legaler Mittel zu bedienen und die Freiheit 
nicht aufzuheben. Damit wurde Chile zum 
ersten Land, in dem ein Modell verwirklicht 
werden soll, das auch die Kommunisten Ita-
liens und Frankreichs anstreben, demokratisch, 
als Teil einer Volksfront an die Macht zu ge-
langen und einen demokratischen Sozialismus 
aufzubauen.
Solange freilich dieses Ziel nicht erreicht ist, 
ist Chile das einzige Land, in dem der Ver-
such unternommen wird, ohne Gewalt und 
Diktatur zu einem System zu kommen, das sich 
entscheidend von jenem unterscheidet, das 
wir etwa aus dem europäischen Osten kennen. 
Salvador Allende hat dies selbst in einer Bot-
schaft ausgedrückt, die er Ende Mai 1971 an 
das Parlament seines Landes richtete: „Chile 
befindet sich heute vor der notwendigen Auf-
gabe, eine neue Art des sozialistischen Auf-
baus zu beginnen: unseren revolutionären 
Weg, den pluralistischen Weg, zu beschreiten, 
der von den Klassikern des Marxismus vor-
ausgesehen, bisher aber nirgends verwirklicht 
wurde. Die sozialen Denker haben angenom-
men, daß die am meisten entwickelten Länder, 
wahrscheinlich Italien und Frankreich, mit 
mächtigen marxistischen Arbeiterparteien die-
sen Weg durchlau 1fen würden ). Aber die Ge-
1) Um welche marxistischen Denker es sich han-
delt, sagte Allende nicht. Italien kann nicht als 
..hochentwickeltes" Industrieland angesehen wer-
den und die Stärke der kommunistischen Bewegung 
erklärt sich hier gerade aus den aus der relativen 
Unterentwicklung hervorgehenden sozialen Wider-
sprüchen. 

schichte gestattet einmal mehr, mit der Ver-
gangenheit zu brechen und ein neues Modell 
der Gesellschaft nicht nur dort zu erbauen, wo 
es theoretisch am wahrscheinlichsten schien, 
sondern wo die günstigsten konkreten Vor-
aussetzungen entstanden waren. Chile ist ge-
genwärtig die erste Nation der Erde, die dazu 
aufgerufen ist, ein zweites Modell zum Über-
gang in eine sozialistische Gesellschaft zu ver-
wirklichen ... Ich bin dessen gewiß, daß wir 
sowohl über die erforderliche Energie als auch 
über die Fähigkeiten verfügen, die erste durch 
Demokratie, Pluralismus und Freiheit gekenn-
zeichnete sozialistische Gesellschaft zu schaf-
fen."
Für die Klassiker des Marxismus war Sozialis-
mus ohne Demokratie undenkbar. Die proleta-
rische Diktatur betrachteten sie als eine ver-
hältnismäßig kurze Übergangsperiode zwi-
schen Kapitalismus und Sozialismus. Ihrer Auf-
fassung nach würde das Proletariat nur in 
einer hochentwickelten Wirtschaft und Gesell-
schaft siegen, dort, wo die Bedingungen für 
den Sozialismus herangereift waren. Die Welt-
geschichte hat bekanntlich einen anderen Weg 
genommen: Revolutionäre, die unter dem Ban-
ner des Marxismus kämpften, kamen zunächst 
gerade in rückständigen Ländern an die Macht, 
die sich als „schwächste Kettenglieder" des 
kapitalistischen Weltsystems herausgestellt 
hatten. Diese Rückständigkeit machte den Auf-
bau eines demokratischen Sozialismus unmög-
lich. In gewissem Sinne wurde das, was man 
Sozialismus nannte, zum Ersatz für den Kapi-
talismus, statt dessen Nachfolger zu sein. Das, 
was viele als „bürokratische Entartung" des 
Sozialismus ansehen, war also die Folge der 
Rückständigkeit.

Nun ist Chile zwar kein hochentwickeltes 
Land: Nur ein Viertel seines Sozialprodukts 
wird von einer Industrie erstellt, in der die 
Kleinbetriebe überwiegen. Das Pro-Kopf-Ein-
kommen der Chilenen wird auf nur 600 Dollar 
im Jahr geschätzt (das Spaniens auf etwa 800



Dollar) 2), und seine landwirtschaftlich tätige 
Bevölkerung ist weit größer als die in moder-
nen Industriestaaten. Aber andererseits leben 
weniger als 30 v. H. der Erwerbstätigen von 
der Landwirtschaft. Nur etwa 10 v. H. der Chi-
lenen sind Analphabeten, und 90 v. H. der 
schulpflichtigen Kinder werden eingeschult 
(wenn auch sehr viele von ihnen nach wenigen 
Jahren wieder von der Schule fernbleiben). 
Chile verfügt über eine ungemein starke Mit-
telschicht und eine beachtliche Zahl von Uni-
versitätsabsolventen und Spezialisten aller 
Art3). Seit Jahrzehnten funktioniert hier eine 
pluralistische Demokratie mit einer Vielzahl 
von Parteien, einem Zweikammer-Parlament 
und einem jeweils für die Dauer von sechs 
Jahren frei gewählten Präsidenten an der 
Spitze des Staates. Seit langer Zeit gibt es hier 
eine freie Presse, ein unabhängiges Gerichts-
wesen, ein Heer, das darauf verzichtet hat, 
als besondere Kraft in die Politik einzugreifen, 
und eine Bürokratie, die zwar nicht gerade als 
besonders effizient gilt, die aber bis auf we-
nige Ausnahmen auch nur in sehr geringem 
Maße zur Korruption neigt.

4) Zitat nach dem spanischen Original: „Allende 
habla con Debray", Sonderausgabe der chilenischen 
Zeitschrift Punto Final vom 16. März 1971.

Nicht weniger bedeutend ist die Tatsache, daß 
es in Chile seit langem keine „liberale Markt-
wirtschaft" gibt: 70 v. H. aller Investitionen 
entfallen auf die öffentliche Hand, und viele 
wichtige Betriebe gehören dem Staat, der die 
Gesamtwirtschaft auch kontrolliert. Ebenso 
wichtig ist — vom Standpunkt der Sozialisten 
aus gesehen —, daß der Staat trotz seiner 
Stärke von seiner Macht nur unzureichend Ge-
brauch gemacht hat. Der neue Wirtschaftsmi-
nister, Pedro Vuscovic, schrieb in einem, im 
März dieses Jahres erschienenen Artikel in der 
Zeitschrift Panorama Economico: „Es ist ge-
rade die Existenz eines großen staatlichen 
Wirtschaftssektors und zugleich der Umstand, 
daß bisher die Möglichkeiten des Staates, die 
Wirtschaft zu leiten und zu kontrollieren, nicht 
voll ausgenutzt wurden, was . . . die chilenische

2) Eduardo Frei bezifferte in seiner Abschiedsbot-
schaft an das chilenische Volk (Oktober 1970) das 
Pro-Kopf-Einkommen sogar auf 750 Dollar. Doch sei 
vor einer Überschätzung der Bedeutung solcher 
per-capita Angaben gewarnt — nicht nur, weil sie 
ungenau sind, sondern auch, weil ihr Aussagewert 
gering ist.
3) Der Begriff „Mittelschicht" ist unklar. In Chile 
handelt es sich nicht nur (und nicht in erster Linie) 
um selbständige Handwerker und Händler, son-
dern vor allem um Angestellte, Beamte und „Aka-
demiker", von denen wiederum sehr viele Berufe 
haben, die den Bedürfnissen einer sich entwickeln-
den Wirtschaft schlecht angepaßt sind und schon 
darum darauf aus sind, vom Staat angestellt zu 
werden.

Situation von derjenigen unterscheidet, die in 
anderen Ländern vorhanden war, in denen der 
Weg zum Sozialismus beschritten wurde.“

Dazu kommt, daß — nicht zuletzt als Folge der 
vom Staat betriebenen protektionistischen 
Wirtschaftspolitik — in der Industrie starke 
monopolistische Tendenzen vorhanden waren 
und sich somit einheimische Unternehmen ent-
wickelten, die de facto den Markt beherrsch-
ten. Das schien einen weiteren und recht gün-
stigen Ausgangspunkt für eine sozialistische 
Wandlung abzugeben, wie es Salvador Allende 
in einem Gespräch mit Regis Debray ausdrück- 
te, das er Anfang Februar 1971 führte: „Eines 
der Kennzeichen des chilenischen Kapitalismus 
ist sein stark monopolistischer Charakter. In 
der Industrie verfügen zum Beispiel weniger 
als 3 v. H. aller Unternehmen über mehr als 
50 v. H. aller Ressourcen. Die Mehrzahl der 
Unternehmen wird überdies von einer Hand-
voll industrieller, kommerzieller und finanziel-
ler Gruppen bestimmt, die ihre Herrschaft auch 
noch über andere Wirtschaftszweige ausüben. 
Der Staat hat eine lange Tradition der Inter-
vention in die Wirtschaft. Er verfügt über zahl-
reiche eigene Betriebe, kontrolliert die Preise, 
die Versorgung, den Außenhandel und so wei-
ter. Dank der Monopole und des Staatskapita-
lismus befinden wir uns somit im Vorzimmer 
des Sozialismus." 4 )
Natürlich war auch die Tatsache, daß Chile nur 
ein kleines Land ist, für den wirtschaftlichen 
Fortschritt ein Hemmschuh. Das Land bietet 
mit seinen knapp zehn Millionen Einwohnern 
nur einen unzureichenden Markt für sich ent-
wickelnde Industrien. Außerdem war die chi-
lenische Wirtschaft in ungemein hohem Maße 
vom Weltmarkt — und speziell von den Mög-
lichkeiten des Kupferexports und den zu er-
zielenden Kupferpreisen — abhängig. Das 
müßte auch vom Standpunkt einer sozialisti-
schen Zukunft als wichtig erscheinen, denn ge-
wiß war in Chile, weniger noch als in anderen 
Ländern wie zum Beispiel Rußland, der Aufbau 
des Sozialismus in einem Land unmöglich.

Immerhin konnten die Schwierigkeiten durch 
engere Zusammenarbeit, vielleicht durch Ar-
beitsteilung mit anderen, zum Teil mit Chile 
im Andenpakt zusammengeschlossenen süd- 
amerikanischen Ländern und auch mit dem 
europäischen Ostblock vermindert, wenn auch 
nicht behoben werden, so daß sich aus diesen 



Faktoren kein Hindernis für den sozialisti-
schen Aufbau zu ergeben brauchte.
Wenn so der Aufbau des Sozialismus als ob-
jektiv möglich erschien, warum betrachtete es 
die große Mehrh
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eit der Chilenen (nicht nur die 
Parteien der Volksfront, sondern auch die 
Christdemokraten )) als notwendig, den sozia-
listischen Weg zu beschreiten? Die Antwort 
ergibt sich aus der Tatsache, daß das in Chile 
existierende Wirtschafts- und Gesellschafts-
system zu einer Fessel des Fortschritts gewor-
den war. Chile erlebte seit vielen Jahren eine 
starke, von einer hohen Inflationsrate beglei-
tete Stagnation. Das Pro-Kopf-Einkommen 
wuchs nur sehr langsam, obgleich die demogra-
phische Zuwachsrate unter dem lateinamerika-
nischen Durchschnitt lag. Die große Mehrheit 
des Volkes lebte in Armut. Die Zahl der Ar-
beitslosen und vor allem der Teil- und Unter- 
beschäftigten wuchs ständig, so daß etwa ein 
Viertel aller Erwerbsfähigen gar keine oder 
nur unzureichende Arbeitsmöglichkeiten hatte. 
In den Elendsvierteln der Großstädte sam-
melte sich eine marginale Bevölkerung, die 
im sozialen Produktionsprozeß nicht verwur-
zelt werden konnte. Die Lage auf dem Lande, 
wo der Großgrundbesitz vorherrschte, war 

ebenfalls äußerst unbefriedigend. Obwohl das 
Land sich selbst hätte ernähren können, muß-
ten große Mengen von Lebensmitteln für wert-
volle Devisen importiert werden.

Der Grund dafür lag nicht allein in der Vor-
herrschaft des Großgrundbesitzes auf dem 
Lande und einigen chilenischen kapitalistischen 
Gruppen in der Gesamtwirtschaft, sondern vor 
allem daran, daß Chile ein abhängiges Land 
war. Sein wichtigster Reichtum, das Kupfer, 
aus dessen Export etwa 80 v. H. aller Devisen 
stammten, befand sich in den Händen nord-
amerikanischer Firmen, die an der Gesamtent-
wicklung des Landes weit weniger interessiert 
waren als an hohen Gewinnen, die sie aus dem 
Lande zogen. Daraus erklärt sich, daß der 
Kampf gegen den Kapitalismus mit dem Kampf 
gegen den Imperialismus, daß das Streben 
nach sozialistischer Umgestaltung mit dem 
nach nationaler Unabhängigkeit zusammen-
fällt.

Das war — stark vereinfacht — die Lage Chiles, 
wie sie der große
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erschien ), die deshalb auch immer stärker 
von antikapitalistischen und antiimperialisti-
schen Ideen bestimmt wurde.

II. Unidad Populär

Im Jahre 1964 war der Christdemokrat 
Eduardo Frei mit absoluter Mehrheit zum Prä-
sidenten gewählt worden. Er hatte verspro-
chen, eine Revolution in Freiheit durchzufüh-
ren, das heißt, bei Aufrechterhaltung der De-
mokratie weitgehende, an die Wurzeln rei-
chende Strukturreformen zu verwirklichen, die 
der ausländischen Vorherrschaft ein Ende set-
zen, die Macht des einheimischen Großkapitals 
einschränken, den Großgrundbesitz durch eine 
Agrarreform vernichten, die unterprivilegier-
ten Massen mobilisieren und in die Nation in-
tegrieren und die Lage der Volksmehrheit im *

5) Bis 1970 sprachen die Christdemokraten nicht 
vom Sozialismus, sondern vom „Kommunitaris-
mus“. Das Wort sozialistisch erschien — wohl zum 
ersten Mal — in einer Resolution des erweiterten 
Parteirats der Christlichen Demokratie vom Mai
1971. Dort heißt es: „Die christliche Demokratie 
ist eine revolutionäre Bewegung im weitesten 
Sinne dieses Wortes. Sie kämpft für die Überwin-
dung des kapitalistischen Systems und die Schaf-
fung einer neuen, kommunistisch-sozialistischen 
Gesellschaft, die von den permanenten Werten des 
Christentums inspiriert wird."

Entstehung und Zusammensetzung

Sinne größerer sozialer Gerechtigkeit verbes-
sern würden. Frei hat sehr viel mehr geleistet, 
als die meisten seiner Gegner heute wahrhab- 
ben wollen, denn sie waren es, die zur Zeit 
seiner Regierung alles daran setzten, seine

6) Mir scheint, daß eine Rückführung aller chileni- 
sd n Probleme auf Kapitalismus und Imperialis-
mus eine Vereinfachung darstellt, die die wirkliche 
Lage verfälscht. Nicht berücksichtigt werden die 
Institutionen des Landes und die Verhaltenswei-
sen seiner Bürger, die sich auf die Entwicklung 
des Landes sehr ungünstig auswirkten. Ich stütze 
mich in dieser Auffassung auch auf chilenische 
Autoren, z. B. auf den bekannten Nationalökonomen 
Anibal Pinto. In seinem ungemein interessanten 
Buch „Chile — un caso de economia dificil“ 
(Chile — der Fall einer schwierigen Volkswirt-
schaft), Mexiko-Buenos Aires 1964, bezeichnet er 
lie Auffassung, das ausländische Kapital trage die 

Hauptschuld an den Entwicklungsschwierigkeiten 
seines Landes als „Escapismo" (Ideologie der Aus-
flucht): „Die Wurzel der Probleme unserer Entwick-
lung ist in Chile selbst zu suchen" (S. 85). — An 
zahlreichen Stellen zeigt Pinto auf, wie der de-
mokratische Pluralismus und das „Gleichgewicht 
der Klassenkräft" den dynamischen Fortschritt ge-
hindert haben.



Tätigkeit zu sabotieren. Seine Reformen und 
die von ihm begonnene Mobilisierung großer 
Massen erschreckten jedoch die Besitzenden, 
ohne aber den Appetit der in Bewegung ge-
ratenen und von der „linken" Opposition vor-
angetriebenen Unterschichten befriedigen zu 
können. Außerdem trugen seine mehr auf so-
ziale Gerechtigkeit als auf die unmittelbare 
Hebung der Produktion und der Produktivität 
gerichteten Maßnahmen zur Stagnation das 
ihre bei.

In der Politik setzte daraufhin eine Polarisie-
rung ein, die sich bei den Wahlen von 1970 ge-
gen den Kandidaten der Christdemokraten, Ra- 
domiro Tomic, auswirkte, dessen Programm im 
übrigen weitaus radikaler war als das von 
Eduardo Frei vor sechs Jahren und das sich in 
vielen wichtigen Punkten mit dem Programm 
der Unidad Populär genannten Volksfront 
deckte, deren Kandidat Salvador Allende war. 
Allende hatte zuvor schon dreimal für die Prä-
sidentschaft kandidiert. Er war Mitbegründer 
der 1933 entstandenen Sozialistischen Partei, 
Minister in einem Volksfrontkabinett, das Ende 
der dreißiger Jahre an die Macht gelangt war, 
dann Präsident des chilenischen Senats und zu-
dem (obwohl ein Freimaurer) nicht nur Mar-
xist, sondern Marxist-Leninist und erklärter 
Freund Fidel Castros. Bei den Wahlen von 
1964 hatte Allende als Kandidat einer sozia-
listisch-kommunistischen Einheitsfront (FRAP) 
knapp 39 v. H. aller Stimmen erhalten und war 
nur deshalb unterlegen, weil die Mehrheit der 
konservativ eingestellten Chilenen für Eduar-
do Frei als das „kleinere Übel“ gestimmt hat-
ten. Als Bannerträger der 1969 entstandenen 
Unidad Populär setzte Allende sich für den 
Sozialismus ein, versprach aber, die demokra-
tischen Freiheiten zu erhalten.

Auch Allende trat also für eine Art von „Re-
volution in Freiheit" ein, die jedoch die von 
Eduardo Frei in dreifachem Sinne aufheben 
sollte: aufheben im Sinne von konservieren, 
negieren und höher heben.

Chile war in den dreißiger Jahren unseres 
Jahrhunderts neben Frankreich und Spanien 
das dritte Land gewesen, in dem eine Volks-
front entstanden war, die dann auch an die 
Regierung gelangte. Auch damals waren in der 
chilenischen Volksfront Kommunisten mit So-
zialisten und Radikalen vereint gewesen — 
ähnlich wie das heute ist. Doch die Volksfront 
jener Zeit hatte einen defensiven Charakter. 
Sie war auf den Schutz der Demokratie gegen 
den Faschismus und nicht auf die Überwin-

dung des Kapitalismus gerichtet7). An ihrer 
Spitze stand damals die Radikale Partei, die 
sich vor allem auf die Mittelschichten stützte 
und mancherlei Ähnlichkeiten mit der Radikal- 
Sozialistischen Partei der Dritten französischen 
Republik aufwies (die weder „radikal“ noch 
in irgendeinem Sinne „sozialistisch" war).

7) An dieser Stelle soll ein Kuriosum der chile-
nischen Geschichte erwähnt werden: Hier siegte 
im Jahre 1938 der Kandidat der Volksfront nur 
deshalb, weil gerade die an Hitler orientierten 
chilenischen Nationalsozialisten unter Gonzalez 
von Marees in letzter Minute ihre Anhänger und 
Freunde dazu .aufriefen, für diesen Kandidaten, 
Aguirre Cerda, zu stimmen, der mit 223 000 Stim-
men gegen 218 000, die auf den konservativen 
Gegenkandidaten entfielen, gewählt wurde. Kurz 
vor den Wahlen hatten die chilenischen Fa-
schisten einen Putschversuch unternommen, der 
rasch zusammenbrach und nach dessen Niederwer-
fung die chilenische Polizei zahlreiche, am Putsch-
versuch beteiligte Studenten erschoß und Gonzalez 
von Marees in das Gefängnis brachte. Der Präsi-
dentschaftskandidat der „Rechten“ war das promi-
nenteste Mitglied der Regierung gewesen, die für 
diese Erschießungen verantwortlich gemacht wurde 
Daher auch die erwähnte Reaktion der Nazis zu-
gunsten von Aguirre Cerda.

Die heutige Volksfront stellt demgegenüber 
ein Offensivbündnis gegen Kapitalismus und 
Imperialismus dar, das unter der Hegemonie 
von Parteien steht, die sich ausdrücklich zum 
Marxismus-Leninismus bekennen und sich in 
erster Linie auf Arbeiter und Angestellte stüt-
zen: die Kommunistische und die Sozialisti-
sche Partei.

Zu diesen beiden gesellte sich im Jahre 1969 
die Radikale Partei sowie eine von den 
Christlichen Demokraten abgespaltene Grup-
pe, die sich Movimiento de Accion Populär 
(MAPU) nannte, und außerdem zwei kleinere 
Gruppen, von denen die eine „sozialdemokra-
tisch" hieß, ohne auch nur das Geringste mit 
Sozialdemokratie im europäischen Sinne ge-
mein zu haben. Schon dies weist darauf hin, 
wie gefährlich es wäre, in europäischen Kate-
gorien befangen zu bleiben und die chileni-
schen Parteien nach Namen zu bewerten, die 
zwar europäisch klingen, in Europa aber in 
einem ganz anderen Sinne verwendet werden.

Die 1935 aus den Reihen der sozial-christlich 
denkenden Jungkonservativen hervorgegan-
gene „Nationale Falange", die sich erst im 
Jahre 1957 in die Christlich-Demokratische 
Partei verwandelte, ist zwar mit den als christ-
lich-demokratisch bezeichneten europäischen 



Parteien organisatorisch verbunden, vertritt 
aber seit Jahren einen im Kern sozialistischen 
„Kommunitarismus“ und lehnt daher Kapita-
lismus und Imperialismus ab.

Die Radikale Partei, die bereits mehr als hun-
dert Jahre alt ist (obwohl sie ihren ersten 
Parteitag erst 1888 abhielt), entstand zwar als 
eine gegen Konservative und Liberale gerich-
tete radikal-demokratische und vor allem auch 
laizistische Partei der Ober- und Mittelschich-
ten, proklamierte aber bald ihre besonderen 
Sympathien für die Arbeiterklasse und nahm 
sogar eine „sozialistische" Färbung an. Heute 
ist sie der Sozialistischen Internationale an-
geschlossen (was zu nichts verpflichtet), wo 
sie sich ziemlich weit „links“ von ihren Bru-
derparteien angesiedelt hat. Die meisten ihrer 
Führer liebäugeln mit dem Marxismus, wenn 
auch nicht notwendigerweise mit dessen leni- 
nistischer Prägung.
Sie war lange Jahre hindurch die stärkste 
Partei Chiles und hatte etliche Spaltungspro-
zesse zu überstehen. So entstand zum Beispiel 
nach 1964 eine weit rechts von ihr beheimatete 
Radikai-Demokratische Partei, die zum rechten 
Flügel der chilenischen Politik gezählt wird. 
Heute bildet die Radikale Partei in ihrer stark 
geschwächten Form den gemäßigten Flügel der 
Unidad Populär. Die im Jahre 1933 gegründete 
Sozialistische Partei ist aus der Vereinigung 
mehrerer Gruppen hervorgegangen, die sich 
nach dem Zusammenbruch einer kurzlebigen 
Sozialistischen Republik (1932) zusammen- 
schlossen und die alle zwar zum Marxismus 
tendieren, jedoch starke Einwände gegen die 
Kommunistische Partei hatten. Auch die Sozia-
listen haben etliche Spaltungen durchgemacht. 
Im großen und ganzen stehen sie heute eher 
links als rechts von den Kommunisten, die 
ihnen nicht nur allzu eng an die Sowjetunion 
gebunden und zu sehr bürokratisiert, sondern 
auch als zu „gemäßigt“ erscheinen, weil sie 
viel Rücksicht auf die bürgerlichen und klein-
bürgerlichen Schichten und Part
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nehmen ). Lange Zeit hindurch hat sich die

8 Die sozialistische Partei war nie homogen gewe-
sen und setzte sich lange Jahre aus „von einander 
verschiedenen, oft einander scharf bekämpfenden 
Tendenzen zusammen, deren Spektrum vom „So-
zialdemokraten" bis zu den Trotzkisten reichte. Ihre 
zahlreichen Spaltungen — die nicht unwesentlich 
auch durch persönliche Gegensätze bedingt waren, 
aufzuzählen ist hier nicht am Platz. Betont wer-
den muß aber, daß sie bis heute weit weniger ho-
mogen und weniger diszipliniert ist als etwa die 
Kommunistische Partei.

Sozialistische Partei gewehrt, eine neue Volks-
front zu bilden, der auch bürgerliche Parteien, 
(das heißt genau: die Radikalen) angehören 
sollten und war für eine Einheitsfront der 
Arbeiter eingetreten, während die Kommuni-
sten bemüht waren, nicht nur die Radikalen, 
sondern möglichst auch die Mehrheit der 
Christdemokraten für die Bildung einer ge-
meinsamen Front zu gewinnen. Auch die 
MAPU, die sich in ihrer Mehrheit erst im Ver-
lauf des Jahres 1971 zum Marxismus-Leninis-
mus durchrang, stand eher links als rechts von 
den Kommunisten und betrachtete Fidel 
Castro als einen ihrer Helden und Vorbilder. 
Sozialisten und MAPU unterhielten ferner 
recht freundschaftliche Beziehungen zu den 
„castristischen", auf den „gewaltsamen Weg“ 
eingeschworenen und nicht der Unidad Populär 
angehörenden Bewegung der Revolutionären 
Linken (MIR), die ihre Anhänger vor allem 
aus der Studentenschaft und den Bewohnern 
der städtischen Elendsquartiere erhielt.

Rechts von der Koalition der Unidad Populär 
standen die Christdemokraten als stärkste Par-
tei des Landes, und wiederum rechts von die-
sen die bereits erwähnte kleinere Radikal De-
mokratische Partei und die Nationale Partei, 
die im Verlauf der sechziger Jahre aus einem 
Zusammenschluß der ehemaligen Konserva-
tiven und der ehemaligen Liberalen hervorge-
gangen waren.

Bei den Wahlen vom September 1970 erhielt 
Salvador Allende mit etwas mehr als 36 v. H. 
aller Stimmen mehr als jeder seiner beiden Ge-
genkandidaten, aber weniger, als er 1964 auf 
sich hatte vereinigen können, als die Radikalen 
noch nicht für ihn eingetreten waren. Das er-
klärt sich zum Teil daraus, daß die Nationale 
Partei den Ex-Präsidenten Jorge Alessandri, 
einen parteipolitisch Unabhängigen, aufgestellt 
hatte, der im Lande weit über die konservati-
ven Kreise hinaus großes Prestige genoß und 
etwa 35 v. H. der Wähler für sich gewinnen 
konnte. An dritter Stelle stand der Christ-
demokrat Tomi. Da keiner der Kandidaten 
die absolute Mehrheit zu erreichen vermocht 
hatte, mußte das Parlament entscheiden. Nach-
dem Allende sich bereit erklärt hatte, seine 
demokratische Überzeugung erneut zu be-
kräftigen — und zwar in Form eines „Statuts 
der konstitutionellen Garantien", das in die 
Verfassung eingefügt wurde —, stimmten die 
christlich-demokratischen Abgeordneten ge-
schlossen für ihn, so daß er am 4. November 
1970 sein Amt antreten konnte.



III. Das Programm der Unidad Populär

Im Programm der Unidad Populär hatte man 
lesen können: „Chile ist ein kapitalistisches, 
vom Imperialismus abhängiges Land, das von 
Sektoren der Bourgeoisie beherrscht wird, die 
an das ausländische Kapital gebunden sind ... 
Die Volksregierung stellt sich zur Aufgabe, 
die Herrschaft der Imperialisten, der Mono-
pole und der landbesitzenden Oligarchie zu be-
enden und den Aufbau des Sozialismus zu be-
ginnen."
Die in ausländischen Händen befindlichen Un-
ternehmen, aber auch die als Monopole ge-
kennzeichneten chilenischen Firmen — an-
geblich 150 von den 35 000 Privatbetrieben — 
sollten enteignet und zusammen mit den be-
reits im Besitz des Staates befindlichen Unter-
nehmen einen vergesellschafteten Sektor der 
Wirtschaft bilden, neben dem ein gemischtwirt-
schaftlicher Sektor entstehen und ein privat-
wirtschaftlicher weiterexistieren sollte, der 
freilich innerhalb der zu organisierenden zen-
tralen Planwirtschaft zu funktionieren hätte. 
Die Agrarreform sollte energisch vorangetrie-
ben, der Boden vor allem (aber nicht aus-
schließlich) an genossenschaftlich organisierte 
Landwir
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te übergeben werden, ohne daß jedoch 
irgendeine Zwangskollektivierung betrieben 
werden sollte ). Aus der Enteignung auslän-
discher Unternehmen sollte man aber nicht 
schließen, daß Chile in Zukunft etwa auf aus-
ländisches Kapital und ausländische Direkt-
investitionen grundsätzlich verzichten wollte. 
Der neue Wirtschaftsminister erklärte aus-
drücklich auf einer Anfang 1971 zusammenge-
tretenen Tagung der CEPAL (Wirtschaftskom-
mission der Vereinten Nationen für Latein-
amerika): „Wir verschließen uns durchaus 
nicht der Teilnahme ausländischer Kapitalien.
9) Das Organisationsproblem der kommenden chile-
nischen Landwirtschaft war nicht einfach. Das ent-
eignete Land etwa den einzelnen Bauern zu geben, 
hätte die Produktivität gesenkt, abgesehen davon, 
daß ein solches Einzelbauerntum als Wurzel eines 
neuen agrarischen Kapitalismus den Sozialisten 
nicht sympathisch sein konnte. Die unter Frei ge-
schaffenen Genossenschaften („asentamientos") 
stedcten in ihren Anfängen und hätten die Pro-
bleme der zahlreichen Tagelöhner, Unterpächter 
und anderer landloser Bauern nicht lösen können. 
Manche asentamientos hatten sich in kollektive 
Arbeitgeber verwandelt, die selbst Tagelöhner be-
schäftigten, was natürlich Sozialisten beunruhigen 
mußte. Die ab April/Mai 1971 entstehenden neuen 
„Centros de Reforma Agraria" schienen manchen 
russischen Kolchosen oder gar Sowchosen zu äh-
neln, was wiederum zu Protesten vieler Bauern 
führte, die auf alles, was wie „Zwangskollektivie-
rung" aussah, allergisch reagierten.

Im Gegenteil — wir sind sehr an ihrem Bei-
trag interessiert, der nicht nur unsere eigene 
Kapitalbildung ergänzen, sondern uns auch die 
Assimilierung des technischen Fortschritts er-
leichtern und uns instand setzen soll, zu akti-
ven Teilhabern am wissenschaftlichen und 
technologischen Fortschritt zu werden."
Die Aufhebung des Privateigentums an den 
entscheidenden Produktionsmitteln sollte — 
und das ist wichtig — nicht zu deren Verstaat-
lichung, sondern zu ihrer Vergesellschaftung 
führen. Das erläuterte Salvador Allende in 
seiner bereits zitierten Botschaft an das chile-
nische Parlament: „Die Errichtung eines Sek-
tors des gesellschaftlichen Eigentums ist nicht 
die Schaffung eines Staatskapitalismus, son-
dern mit dem Beginn des Aufbaus einer sozia-
listischen Struktur gleichzusetzen. Das gesell-
schaftliche Eigentum wird gemeinsam von den 
im Betrieb Beschäftigten und Vertretern des 
Staates verwaltet werden, die die Tätigkeit 
des Unternehmens mit der Gesamtentwicklung 
der Wirtschaft abstimmen sollen. Der gesell-
schaftliche Sektor soll nicht aus bürokratischen 
und ineffizienten, sondern aus höchst produk-
tiven Betrieben bestehen, die an der Spitze der 
Wirtschaft des Landes marschieren werden.'

Gleichzeitig lehnte Allende es jedoch ab, etwas 
wie den jugoslawischen Weg zu beschreiten; 
denn es sollte weder Marktwirtschaft noch 
Autonomie der verschiedenen Unternehmen 
geben.
Wie aber sollte die politische Ordnung aus-
sehen? Welche Veränderungen sollten von 
einer Volksfront-Regierung in Angriff genom-
men werden, um das, was die Marxisten als 
bürgerliche Demokratie ansahen, in eine an-
dere, ebenfalls demokratische, aber dem Weg 
zum Sozialismus besser angepaßte institutio-
neile Ordnung zu verwandeln? Im Programm 
der Unidad Populär heißt es: „Die revolu-
tionären Veränderungen, die das Land be-
nötigt, können nur verwirklicht werden, wenn 
das chilenische Volk die Gewalt in seine 
Hände nimmt und sie tatsächlich ausübt . ■ ■ 
Was die politische Struktur betrifft, steht vor 
der Volksregierung die doppelte Aufgabe: die 
demokratischen Rechte und Errungenschaften 
der Werktätigen effektiver zu machen und zu 
vertiefen sowie die gegenwärtig bestehenden 
Institutionen zu verwandeln, um einen neuen 
Staat zu schaffen, in dem eben die Werktäti-
gen und (sic!) das Volk die Macht tatsächlich 



ausüben ... Durch einen auf allen Ebenen zu 
vollziehenden Demokratisierungsprozeß und 
eine organisierte Mobilisierung der Mas-
sen wird von der Basis aus eine neue Macht- 
Struktur gebaut werden. Eine neue politische 
Verfassung wird die massive Einverleibung 
(incorporaciön) des Volkes in die Staatsgewalt 
institutionalisieren."
An die Stelle des bestehenden Zweikammer- 
Parlaments sollte eine „Versammlung des Vol-
kes“ treten als höchstes Organ der Staats-
macht. Die Volksvertreter würden ein impera-
tives Mandat haben, ständig der Kontrolle 
ihrer Wähler unterliegen und jederzeit abbe-
rufbar sein. Die Volksversammlung würde 
auch die Mitglieder des Obersten Gerichts-
hofes ernennen. Obgleich im selben Programm 
die demokratischen Rechte — auch die der 
Opposition — garantiert werden, das Prinzip 
der Gewaltenteilung bejaht und der politische 
Pluralismus festgelegt wird, schien die hier 
niedergelegte Konzeption der Demokratie nur 
schwer mit jener „repräsentativen Demokra-
tie" vereinbar zu sein, die Chile seit langem 
kannte. Die neue Demokratie sollte ja in erster 
Linie — wenn nicht gar ausschließlich — den 
Werktätigen zugute kommen, also ausdrück-
lich nicht allen Staatsbürgern, obgleich der Zu-
satz „und das Volk" das Bild etwas unklar ge-
staltete. Während unter „Werktätigen" an-
scheinend nicht nur Arbeiter, Angestellte, 
Handwerker und Bauern verstanden wurden, 
sondern auch „Kleinkapitalisten", die zwar 
Arbeiter beschäftigen, aber auch selbst in ihren 
Betrieben mitarbeiteten, blieb unklar, inwie-
fern auch die sogenannte marginale Bevölke-
rung, die — wie oben erwähnt — nicht im 
Produktionsprozeß verwurzelt war und daher 
nicht als werktätig angesehen werden konnte, 
nun etwa unter den vagen Begriff „das Volk“ 
fallen würde.
Ebenso unklar war trotz mancherlei Erläute-
rungen, wie das Volk direkt die Macht aus-
üben sollte, was schwer mit dem repräsentati-
ven Charakter einer Demokratie vereinbar 
war. Die Konzentration aller Macht in den 
Händen einer Volksversammlung, die ja auch 
die obersten Richter zu ernennen hatte, schien 
wiederum trotz allem dem Prinzip der Gewal-
tenteilung zu widersprechen, während das im-
perative Mandat der Volksvertreter und ihre 
ständige Abberufbarkeit offensichtlich aus 
Lenins Staat und Revolution übernommen wa-
ren. Ob und wie in einem solchen System die 
persönlichen Freiheiten des einzelnen, die 
Pressefreiheit und die anderen Grundrechte für 
alle bestehenbleiben könnten, erschien etwas 

problematisch. Was schließlich den politischen 
Pluralismus betrifft, so konnte dieser Begriff 
in mehr als nur einem Sinne interpretiert wer-
den. Man darf schließlich nicht vergessen, daß 
in manchen „sozialistischen" Staaten, wie etwa 
in der DDR, offiziell mehrere Parteien zuge-
lassen sind, obgleich nicht viele bereit sein 
dürften, das dort bestehende System als „plu-
ralistisch" zu bezeichnen. Im übrigen hatte 
Präsident Allende selbst in seinem Gespräch 
mit Regis Debray darauf hingewiesen, daß zu 
einem späteren Zeitpunkt sehr wohl eine Ein-
heitspartei der Revolution entstehen könnte: 
„Zu einem gewissen Zeitpunkt wird die Dy-
namik des revolutionären Prozesses die Vor-
aussetzungen für eine Partei der Revolution 
hervorbringen. Es wäre jedoch utopisch, schon 
heute von einer solchen Einheitspartei zu spre-
chen. Später, wenn die Bedingungen ausgereift 
sind, wird sie sich vielleicht als notwendig her-
ausstellen. Jetzt aber wollen wir innerhalb 
jener Realität wirken, die gegenwärtig exi-
stiert."
Wieso die auf die repräsentative Demokratie 
eingeschworenen Radikalen sich mit den oben 
erwähnten Formulierungen des Programms 
einverstanden erklärten, ist nicht ohne wei-
teres zu verstehen.
Mag sein, daß die Vertreter dieser Partei 
meinten, es werde schließlich nicht so heiß ge-
gessen wie gekocht, mag aber auch sein, daß 
sie — wie sehr viele Chilenen — mit dem bis-
herigen Funktionieren der Demokratie in 
ihrem Lande unzufrieden waren und nicht dar-
auf achteten, daß hier sozusagen das Kind mit 
dem Bade ausgeschüttet worden war. Denn 
ganz abgesehen davon, ob und inwieweit eine 
repräsentative Demokratie in einem unterent-
wickelten Land gut funktionieren kann, funk-
tionierte sie in Chile tatsächlich so schlecht, 
daß sie zu einer Fessel für die Entwicklung ge-
worden war, was auch die Regierung Frei am 
eigenen Leibe erfahren mußte. Der Pluralismus 
gegeneinander auftretender Pressionsgruppen, 
von denen jede nur an ihre eigenen und un-
mittelbaren Interessen dachte, verband sich 
mit dem Pluralismus der Parteien im Parla-
ment und dem Amtsschimmel einer nicht ge-
rade effizienten, zahlenmäßig aber starken 
Bürokratie, um den Fortschritt zu hemmen. Die 
Regierung Frei hatte unter anderem darunter 
gelitten, daß ihr die Oppositionsparteien im 
Parlament ständig ihre Pläne verwässerten 
und deren Durchführung auf die lange Bank 
schoben. So wurde das Agrarreformgesetz der 
damaligen Regierung erst 1967 vom Parlament 
verabschiedet. (Aus diesem Grunde klingen 



die Vorwürfe, Frei hätte statt 100 000 nur 
28 000 Landarbeitern tatsächlich auch Land ge-
geben, recht abwegig, wenn sie von Seiten 
der damaligen „linken" Opposition erhoben 
werden.) Ähnliches geschah mit der unter Edu-
ardo Frei begonnenen „Chilenisierung" des 
Kupferbergbaus. Schließlich war eine Verfas-

sungsänderung angenommen worden, die die 
Möglichkeit eines Volksentscheids und einer 
vorzeitigen Auflösung des Parlaments vorsah 
— eine Waffe, die Allende nun brauchen konn-
te, nicht so sehr, um die repräsentative Demo-
kratie zu reformieren, als vielmehr, um die 
bürgerliche Demokratie aufzuheben.

IV. Von der Regierungsübernahme zur Machtergreifung

An die Regierung gelangt zu sein, bedeutete 
für einen Marxisten wie Allende nicht, bereits 
die Macht erobert zu haben. Davon konnte erst 
gesprochen werden, wenn alle entscheidenden 
Positionen in Wirtschaft und Staat fest in den 
Händen der neuen Regierung lagen, wenn der 
Staatsapparat tatsächlich den Weisungen die-
ser Regierung gehorchen würde — und wenn 
den Gegnern des Sozialismus die Möglichkei-
ten entrissen waren, den Status quo ante wie-
der herzustellen. Die Unterscheidung zwischen 
Regierung und Macht war von zentraler Be-
deutung und wies auf den grundlegenden Un-
terschied hin, der zwischen der nach dem Sieg 
der Volksfront entstandenen politischen Si-
tuation und allen Konstellationen bestand, die 
sich aus den bisher abgehaltenen Wahlen 
ergeben hatten. Denn früher war ja stets — 
ganz im Sinne der „repräsentativen Demokra-
tie" — so verfahren worden, daß den jeweili-
gen politischen Gegnern die Möglichkeit belas-
sen wurde, bei späteren Wahlen wieder an die 
Macht zu gelangen. Der Weg zum Sozialismus 
aber konnte nur beschritten und gesichert wer-
den, wenn ein Weg zurück ausgeschlossen war.
Daher mußte der neue Präsident sich' auf zwei 
grundlegende Aufgaben konzentrieren, die so-
zusagen parallel zu verwirklichen waren: Er 
mußte Maßnahmen ergreifen, die der Gesamt-
wirtschaft, vor allem aber den unteren Schich-
ten des Volkes zugute kamen (was die Popu-
larität der Volksfront steigern würde); dar-
über hinaus mußte er von der Regierung aus 
die Machteroberung betreiben, also die Bastio-
nen des potentiellen Gegners stürmen. Beides 
sollte im Rahmen der bestehenden Legalität 
vollzogen werden.
Was die Maßnahmen zugunsten der Volks-
mehrheit betraf, so verfügte die neue Regie-
rung zunächst einmal eine sehr beträchtliche 
Steigerung der Löhne bei gleichzeitigem Ein-
frieren der Preise für wichtige Konsumgüter. 
Sie beschleunigte den Prozeß der Agrarreform 
und ließ pro Tag einen halben Liter Milch an 

alle Kinder verteilen — eine Maßnahme, die 
demagogisch zu sein schien, es aber angesichts 
der weitgehenden Unterernährung der Kinder 
nicht war. Die Steigerung der Kaufkraft der 
Massen führte nicht zu einer Steigerung, son-
dern — wie von der Regierung vorausgese-
hen — zu einer Verminderung der Inflation. 
Das wurde nicht nur durch das Einfrieren der 
Preise bewirkt, sondern ergab sich daraus, daß 
die auf den Konsum der Massen ausgerichtete 
chilenische Industrie bislang nur zu 60—70 v.H. 
ihrer Kapazität ausgelastet war und nun mit 
voller Kraft arbeiten konnte, ohne daß ihre 
Kosten beträchtlich gestiegen wären. Sogar die 
Gewinne der Unternehmer brauchten nicht ge-
ringer zu werden, da ja der Umsatz stieg. Tat-
sächlich war die industrielle Produktion von 
Konsumgütern elf Monate nach Allendes Re-
gierungsantritt um ungefähr 10 v. H. gewach-
sen, während die Inflationsrate um etwa die 
Hälfte gesunken war und die Arbeitslosigkeit 
geringer wurde. Was die Agrarreform betraf, 
so hatte man sich die Enteignung von nicht 
weniger als 1000 großen und größeren land-
wirtschaftlichen Gütern für das Jahr 1971 zum 
Ziel gesetzt — eine Zahl, die nicht zuletzt auf 
Grund illegaler und von der Regierung nicht 
gebilligter Landbesetzungen beträchtlich über-
schritten wurde. Ende September wurde je-
denfalls mitgeteilt, es seien bereits mehr als 
1300 Güter enteignet worden.
Was den Angriff auf die „Bastionen der Bour-
geoisie" betraf, so konnte er aus drei Gründen 
im Rahmen der verfassungsmäßigen Legalität 
geführt werden, ohne daß das Parlament neue 
Gesetze beschließen mußte: 1. weil verschie-
dene Gesetze auch verschieden interpretiert 
beziehungsweise in einem Sinn angewendet 
wurden, der den ursprünglichen Absichten der 
Gesetzgeber nicht entsprach; 2. weil auf dem 
Papier noch bestehende, inzwischen verges-
sene, aber nie ausdrücklich aufgehobene Ge-
setze der neuen Regierung als Instrument 
dienen konnten; 3. weil größere Unternehmen, 



wie zum Beispiel Aktiengesellschaften, durch 
einfache kommerzielle Transaktionen ihren 
Eigentümer wechseln konnten.

Die erstgenannte Möglichkeit hatte Allende in 
seinem Gespräch mit Debray erwähnt: „Die Ge-
setze, die das Volk diktiert (dicta), sind nicht 
jene, die die Bourgeoisie diktiert. So hatte die 
Bourgeoisie beispielsweise Gesetze erlassen, 
die die Besetzer von Grund und Boden nur mit 
leichten Geldstrafen belegte, während jene, die 
den ihnen verlorengegangenen Boden mit 
Gewalt wieder eroberten (recuperaban), 
schwer bestraft wurden. Mit anderen Worten: 
Das Gesetz bestraft nicht jene, die den Boden 
besetzen, sondern jene, die Boden wieder be-
setzen. Woher kommt das? Das kommt daher, 
daß Großgrundbesitzer Land, das Eingebore-
nen gehörte, besetzen konnten, und der Ein-
geborene, der dann seinen Boden wiederbe-
setzte, unter der ganzen Schwere des Gesetzes 
zu leiden hatte, während die Großgrundbesit-
zer solche Ländereien (straffrei) besetzen 
konnten. Die Gesetzgeber der Bourgeoisie hat-
ten nicht daran gedacht, daß eines Tages das 
Volk die Gesetze anwenden könnte — ihre 
eigenen Gesetze gegen sie anwenden könnte. 
Was aber geschieht jetzt? Jene, die Ländereien 
besetzen, sind Eingeborene, zum Beispiel die 
Mapuche-Indianer, während die Großgrund-
besitzer versuchen, sie mit Gewalt zurückzu-
erobern.''
Was ehemals erlassene und nie aufgehobene 
Gesetze betraf, so gab es vor allem ein De-
kret, das die kurzlebige sozialistische Repu-

blik des Jahres 1932 erlassen hatte. Diesem 
Dekret zufolge konnte der Staat einen Betrieb 
übernehmen, der nicht im Interesse des Vol-
kes funktionierte und zum Beispiel weniger 
produzierte, als er hätte produzieren kön-
nen10 ). Es war nicht schwer, die Arbeiter in 
einigen solcher Unternehmen dazu zu veran-
lassen, sich in einer Weise zu verhalten, daß 
die Voraussetzungen für die Anwendung die-
ses Dekrets gegeben waren. So konnten meh-
rere Großbetriebe sozusagen „auf kaltem 
Wege", wenn auch nur vorläufig, bis die 
legalen Möglichkeiten zur Enteignung geschaf-
fen sein würden, „sozialisiert" werden.

10) Das Decreto-Ley (Gesetzes-Dekret) Nr. 520 war 
bemerkenswerterweise erst in der zweiten, kaum 
mehr als sozialistisch zu bezeichnenden Phase die-
ser Republik, nämlich am 30. August 1932, erlassen 
worden. Einer seiner Paragraphen lautete, ein Un-
ternehmen könnte enteignet werden, „falls der Pro-
duzent der Pflicht nicht nachkommt, in seinem Un-
ternehmen dringend benötigte Artikel (articulos 
de primera necesidad) in jenen Mengen, jener 
Beschaffenheit und unter jenen Bedingungen herzu-
stellen, die der Präsident der Republik festlegt" 
(sic!) (zitiert aus dem Artikel von Eduardo Novoa 
Monreal, Vias legales para avanzar hacia el socia- 
lismo, in: Mensaje, Santiago Nr. 197 — Marzo 
Aberil, 1971.

Was schließlich den dritten der erwähnten 
Wege betrifft, so stellte es sich als möglich 
heraus, zum Beispiel die Mehrheit der Banken 
durch staatlichen Ankauf von Aktien in Staats-
besitz zu überführen, wenngleich böse Zun-
gen behaupteten, die ehemaligen Aktionäre 
hätten nicht immer aus freien Stücken ver-
kauft, sondern dem Druck nachgegeben, der 
auf sie ausgeübt worden sei.

Obwohl die ersterwähnten Veränderungen 
zugunsten der breiten Volksmassen bereits 
ihre Auswirkungen sichtbar werden ließen, die 
zweiten, auf die Machteroberung ausgerichte-
ten, sich erst in ihren Anfängen befanden, 
blieb die repräsentative Demokratie bestehen. 
Die demokratischen Freiheiten wurden nicht 
angetastet, der politische Pluralismus nicht auf-
gehoben, niemand aus politischen Gründen 
verhaftet.

Kein Wunder also, daß bei den Gemeinde-
wahlen von Anfang April 1971 die Volks-
front einen großen Erfolg verzeichnen konnte. 
Die Parteien der Unidad Populär erhielten nun 
etwa 50 v. H. aller abgegebenen Stimmen, wo-
bei 23 v. H. auf die Sozialisten, mehr als 
17 v. H. auf die Kommunisten, aber nur etwas 
mehr als 8 v. H. auf die Radikalen entfielen, 
was das Gewicht des gemäßigten Flügels 
innerhalb der Volksfront verminderte und 
bald zu einer Krise in der Radikalen Partei 
führen sollte. Audi die Christdemokraten, die 
mit einem Stimmenanteil von 26 v. H. noch 
immer die stärkste politische Einzelpartei des

V. Allendes Erfolge

Landes darstellten, sollten wenige Monate 
nach den Wahlen eine neuerliche Abspal-
tung der Linken erleben, die zur Volksfront 



hinüberwechselten11). Das Prestige Präsident 
Allendes stieg im Verlauf der darauffolgenden 
Monate auch noch deshalb, weil er seine außen-
politischen Fähigkeiten unter Beweis zu stel-
len vermochte. Zuerst wurden engere Be-
ziehungen zum europäischen Ostblock ge-
knüpft, die DDR anerkannt und die Beziehun-
gen zu Kuba wiederaufgenommen, ohne daß 
es deswegen zu einer merkbaren Ver-
schlechterung der Beziehungen Chiles zu 
den Staaten des „Westens" gekommen wäre. 
Darüber hinaus gelang es Präsident Allende, 
auch mit dem konservativen Präsidenten des 
benachbarten Argentinien, General Lanusse, 
zu einer befriedigenden, im Geiste der Freund-
schaft geschlossenen Übereinkunft zu gelan-
gen. Er unternahm eine Reise nach Ecuador, 
Kolumbien und Peru, wo er von den jewei-
ligen Regierungen freundlich aufgenommen, 
von der Bevölkerung aber stets begeistert be-
grüßt wurde. Er kehrte am 4. September, dem 
ersten Jahrestag seiner Wahl zum Präsiden-
ten, als Triumphator nach Santiago zurück. 
Hunderttausende säumten die Straße vom 
Flugplatz bis zum Präsidentenpalais und jubel-
ten ihm zu. Sein Prestige schien einen Höhe-
punkt erreicht zu haben, der kaum noch zu 
übertreffen war. Schon einige Wochen vor 
seiner Reise, am 16. Juli, hatte das Parla-
ment einstimmig, also auch mit den Stimmen 
der Nationalen Partei, das ihm vorgelegte 

11) Die Wahlergebnisse im einzelnen:
Volksfrontparteien: Sozialisten 22,9%/

Kommunisten 17,4°/
Radikale 8,2 °/o
Sozialdemokraten 1,4 "/'o

49,9 0/0
Hierzu müßten aber auch die 1,1 °/o Stimmen 
gerechnet werden, die auf die von den Sozialisten 
abgespaltene, nicht zur Volksfront gehörende, aber 
marxistisch-leninistisch eingestellte „Union Socia- 
lista Populat" abgeben wurden. (Die MAPU hatte 
keine Listen aufgestellt, da sie nicht als Partei 
konstituiert war.) 
Gegner
der Volksfront: Christliche Demokraten 26,2 0/

Radikal-Demokraten 3,9 “/•
Nationale Partei 18,5 °/o

Gesetz über die Verstaatlichung der in nord- 
amerikanischen Händen befindlichen Kupfer-
firmen beschlossen. Drei Monate später sollte 
bekanntgegeben werden, ob und welche Ent-
schädigungen gezahlt werden würden.
Was die zu zahlenden Entschädigungen be-
traf, so erhielt der Präsident das Recht, Be-
rechnungen anstellen zu lassen, um die seit 
1955 von den enteigneten Firmen erzielten 
Profite, eventuelle Extraprofite usw. festzu-
stellen und alles, was die normalen Gewinn-
spannen überschritt, von der Entschädigungs-
summe abzuziehen. Ende September erklärte 
Allende, daß die zu enteignenden Firmen 
mehr als 770 Millionen Dollar Extraprofite 
erzielt hätten, die von den Buchwerten abzu-
ziehen seien. Mitte Oktober veröffentlichte 
dann der Generalkontrolleur der Republik 
(vergleichbar etwa mit dem Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes) seinen Entscheid, auf 
Grund dessen den Kupferfirmen so gut wie 
keine Entschädigung zugesprochen wurde. Als 
die zu erwartenden Proteste von nordame-
rikanischer Seite laut wurden, ging durch ganz 
Chile eine Welle patriotischer Begeisterung, 
da sich so gut wie alle Chilenen (auch die An-
gehörigen der Oppositionsparteien) hinter 
diesen Entscheid stellten. Das führte, wenn 
auch nur vorübergehend, zu einer gewissen 
Besänftigung der mittlerweile hart zutage ge-
tretenen politischen Gegensätze.

VI. Erste Schwierigkeiten

Trotz der großen Anfangserfolge Allendes 
begannen bald auch dunkle Wolken auf-
zutauchen, die den Erfolg des chilenischen 
Experiments verdüsterten. Zunächst machte 
sich auf der politischen Bühne, wie zu erwar-

ten, eine wachsende Polarisierung bemerkbar. 
Während von Seiten der Volksfront verständ-
licherweise vor allem die rechte Opposition 
attackiert und auch verdächtigt wurde, mit 
Staatsstreich-Plänen zu spielen, wurde auf der 
äußersten Linken eine Opposition laut, der

Zu Vergleichszwecken scheint es mir angebracht 
die Ergebnisse der chilenischen Wahlen seit 1960 
anzuführen (bei den Wahlen von 1961, 1965 und 
1969 handelt es sich um Parlamentsabgeordnete, 
bei jenen von 1963 und 1967 um Gemeindewahlen 
(„Regidores"]). Ich führe nur die wichtigeren Par-
teien auf:

Prozente der Stimmen:
1961 1963 1965 1967 1969

Konservative 14,8 11,3 5,4 14,6 20,4
Liberale 16,6 13,0 10,0 16,6 13,6
Radikale 22,1 21,6 12,8 14,2 15,0
Sozialisten 11,1 11,5 9,9 15,0 16,7
Kommunisten 11,8 12,8 11,9 - ■ — —-



die Entwicklung zum Sozialismus nicht schnell 
genug ging. Diese äußerste Linke bestand 
nicht nur’ aus der MIR, sondern auch aus an-
deren, von der MIR abgespaltenen und noch 
radikaleren Gruppen mit terroristischen Me-
thoden. Angehörige einer dieser Gruppen er-
mordeten im Juli einen prominenten christlich- 
demokratischen Politiker. Eine andere Gruppe 
wurde Anfang Oktober von der Polizei ausge-
hoben, bevor sie ihre Pläne verwirklichen 
konnte. An ihrer Spitze stand übrigens ein 
Mann, der einen hohen Posten in der Eisen-
bahnverwaltung innehatte und als Mitglied der 
Sozialistischen Partei bekannt war. Aber auch 
die MIR, die nicht zu Terrormaßnahmen griff, 
war darauf bedacht, die Revolution vorwärts-
zutreiben und aus jener Enttäuschung Kapital 
zu schlagen, die sich in den Kreisen be-
merkbar machen würde, die auf Wunder ge-
hofft hatten. Vor allem tat die MIR alles, 
um die Agrarrevolution voranzutreiben. Sie 
organisierte illegale Landbesetzungen und 
setzte die von der Mehrheit der Chilenen 
fast vergessenen indianischen Minderheiten 
der Mapuches in Bewegung.
Die rechte Opposition protestierte wiederum 
vor allem gegen die Übergriffe auf dem fla-
chen Land, gegen die — nach ihrer Meinung — 
gesetzwidrigen Enteignungen von Betrieben 
und gegen die angeblich drohende Einschrän-
kung oder Aufhebung der Pressefreiheit.
Mitte September brachte die Nationale Partei 
eine Beschwerde gegen den Wirtschaftsmini-
ster vor das Parlament, der beschuldigt wurde, 
Unternehmen ohne gesetzliche Grundlage zu 
enteignen. Präsident Allende gelang es, die 
Christdemokraten dazu zu bewegen, sich bei 
der Wahl der Stimme zu enthalten, indem 
er versprach, dem Parlament bald einen Ge-
setzentwurf vorzulegen, in dem die drei im 
Programm der Volksfront erwähnten Wirt-
schaftssektoren klar definiert und jener mono-
polistische Sektor klar gekennzeichnet sein 
würde, der von der Sozialisierung betroffen 
wäre — ein Versprechen, das Ende Oktober 
eingelöst wurde.
Das Problem der Pressefreiheit und der Frei-
heit der Massenmedien tauchte • auf, als der 
Präsident selbst ungemein scharfe Angriffe auf 
die konservative Zeitung Mercurio gerichtet 
hatte und die Christdemokraten die Regierung 
beschuldigten, der von ihnen beeinflußten 
Fernsehstation der katholischen Universität 
die Mittel zu verwehren, um ein Netz von 
Sendern aufzubauen, das den Empfang ihrer 
Programme auch außerhalb der Hauptstadt er-

möglichen sollte. Außerdem habe die Regie-
rung einer von den Christdemokraten beein-
flußten Rundfunkstation einige Frequenzen 
weggenommen, die einem neuen, von der Ge-
werkschaftszentrale geleiteten Sender zuge-
sprochen worden seien. Angesichts der von 
beiden Seiten scharf geführten Polemiken ist 
mir eine Klärung der Sachlage nicht möglich. 
Aber es gibt bereits vor diesem Streit abge-
gebene Erklärungen von Anhängern der Re-
gierungskoalition, die das Problem der Presse-
freiheit anders interpretieren als das Pro-
gramm der Volksfrontregierung. In seinem 
Gespräch mit Debray hatte Allende etwa ge-
sagt: „Wir werden die in den Händen der 
Bourgeoisie befindlichen Kommunikationsmit-
tel nicht schließen ... Wir werden veranlas-
sen, daß jene, die in diesen Unternehmen ar-
beiten und sehen, daß deren Politik sich ge-
gen die Volksregierung richtet, innerhalb der 
Betriebe Widerstand leisten."
Hier wurde ein Weg angedeutet, den Castro 
auf Kuba beschritten hatte und der sehr 
schnell zu einer Gleichschaltung der Kommu-
nikationsmittel führte. Aber auch außer einer 
eventuellen Mobilisierung der Belegschaften 
standen der chilenischen Regierung noch aus-
reichende Mittel zur Verfügung, um den Ein-
fluß ihr nicht genehmer Organe einzudämmen 
oder sie unter Druck zu setzen. Nur sie ver-
fügte über ein Fernsehnetz, das sich über das 
ganze Land erstredete. Sie hatte bereits den 
größten chilenischen Verlag (Zig—Zag) über-
nommen, besaß eine eigene Tageszeitung und 
verfügte über eine beträchtliche Zahl von 
volksfronttreuen Presseorganen. Nur sie konn-
te bestimmte Subsidien zahlen oder verwei-
gern, wie zum Beispiel die zahlreichen Inse-
rate offizieller Stellen. Aufgrund der Kontrolle 
über Außenhandel, Banken und Kreditwesen 
hatte sie die Möglichkeit, die Lieferung von 
Papier zu lenken und unliebsamen Organen 
finanzielle Schwierigkeiten zu bereiten. 
Schließlich ging die Regierung Anfang Okto-
ber daran, die größte chilenische Papierfabrik 
durch Aufkauf von Aktien in ihren Besitz 
überzuleiten. Daß die Pressefreiheit im ersten 
Jahr der Regierung Allende erhalten blieb, 
kann jedenfalls nicht als Garantie für ihr 
Weiterbestehen angesehen werden.
Kurze Zeit nach Beginn dieser Auseinander-
setzungen wurde eine Korruptionsaffäre auf-
gedeckt, die sich unter der Regierung Frei 
ereignet hatte und in deren Mittelpunkt ein 
Mann stand, dem enge Beziehungen zur Regie-
rung nachgesagt wurden. Die Volksfront- 
Presse begann daraufhin mit scharfen Angrif-



fen gegen Frei, auf die dieser mit ebensolcher 
Schärfe antwortete und vor allem die Kom-
munisten beschuldigte, mit Mitteln der Ver-
leumdung ihre Vorherrschaft festigen zu wol-
len.

Ende Oktober schien — wenn auch nur vor-
läufig — eine Beruhigung eingetreten zu sein. 
Diese erklärt sich nicht nur aus der Einstim-
migkeit, mit der die Enteignung der Kupfer-
gesellschaften akzeptiert wurde, sondern mög-
licherweise auch daraus, daß einige ver-
antwortliche Politiker der Volksfront einzu-
sehen begannen, daß sie mit ihren Angriffen 
den Bogen überspannt hatten und ihre Attak- 
ken nicht zu dem erwünschten Ziel, nämlich 
der Schwächung oder gar der Spaltung der 
Christdemokraten, geführt hatten. Der innere 

Zusammenhalt der Christdemokraten wurde 
durch diese Kampagne eher gefestigt, und 
zwei Wahlen, auf deren für sie positiven Aus-
gang die Volksfront großen Wert gelegt hatte, 
verliefen anders als erwartet: Im Colegio de 
Periodistas, der Kollektivorganisation, der 
fast alle Journalisten angehören, unterlag 
der Kandidat der Volksfront zugunsten eines 
Christdemokraten. Auch bei den Wahlen zum 
Verband der chilenischen Oberschüler (FESES) 
mußten die Volksfrontkandidaten eine Nie-
derlage hinnehmen: 44 v. H. aller Stimmen 
fielen auf die Christdemokraten, 36 v. H. auf 
die Volksfront-Liste, 8 v. H. auf eine links 
von dieser stehende Revolutionäre Studenten-
vereinigung und weitere Stimmen auf die 
Listen der Nationalen Front und Splitter-
gruppen.

VII. Wirtschaftliche Perspektiven

Bedenklicher als solche rein aus der konkre-
ten Lage erwachsenen und nicht sonderlich 
wichtig zu nehmenden Erfolge der Volksfront- 
gegner war die wirtschaftliche Situation des 
Landes. Gewiß wies die Industrieproduktion 
bis zum Oktober 1971 Steigerung aus, doch 
war die Zunahme 1971 kaum größer als in den 
Jahren 1965 und 1966 und stieß nun auf 
Schranken, die keineswegs leicht zu überwin-
den waren: Die Kapazitäten waren bereits voll 
ausgenutzt, und zudem hätte eine weitere 
Produktionssteigerung beträchtliche Importe 
erfordert. Die Agrarproduktion wiederum 
mußte unter der Agrarrevolution leiden, ob-
wohl deren Folgen sich zunächst weniger ka-
tastrophal auswirkten, als man hätte erwarten 
können. Immerhin wird Chile vor der Not-
wendigkeit stehen, seine Nahrungsmittel-
importe zu vergrößern. Bereits seit etwa Juli/ 
August macht sich eine Verknappung der 
Konsumgüter bemerkbar. Dies führte zur Ent-
stehung eines Schwarzen Marktes, was wie-
derum die optimistischen offiziellen Zahlen 
über die gesunkene Inflationsrate zweifel-
haft erschienen ließ, denn der zu ihrer Be-
rechnung verwendete Index war auf die offi-
ziellen Preise gegründet und ließ die Schwarz-
marktpreise außer acht. Die Regierung — be-
reits durch einen Lohnstreik beunruhigt, der 
im nationalisierten Kupferbergwerk El Sal-
vador ausbrach und nur dank Konzessionen 
und durch persönliches Eingreifen des Präsi-
denten nach elftägiger Dauer beigelegt werden 
konnte — war entschlossen, gegen die wach-

sende Knappheit in der städtischen Versorgung 
etwas zu unternehmen. Präsident Allende rief 
zu gesteigerter Produktion auf, und das Pro-
blem der Verknappung war einer der wichtig-
sten Punkte auf einer Tagung der kommuni-
stischen Führung Ende September und einer 
am 19. Oktober gehaltenen öffentlichen Rede 
des Generalsekretärs der Kommunistischen 
Partei, Corvalän.

Zu besonderer Besorgnis aber gab der Kupfer-
bergbau Anlaß: Hier konnten die ursprünglich 
gesteckten Ziele trotz Produktionssteigerung 
nicht erreicht werden; die Gestehungskosten 
waren gestiegen, und außerdem und vor allem 
war der Weltmarktpreis für Kupfer gefallen 
und würde — schon im Hinblick auf eine mög-
liche Beendigung des Vietnam-Krieges — 
auch so schnell nicht wieder ansteigen. Mit 
anderen Worten: Chile würde wesentlich we-
niger Devisen einnehmen, während seine Im-
portbedürfnisse stiegen.
Schließlich aber mußte der Staat gerade ange-
sichts der ständigen Ausweitung des öffent-
lichen Sektors der Wirtschaft seine Fähigkei-
ten als Manager unter Beweis stellen müssen. 
Ob er diese Aufgabe bewältigen würde, schien 
um so problematischer, als alle wichtigen Stel-
len im Staats- und Wirtschaftsapparat nun nach 
einem komplizierten Proporzsystem unter die 
in der Unidad Populär zusammengeschlosse-
nen Parteien verteilt worden waren — eine 
an das Prinzip des demokratischen Pluralismus 
gemachte Konzession, die möglicherweise un-



günstige Folgen auf die Eff
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izienz zeigen 
würde ). Die Verschlechterung der wirtschaft-
lichen Perspektiven konnte nicht ohne Aus-
wirkung auf die Politik bleiben. Falls die all-
gemeine Lage sich 1972 ungünstig gestalten 
sollte, würde dies zu einem Sympathieschwund 
für die Volksfront-Regierung führen, der sich 

bei den für März 1973 angesetzten Parlaments-
wahlen in unheilvoller Weise manifestieren 
könnte. Die Position des Präsidenten würde 
dann sehr geschwächt sein, und an ein Plebis-
zit zugunsten der von der Volksfront vorge-
sehenen Verfassungsänderung wäre in einer 
solchen Lage kaum zu denken.

Die Volksfront sah alle diese Gefahren, und 
so war es kein Wunder, daß einige ihrer füh-
renden Köpfe sich dafür einsetzten, die Revo-
lution schon jetzt, noch bevor die wirtschaft-
liche Lage sich verschlechtert hatte, rasch vor-
anzutreiben.
Zu ihnen gehörte vor allem der Generalsekre-
tär der Sozialistischen Partei, Senator Carlos 
Altamirano, der bereits vor 1970 die Gang-
barkeit eines „friedlichen Weges" zum Sozia-
lismus bezweifelt und sich ganz im Sinne Fidel 
Castros für den Weg der Gewalt ausgespro-
chen hatte. Er war erst nach Allendes Regie-
rungsantritt zum Generalsekretär der Sozia-
listen gewählt worden. Ende August hatte 
Altamirano auf der 20. Nationalkonferenz der 
Sozialistischen Jugend eine bezeichnende Rede 
gehalten. In ihrem Verlauf wandte er sich so-
wohl gegen „ultralinke Abweichler“ in den

12) Prominente Politiker der Regierungsparteien 
und Präsident Allende sahen diese Gefahren, de-
nen aber nur schwer begegnet werden konnte, so-
lange nicht nur die Volksfront aus mehreren — 
zum Teil sich noch durch Spaltungen vermehrenden 
— Parteien bestand, von denen eine jede Posten 
wünschte; vor allem auch, solange die alten Ge-
wohnheiten nicht geschwunden waren, den Staat 
weniger als Zugochsen der Entwicklung, denn als 
Milchkuh anzusehen, die eine große Zahl von 
Menschen, die keine andere Arbeitsmöglichkeit 
fanden, versorgen sollte. Anfang August war es 
zur Spaltung zweier der Volksfront angeschlosse-
nen Gruppierungen (und fast gleichzeitig zu einer 
weiteren Abspaltung von linken Christdemokra-
ten) gekommen. Die prominentesten Mitglieder der 
MAPU verließen die von ihnen mitbegründete 
Organisation, da sie ganz unter den Einfluß leni-
nistischer Ideen gekommen war und vereinigten 
sich mit den von der Christlichen Demokratie Ab-
gespaltenen zu einer „Bewegung der christlichen 
Linken", die nun neben der MAPU als besondere 
Gruppe innerhalb der Volksfront wirkte. Auch die 
Radikalen spalteten sich. Einige der prominente-
sten Mitglieder — Senatoren und Abgeordnete — 
dieser Partei bildeten eine „Radikale und Unab-
hängige Linksbewegung“, gegen deren offizielle 
Beteiligung an der Volksfront der Rest der Radi-
kalen, die den Namen „Radikale Partei“ behielt, 
Protest einlegte.

VIII. Das Problem der Demokratie

Reihen der Sozialisten, die revolutionäre Ak-
tionen voreilig durchführen wollten, als auch 
gegen jene „rechten Abweichler“, die, wie er 
sich ausdrückte, „sozialdemokratische Positio-
nen" bezögen und „so naiv oder auch so feige 
seien" anzunehmen, man könne revolutionäre 
Wandlungen, die auf der Tagesordnung ste-
hen, etwa auf der Grundlage einer Zusammen-
arbeit zwischen einander entgegengesetzten 
Klassen durchführen. Der chilenische Staat sei 
auch jetzt noch, das heißt zehn Monate nach 
dem Beginn der Volksfront-Regierung, ein 
Unterdrückungsapparat der Bourgeoisie. Er 
sei seinem Wesen nach auf die Erhaltung einer 
überlebten sozialen Ordnung ausgerichtet und 
durchaus ungeignet, der sozialistischen Ent-
wicklung zu dienen. Der Generalsekretär je-
ner Partei, der auch Präsident Allende ange-
hörte, setzte sich also ganz im Sinne Lenins 
für ein „Zerbrechen des Staates" und — ohne 
sie ausdrücklich zu erwähnen — für eine pro-
letarische Diktatur ein, die ja, vom Standpunkt 
des Marxismus gesehen, eine höhere Form der 
Demokratie darstellt.
Hier wurden einige weit über die Fragen der 
politischen Taktik hinausgehende Auffassun-
gen vertreten, die das Gelingen des chileni-
schen Experiments unmöglich machen würden, 
aber auch grundlegende Probleme aufgewor-
fen, die man skizzieren muß, um die Möglich-
keit einer Verbindung von Demokratie und 
Sozialismus untersuchen zu können.

Zunächst einmal hätte Altamirano, statt einige 
alte marxistische Klischees über den bürger-
lichen Staat zu wiederholen (und so weit zu 
gehen, einen Staat, der gerade im Begriff war, 
die Bourgeoisie zu entmachten, als ein Werk-
zeug eben dieser Klasse zu charakterisieren), 
auch an jene Äußerungen von Marx und 
Engels denken können, in denen dem Staat 
ein Maß an Eigenleben gegenüber den ihm zu-
grunde liegenden gesellschaftlichen Klassen zu-
gesprochen wird. Denn der chilenische Staat 



führte eben seit vielen Jahren ein solches 
„Eigenleben“ und stand — lange bevor noch 
unter Frei der Demokratisi

13

erungsprozeß einen 
solchen Höhepunkt erreicht hatte — unter dem 
Druck einander entgegengesetzter Klassen und 
Gruppen, zwischen deren entgegengesetzten 
Interessen er permanent Kompromisse zu 
erreichen trachtete ).
Bereits im Jahr 1957 hatte der Parteigenosse 
Altamiranos und gegenwärtige Außenminister 
Chiles, Clodomiro Almeyda, einen „Vision 
sociologica ehe Chile" betitelten Vortrag ge-
halten, in dem es unter anderem hieß: „Die 
Sozialpolitik der Regierung tendiert seit den 
zwanziger Jahren zu einer gerechteren Um-
verteilung des Nationaleinkommens — mit 
Hilfe eines unorganischen Systems sozialer 
Gesetze, einer Sozialversicherung, Preiskon-
trollen usw., aus der insbesondere gewerk-
schaftlich organisierte Arbeiterparteien und 
die ständig größer werdende, politisch ein-
flußreiche Mittelschicht Nutzen ziehen . .. Seit 
den zwanziger Jahren üben die Mittelschichten 
und die Arbeiterklasse einen ständig wachsen-
den Drude auf unsere rückständige Produk-
tionsstruktur aus ... Da die chilenische Demo-
kratie das freie Spiel der Parteien gestattet und 
es jeder sozialen Kraft ermöglicht, verhält-
nismäßig frei in die nationale Politik einzu-
greifen, geschieht es, daß die entgegengesetz-
ten Ansprüche verschiedener Gruppen einan-
der neutralisieren, so daß keine von ihnen die 
Oberhand zu gewinnen vermag ... Das poli-
tische Gleichgewicht, in dem das Land seit 
Jahren lebt, findet seinen ökonomischen Aus-
druck in einer grauenvollen Geldinflation, die 
die Bestrebungen des Volkes nach einer Ver-
besserung seiner Lage sterilisiert und die Ver-
suche des Staates, unsere Wirtschaft voranzu-
treiben, vereitelt ... Der chilenische Staat 
wird zum Spielzeug all dieser Kräfte und Ten-

13) Im allgemeinen zogen die gut organisierten 
Sparten, die über Pressionsgruppen verfügten, Vor-
teile aus diesen Kämpfen, die sich auf dem Rücken 
der schwächsten, am wenigsten organisierten 
Volksteile (Landarbeiter, Angestellte, Arbeiter 
kleiner Betriebe, „marginale" Bevölkerung etc.) 
abspielten. Andererseits muß auch vermerkt wer-
den, daß die Vorteile der Oberschicht im allgemei-
nen größer waren als die der Mittel- und Unter-
schichten. „Der Staat ist in wachsendem Maße 
unter die Kontrolle privater Interessen geraten. 
Die weitgesteckten ökonomischen Funktionen des 
Staates ... wurden weitgehend für die Verteidi-
gung privater Interessen eingesetzt“, schrieb der 
chilenische Professor Osvaldo Sunkel 1964. (Change 
and Frustation in Chile, in: Obstacles to Change 
in Latin America, ed. C. Veliz, Oxford University 
Press, London 1965, S. 135). 

denzen, unfähig, das Land großen Zielen ent-
gegenzuführen und der nationalen Existenz 
einen einheitlichen Sinn zu geben."
Diese Ausführungen eines sozialistischen Po-
litikers, der sich zum Marxismus bekannte, 
sind geeignet, die wirkliche Lage Chiles und 
die Problematik seiner Demokratie zu erhellen. 
Sie zeigen auch, wie wenig die Schwierigkei-
ten dieses Landes einfach aus dem Syndrom 
„Kapitalismus und Imperialismus" ableitbar 
sind, wie eine solche im Programm der Volks-
front niedergelegte Vereinfachung das Pro-
blem verfälscht.
Die pluralistische, repräsentative Demokratie, 
wie wir sie in einigen entwickelten Industrie-
ländern kennen, beruht auf Komprommissen 
zwischen einer Mehrzahl von sozialen Grup-
pen (nicht nur „Klassen"14), von denen jede 
ihre besonderen Interessen verficht. Dieses 
politische System war ein Spätprodukt der hi-
storischen Entwicklung und entstand, nach-
dem der gesellschaftliche Reichtum so stark 
gewachsen war, daß der Kampf der verschiede-
nen Gruppen um seine Aufteilung sich auf der 
Grundlage eines weitgehenden und allgemei-
nen Konsensus vollziehen konnte, ohne daß 
dadurch der wirtschaftliche Fortschritt allzu 
stark behindert worden wäre. Wo aber, wie in 
Chile, die pluralistische Demokratie entstand, 
bevor der gesellschaftliche Reichtum eine be-
stimmte Mindestgröße erreicht hatte, trat der 
Gegensatz zwischen dem wirtschaftlichen „Un-
terbau“ der Gesellschaft und ihrem politi-
schen „überbau“ oftmals überdeutlich zutage. 
(Dieser Gegensatz erklärt sich teilweise auch 
aus jenem ideologischen überbau, der aus den 
entwickelten Ländern nach Chile importiert

14) Zu den Auswüchsen des Wohlfahrtstaats ge-
hörte auch das ungemein komplizierte, auf ver-
schiedene Berufssparten aufgeteilte System der 
Sozialversicherung (sistema previsional), das eben-
so ungerecht wie ineffizient war, an dem aber auch 
die Regierung Frei nicht gerüttelt hatte. In seiner 
im Mai 1970 an das Parlament gerichteten Bot-
schaft hatte sich Präsident Frei in recht bitterem 
Ton über die den Fortschritt hindernde Aktivität 
der verschiedenen „Pressionsgruppen“ und das 
herrschende System der Sozialversicherung be-
schwert. Es gäbe, wie er sagte, in Chile einen neuen 
Typ von Feudalismus: „Jede Gruppe verlangt vom 
Lande mehr als das Land zu geben vermag. Jede 
versucht, auf Kosten anderer, die weniger gut or-
ganisiert sind, Vorteile zu ergattern und findet 
immer jemanden, der sich solcher Sektoreninteres-
sen annimmt, die zum Nachteil des Gesamtinteres-
ses durchgesetzt werden. ... Eine der schlimmsten 
Auswirkungen (dieser Übel) kann auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung beobachtet werden. Deren 
Reform zu verwirklichen ist noch weit schwieriger, 
als die Agrarreform durchzuführen.“ 



wurde und das Denken und Fordern so man-
cher Chilenen beeinflußte.) Wenn eine Viel-
zahl von Interessentengruppen, die über 
Macht verfügen, um einen wachsenden Anteil 
an einem nur allzu kärglichen Sozialprodukt 
kämpft, wird das notwendige Ziel der Stei-
gerung dieses Sozialprodukts nur zu leicht 
dem seiner gerechteren Aufteilung geopfert, 
woraus sich eben Tendenzen zur Stagnation 
und Inflation ergeben. Das wird in besonderem 
Maße dann der Fall sein, wenn — wie eben-
falls in Chile — die institutionalisierte Demo-

kratie mit Elementen eines Wohlfahrtstaates 
verbunden ist, der nur einem Teil der Bevöl-
kerung zugute kommt und der von vielen Be-
obachtern als verfrüht angesehen wird. Sal-
vador Allende, der immer wieder und mit 
Recht betont hat, es gelte vor allem, Produk-
tion und Produktivität zu heben, mußte so un-
vermeidlich auf jene Hemmnisse stoßen, die 
aus der gewachsenen Wirklichkeit der chile-
nischen Demokratie erwuchsen. Schon darum 
mußte es fraglich sein, ob und in welcher Form 
diese Demokratie erhalten werden konnte.

Kaum geringer schien die Problematik einer 
etwa auf die Werktätigen beschränkten Demo-
kratie zu sein. Die Marxisten der Vergangen-
heit hatten auch die proletarische Diktatur als 
eine Demokratie betrachten können, weil sie 
annahmen, daß die große Mehrheit des Vol-
kes aus Proletariern bestehe, die gemeinsame 
Interessen hätten und sich dieser Interessen 
auch bewußt werden würden. Davon aber war 
in Chile nicht die Rede. Erstens gab es neben 
den eigentlichen „Werktätigen" eine große 
marginale Bevölkerung, die überhaupt nicht 
im Produktionsprozeß verwurzelt war. Zwei-
tens gehörten zu den „Werktätigen" auch viele 
Kleinbürger und Bauern, die kaum am Sozia-
lismus interessiert sein konnten, ganz abge-
sehen von den Kleinkapitalisten des Privatsek-
tors der Wirtschaft, die manche auch zu den 
Werktätigen rechneten. Drittens betrachtete 
sich die Mehrheit der chilenischen Angestell-
ten (und Beamten) nicht als Proletarier, son-
dern als Angehörige der Mittelschicht. Vier-
tens aber konnte nicht einmal davon gespro-
chen werden, daß Sozialisten und Kommuni-
sten etwa die erdrückende Mehrheit auch nur 
der eigentlichen Proletarier hinter sich hatten, 
die ihrerseits ja nur eine Minderheit der 
chilenischen Erwerbstätigen darstellten und 
von denen nur 15—20 v. H. gewerkschaftlich 
organisiert waren. Fünftens schließlich gab es 
beträchtliche Interessenunterschiede auch in-
nerhalb de 15r Arbeiterschaft ).

15) Die Frage, ob das chilenische Proletariat 
.klassenbewußt“ ist, kann solange nicht beantwor-
tet werden, wie der Begriff des Klassenbewußtseins 
nicht klar definiert wird. Kämpferisches Auftreten 
für unmittelbare Interessen einzelner Belegschaf-
ten oder Berufssparten kann jedenfalls kaum als 
Beweis des „Klassenbewußtseins" angesehen wer-
den — vor allem nicht von einem leninistischen

IX. Demokratie der Werktätigen?

Gerade in den Reihen der in den großen Kup-
ferbetrieben arbeitenden Bergarbeiter hatte es 
seit langem eine gewisse Angst davor gege-
ben, Opfer der Sozialisierung zu werden: Auf 
Grund der verhältnismäßig hohen Löhne, die 
von den Nordamerikanern gezahlt wurden, 
und sonstiger Vergünstigungen waren diese 
Arbeiter tatsächlich gegenüber anderen prole-
tarischen Gruppen privilegiert gewesen. Ähn-
liches galt auch für andere Arbeitergruppen, 
von denen die meisten weit mehr ihre eigenen 
Sonderinteressen verfolgten als die histori-
schen Interessen des chilenischen Sozialismus

Standpunkt aus. Denn zum Wesen des Leninismus 
gehörte die von Lenin in „Was tun?" niedergelegte 
Auffassung, daß die Arbeiterklasse von sich aus 
nur zu einem gewerkschaftlichen, nicht aber zu 
einem revolutionären Klassenbewußtsein gelangen 
kann, das nur von „außen her“, von einer als Par-
tei organisierten Avantgarde in die Arbeiterschaft 
hineingetragen werden kann. — In Chile waren 
gerade die verhältnismäßig besser entlohnten und 
gut organisierten Arbeitersparten (etwa die Berg-
arbeiter der Großunternehmen), die eine Art 
„Arbeiteraristokratie" ausmachten, an kämpfe-
rischsten, was nicht bedeutete, daß sie bei ihren 
Kämpfen etwa die Interessen der gesamten Arbei-
terklasse im Auge hatten. — Die Mehrheit der 
chilenischen Arbeiter war aber nicht in Großbetrie-
ben beschäftigt und auch gar nicht gewerkschaft-
lich organisiert. Vor wenigen Jahren ging ein chile-
nischer Autor so weit, das Folgende zu behaupten: 
„Wir wollen mit Nachdruck darauf hinweisen, daß 
die Arbeiterbewegung eng mit der Bewegung der 
Mittelschichten verbunden war. Es handelt sich hier 
nicht um einander entgegengesetzte, sondern, um-
gekehrt, um mit einander eng verbundene Sekto-
ren ... Der Arbeiter neigt dazu, sich selbst als 
Mitglied der Mittelschicht zu definieren. ... Das gilt 
insbesondere vom städtischen Arbeiter, dem (von 
einigen Ausnahmen abgesehen) ein wirkliches 
.Klassenbewußtsein' fehlt." German Urzua Valen-
zuela Los Partidos Politicos Chilenos, Sentiago 
1968, S. 194.



zu vertreten. Wie stark wenigstens in einigen, 
recht wichtigen Unternehmen die „gemäßig-
ten" politischen Kräfte waren, ging schon aus 
einigen Wahlen hervor, die im Verlauf des 
Monats August stattfanden. Gewiß, in der 
Grube El Salvador hatten die Christdemokra-
ten nur einen von sechs gewählten Vertretern 
durchbringen können. Im größten Stahlwerk 
Chiles aber, in Huachipato, wo mehr als 5000 
Betriebsangehörige gewählt hatten, waren von 
den zehn gewählten Vertretern zwei Christ-
demokraten, drei Radikale, zwei Sozialisten 
und zwei Kommunisten, während der zehnte 
sich als Trotzkist bezeichnete. Bei den Wahlen 
im großen Kupferbergwerk Chiquicamata stan-
den 19 Kandidaten zur Wahl, von denen sechs 
gewählt wurden. Nur ein einziger von ihnen 
gehörte der Volksfront an, und er war Mit-
glied der Radikalen Partei und vereinigte zu-
dem noch die geringste Stimmenanzahl auf 
sich. Vier der Gewählten waren Christdemo-
kraten, und einer hatte sogar als Mitglied der 
Nationalen Partei kandidiert. Auch die Wah-
len bei den Angestellten der Nationalbank er-
brachten ein für die Volksfront ungünstiges 
Ergebnis.
Wie würden nicht nur die Intellektuellen, 
Kleinbürger und Bauern, von denen viele be-
reits eine Kollektivierung zu fürchten haben 
und ihre Opposition dagegen zu manifestieren 
begannen, sondern auch die Arbeiter sich ver-
halten, wenn die wirtschaftlichen Schwierig-
keiten wüchsen, wenn es für sie alle gälte, die 
unmittelbaren Gruppeninteressen den histori-
schen Interessen des chilenischen gesellschaft-
lichen Fortschritts zu opfern. Daß ihm gerade 
in dieser Hinsicht ein schwerer Weg bevor-
stand, war Präsident Allende seit langem 
klar: „Wie schwierig es ist, Genossen, einigen 
dieser Arbeitergruppen klar zu machen, welche 
Verantwortung sie auf dem Gebiet der Produk-
tion haben! Was soll man dazu sagen, daß so 
viele von ihren Arbeitsplätzen fernbleiben, 
daß in einigen Betrieben vor allem an Mon-
tagen und Dienstagen 35—40 v. H. der Arbei-
ter fehlen?"

Das hatte Allende bereits Ende Mai in einer 
Rede vor den Studenten der Universität Con-
cepcion gesagt. Wie aber sollte unter sol-
chen Bedingungen eine Selbstbestimmung des 
Proletariats verwirklicht werden — eines Pro-
letariats, das in sich differenziert war, von 
dem ein beträchtlicher Teil nur Saisonarbeit 
kannte, während ein weiterer Teil in Klein-
betrieben mit handwerklichem Charakter be-
schäftigt war? Auch eine Selbstbestimmung 

konnte das Problem nicht lösen, ganz abge-
sehen davon, daß sie nicht einmal geplant oder 
erwünscht war. „Arbeiterselbstverwaltung" 
entsprach dem jugoslawischen Modell, das 
eine Marktwirtschaft einschloß. Allende aber 
wollte von diesem Modell nichts wissen und 
faßte sozialistische Wirtschaft als zentrale 
Planwirtschaft auf. Als Ende Oktober die Ar-
beiter von Chuquicamata damit drohten, einen 
Streik zu beginnen, um Lohnerhöhungen 
durchzusetzen, eilte Allende zu ihnen, um der 
Belegschaft ein System der Gewinnbeteiligung 
vorzuschlagen, das für alle nationalisierten 
Kupferbergwerke gelten sollte. Fraglich war 
allerdings, ob ein solches System materieller 
Anreize gut in die Gesamtpolitik der Regie-
rung passen würde. In seiner Unterhaltung 
mit Regis Debray hatte er erklärt, die ver-
staatlichten Betriebe würden von gewählten 
Komitees der Belegschaft zusammen mit einem 
vom Staat eingesetzten Verwalter geleitet 
werden, dann aber erläuternd hinzugefügt: 
„Wir haben es für notwendig erklärt, daß die 
Arbeiter, Angestellten und Techniker prozen-
tual an der Leitung der Betriebe beteiligt wer-
den, was aber nicht bedeutet, daß diese Unter-
nehmen über die Unabhängigkeit verfügen 
werden, ihre Produktion zu bestimmen. Wir 
sind und bleiben Anhänger einer zentralisti-
schen Wirtschaft, und die Betriebe werden ihre 
Produktionspläne nach den Verfügungen der 
Regierung ausrichten. Darüber werden wir mit 
den Werktätigen diskutieren, ohne aber ihnen 
die Betriebe zu übergeben, damit sie dann pro-
duzieren, was sie wollen, und daraus persön-
lichen Nutzen ziehen."

Wer auf zentrale Planung Gewicht legt und 
eine Steigerung der gesellschaftlichen Produk-
tion als vordringliche Aufgabe ansieht, wird 
unvermeidlich die Demokratie der Belegschaf-
ten klein- und die Leitung durch die Techno-
kraten großschreiben müssen. Denn ebenso 
wie die einzelnen Berufsgruppen unter den 
Arbeitern an ihre eigenen Interessen denken, 
so werden sich auch die Gesamtbelegschaften 
der verschiedenen Betriebe zunächst einmal 
spontan (und das heißt: demokratisch!) ego-
istisch verhalten, sie werden versuchen, für 
den eigenen Betrieb und damit auch für sich 
selbst besondere Vorteile herauszuschlagen. 
Wie aber sollte sonst eine Demokratie der 
„Werktätigen“ funktionieren? Dies war eines 
der schwierigsten Probleme, deren Lösung in 
keinem Lehrbuch zu finden war, das aber im 
Verlauf des chilenischen Experiments unbe-
dingt gelöst werden mußte.



X. Demokratie oder Effizienz

Lenin hatte einst in einer berühmten Kurz-
definition erklärt, Sozialismus sei die Verbin-
dung von Sowjets mit Elektrifizierung. Mit 
anderen Worten: Sozialismus ist Demokratie 
mit technologischem Fortschritt und wirtschaft-
licher Effizienz. Immer wieder hatte es sich her-
ausgestellt, daß es ungemein schwerfallen 
würde, beide Elemente miteinander zu ver-
einen, immer war die Spannung zutage getre-
ten, die zwischen den zwei Grundtendenzen 
des sozialistischen Projekts — der technokra-
tischen und der demokratischen — herrschte. 
Daß etwa in der Sowjetunion die „Sowjets" der 
„Elektrifizierung" zum Opfer gefallen waren, 
lag — wie mir scheint — durchaus nicht nur, 
vielleicht nicht einmal in erster Linie an der 
Rückständigkeit des Landes, in dem das erste 
sozialistische Experiment unternommen wurde. 
Manche Sozialisten Chiles mochten die Wur-
zeln der Schwierigkeiten in dem „unterent-
wickelten" Klassenbewußtsein der Proletarier 
ihres Landes und in den durch „bürgerliche“ 
Einflüsse (wie Egoismus, Materialismus usw.) 
bedingten gegenwärtigen Verhaltensweisen 
des chilenischen Volkes erblicken. Das aber 
hieße, daß erst die Umerziehung der Chilenen, 
die Schaffung eines „sozialistischen Men-
schen", eine künftige Demokratie ermöglichen 
könnte. Doch würde eine solche Umerziehung 
nicht nur lange Zeit in Anspruch nehmen, sie 
könne auch nur von oben bewirkt werden, 
durch einen permanenten Druck einer bewuß-
ten Minderheit auf eine weniger bewußte 
Mehrheit. Dann aber wäre gewiß eine Kombi-
nation der Demokratie jeder Art mit dem Auf-
bau des Sozialismus unmöglich. Nur eine herr-

schende Partei könnte mit einiger (recht zwei-
felhaften) Aussicht auf Erfolg eine solche 
Wandlung leiten, so daß sich schließlich auch 
in Chile an Stelle der Herrschaft des Prole-
tariats die Herrschaft einer Minderheit über 
das Proletariat verwirklichen würde.

Ein Jahr ist gewiß keine hinlängliche Frist, 
um den Erfolg oder Mißerfolg eines sozialen 
Experiments zu beurteilen — sie mag höch-
stens dazu ausreichen, um einige Tendenzen 
sichtbar zu machen, die dessen Gelingen ge-
fährden können. Obgleich im Verlauf dieses 
Jahres die repräsentative Demokratie funktio-
niert hat, waren doch die Spannungen zwi-
schen dieser konstitutionellen Ordnung und 
den von Marxisten-Leninisten erstrebten Zie-
len gewachsen. Es mochte viele geben, die an 
der Zukunft nicht nur dieser Form von Demo-
kratie, sondern jeglicher Demokratie zweifel-
ten, und andere, die befürchteten, Allende 
könnte den Sozialismus der Demokratie op-
fern. Es mochte auch viele geben, die darauf 
hofften, eine sozialistische Revolution als Re-
volution in Freiheit verwirklicht zu sehen. Op-
timisten wie Pessimisten aber sollten gleicher-
maßen das Wort des englischen Historikers 
Brogan in ihre Stammbücher schreiben, der auf 
Grund einer Analyse vieler revolutionärer 
Entwicklungen geschrieben hat: „Keine Revo-
lution führt jenes Programm aus, dessen Ver-
wirklichung sie dem Volk versprochen hatte. 
Sie mag darüber hinausgehen oder dahinter 
Zurückbleiben. Gewiß aber wird sie vieles 
vollbringen, was ihre Führer weder verspro-
chen noch gewollt hatten.“



Dieter Nohlen: Politischer Wandel durch Wahlen: Der Fall Uruguay
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/71, S. 3—22
Bei den uruguayischen Präsidentschafts- und Parlamentswahlen vom 28. November 1971 
bewirbt sich zum ersten Mal in der Geschichte des Landes eine Volksfront. Sie bietet 
der Wählerschaft eine substantiell neue Alternative als Antwort auf eine tiefgreifende 
ökonomische, soziale und politische Krise des einst wegen seines politischen Systems, 
seiner Sozialpolitik und politischen Kultur als Ausnahme in Lateinamerika angesehenen 
Landes.
Der Autor zeigt zunächst die ökonomischen, sozio-politischen und institutioneilen Ent-
wicklungen und Faktoren auf, die zu der heutigen Situation geführt und Uruguay 
.lateinamerikanisiert" haben. Nach einer knappen Skizzierung der traditionellen Par-
teien wird vor allem Genesis und Programm der Frente Amplio untersucht, die uruguay-
ische Volksfront im lateinamerikanischen Vergleich einzuordnen versucht und speziell 
als ein seiner Grundstruktur nach demokratisches Bündnis von der chilenischen Unidad 
Populär abgegrenzt. Es wird nach der Stellung von Militär und Kirche gefragt, die den 
Wahlprozeß beeinflussen, und eine Analyse der öffentlichen Meinung unternommen, 
die zu dem Ergebnis führt, daß das allgemeine Krisenbewußtsein der Wählerschaft noch 
nicht zu einer von der Wählertradition grundlegend abweichenden Stimmabgabe füh-
ren wird.
Schließlich werden einige Aspekte des Verhältnisses von Wahlen und politischem Wan-
del behandelt und die Bedeutung der uruguayischen Wahlen im Kontext der Ausein-
andersetzung zwischen Wahlen und Gewalt als Methoden der Machterlangung aufgezeigt.

Ernst-J. Kerbusch: Die Bedeutung von Wahlen in Lateinamerika am Beispiel der 
„demokratischen" Wiederwahl ehemaliger Diktatoren
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/71, S. 23—36
In den westlichen Demokratien wird nur allzu leicht davon ausgegangen, daß die Durch-
führung von freien Wahlen — d. h. Wahlen, bei denen prinzipiell alle Wahlberechtigten 
sowohl wählen als auch gewählt werden können — bereits als Beweis für die Existenz 
eines demokratischen Regierungssystems angesehen werden kann.
Die Analyse einiger Wahlen in Lateinamerika zeigt demgegenüber, daß diese Annahme 
für Entwicklungsländer oft falsch ist.
Auch ehemalige Diktatoren, die keinen Hehl daraus machen, daß sie auch in einer neuen 
Regierungsperiode die demokratischen Spielregeln nicht unter allen Umständen einzu-
halten gedenken, haben durchaus eine Chance, aus solchen Wahlen als Sieger hervor-
zugehen. Das gilt sowohl für Länder mit langer demokratischer Tradition wie Chile als 
auch für solche, die Jahrzehnte hindurch von Diktaturen regiert worden sind, wie z. B. 
Venezuela. Dabei spielt der Erfolg oder Mißerfolg während einer früheren Regierung nur 
eine sehr untergeordnete Rolle. Das gilt besonders dann, wenn es ihnen gelungen ist, 
durch Programme, die gezielt die Situation benachteiligter Bevölkerungsschichten (insbes. 
der Industriearbeiterschaft) verbesserten, eine rasch wachsende Gruppe in der Wähler-
schaft davon zu überzeugen, daß von ihnen mehr zu erwarten ist als von den „unfähigen 
und untätigen“ demokratischen Regierungen.
Eine Veränderung dieser Situation, in der die Gegner der Demokratie demokratisch an 
die Macht kommen, ist kaum zu erwarten, solange die Mehrzahl der Bevölkerung in 
Verhältnissen lebt, die geringfügige materielle Verbesserungen als wichtiger erscheinen 
lassen als abstrakte „bürgerliche Freiheiten“ (von denen sich mangels Ausbildung auch 
nur wenige Wähler einen rechten Begriff machen können).
Eine Veränderung könnte nur die totale Erneuerung des sozio-ökonomischen Systems 
der Länder Lateinamerikas bringen. Die aber ist, da sie auf Kosten der — weitestgehend 
identischen — politischen und ökonomischen Eliten gehen müßte, kaum zu erwarten. 
Deswegen besitzen Demagogen wie Vargas, Perön, Rojas Pinilla und Perez Jimenez 
weiterhin auch in freien Wahlen gute Chancen, legal an die Macht zu kommen — mit der 
Gefahr, daß nach ihrem — zu erwartenden — Scheitern nur noch die revolutionäre Um-
wälzung als Alternative verbleibt.

Boris Goldenberg: Chiles Weg zum Sozialismus
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/71, S. 37—53
Bei dem Versuch, in Chile einen demokratischen Sozialismus zu verwirklichen, handelt 
es sich um ein Experiment von welthistorischer Bedeutung. Dieser Anspruch, der dem 
politisch-sozialreformerischen Unternehmen beizumessen ist, wird einsichtig gemacht, 
indem auf die Entstehung und Zusammensetzung der Volksfront verwiesen wird, die 
Salvador Allende an die Regierung brachte, und indem die Volksfront der dreißiger Jahre 
zum Vergleich herangezogen wird. Die wichtigsten Ereignisse des ersten Regierungs-
jahres Allendes werden in groben Zügen beschrieben: daraus ergeben sich Perspektiven 
für die weitere Entwicklung des für Chile angestrebten Sozialismus, damit zugleich aber 
wird auf die grundlegenden Schwierigkeiten hingewiesen, die sich bei den Reformmaß-
nahmen abzeichnen und bei dem Versuch eintreten werden, den Sozialismus im Rahmen 
einer repräsentativen Demokratie aufzubauen.
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